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Einleitung 

Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bundestag 
gemäß § 16e Tierschutzgesetz (TierSchG) alle zwei Jahre 
einen Bericht über den Stand der Entwicklung des Tier- 
schutzes. Dem hier vorliegenden zehnten Bericht liegen 
die Jahre 2005 und 2006 zugrunde, ln diesem Zeitraum 
konnten in konsequenter Umsetzung des Verfassungsauf- 
trags spürbare Fortschritte für den Tierschutz erzielt wer- 
den. 

Im Bereich der Nutztierhaltung wurden spezifische 
Rechtsvorschriften betreffend die Haltung von Schwei- 
nen und Pelztieren in die Tierschutz-Nutztierhaltungsver- 
ordnung (TierSchNutztV) eingefügt. Für die Legehennen 
bleibt es dabei: Der Batteriekäfig ist ein Auslaufmodell. 
Für die intensive Eiererzeugung wurde der rechtliche 
Rahmen für die Kleingruppenhaltung, eine ebenso tierge- 
rechte wie wirtschaftliche Haltungsform, geschaffen. 
Deutschland hat auf dem Weg zum tiergerecht wirtschaf- 
tenden Agrarstandort einen wichtigen Schritt getan. 

Auch bei den Tiertransporten konnte ein großer Erfolg 
erzielt werden. Auf wiederholtes Drängen der Bundes- 
regierung hat die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften (KOM) mit Wirkung vom 24. Dezember 2005 
beschlossen, die Ausfuhrerstattung für lebende Schlacht- 
rinder aus der Europäischen Union (EU) in Drittländer er- 
satzlos zu streichen. Danach werden nun lange, die Tiere 
besonders belastende Transporte, z. B. in den Nahen Os- 
ten, nicht mehr subventioniert. 

Der Ersatz von Tierversuchen bleibt ein Dauerthema 
engagierter Tierschutzpolitik. Dem sogenannten 3R-Prin- 
zip (Refine, Reduce, Replace; Rüssel und Burch, 1959) 
folgend, muss nach allen erfolgversprechenden Möglich- 
keiten gesucht werden, Tierversuche zu verbessern, zu re- 
duzieren oder zu ersetzen. 

Diesem Zweck dienen zwei Förderprogramme: Seit 1984 
der Förderschwerpunkt „Ersatzmethoden zum Tierver- 
such“ des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung (BMBF) und seit 1990 die „Vergabe von For- 
schungsmitteln zur wissenschaftlichen Erarbeitung von 
Tierversuchsersatzmethoden“ der Zentralstelle zur Erfas- 
sung und Bewertung von Ersatz- und Ergänzungsmetho- 
den zum Tierversuch (ZEBET) des Bundesinstituts für 
Risikobewertung (BfR). Mit den genannten Förderpro- 
grammen leistet Deutschland den weitaus größten Beitrag 
aller Mitgliedstaaten der EU für die Entwicklung tierver- 
suchsfreier Prüfmethoden. Es gibt derzeit weder ein ver- 
gleichbares Förderprogramm, noch eine mit dem Status 
der ZEBET vergleichbare Einrichtung in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat. 

ln den zurückliegenden Jahren schritt die Entwicklung in 
Richtung immer stärker werdender supra- und internatio- 
naler Bezüge weiter voran. Immer deutlicher wird, dass in 
bestimmten Bereichen des Tierschutzes einzelstaatliches 
Handeln nicht mehr wirkungsvoll genug ist. Die Bundes- 
regierung begrüßt daher, dass die KOM auf wiederholte 
Forderungen, auch aus Deutschland, nunmehr einen Vor- 
schlag für eine Verordnung für ein europaweites Import-, 
Export- und Handelsverbot für Hunde- und Katzenfelle 


sowie daraus gefertigte Erzeugnisse vorgelegt hat, um da- 
mit der tierschutzwidrigen Behandlung von Hunden und 
Katzen in manchen asiatischen Ländern zu begegnen. 

Dem Verfassungsauftrag folgend wird die Bundesregie- 
rung auch in den kommenden Jahren nach Verbesserun- 
gen im Tierschutzbereich streben. So können mit einem 
praxisgerechten Prüf- und Zulassungsverfahren für se- 
rienmäßig hergestellte Stalleinrichtungen die Haltungs- 
bedingungen für Legehennen wirkungsvoll verbessert 
werden. Für den Schutz von Zirkustieren ist ein Zirkus- 
register zu entwickeln. Auf europäischer Ebene ist zu 
eruieren, wie die ins Stocken geratene Diskussion über 
den Tierschutz bei der Haltung von Masthühnem belebt 
werden kann. Auch aus der bereits angesprochenen Inter- 
nationalisierung erwachsen stetig neue Herausforderun- 
gen; eine Übersicht gewährt der vorliegende Bericht. 

1 Nutztierhaltung 

1.1 Rechtsvorschriften 

1.1.1 Schweinehaltung 

ln Deutschland wurden im Mai 2005 auf 88 700 Betrie- 
ben Schweine gehalten, im Mai 2006 waren es 
82 400 Betriebe. Die Gesamtanzahl erfasster Schweine 
belief sich zu den genannten Zeitpunkten auf 26 857 800 
(2005) bzw. 26 521 300 (2006). 

Durch die zuständigen Behörden wurden in den Jahren 
2004 bzw. 2005 in Schweinehaltungen 13 548 bzw. 
12 178 Kontrollen durchgeführt. Dabei gab es in 3 487 bzw. 

2 616 Fällen Anlass zu Beanstandungen. Am häufigsten 
wurden folgende Bereiche genannt: Aufzeichnungen über 
veterinärmedizinische Behandlungen, Mängel an den Ge- 
bäuden und Mängel bei der Tierkontrolle. 

Zur Regelung spezifischer Anforderungen an das Halten 
von Schweinen sowie zur Umsetzung der Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) 91/630/EWG, 2001/88/ 
EG und 2001/93/EG hat das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(BMELV) im Februar 2006 dem Bundesrat eine Verord- 
nung zur Änderung der TierSchNutztV zugeleitet, die im 
Wesentlichen die Bundesrats-Maßgaben aus dem Jahr 
2004' berücksichtigt. Der Bundesrat hat der Verordnung 
am 7. April 2006 mit verschiedenen Änderungen zuge- 
stimmt. Der Bundesrat forderte zusätzlich die Änderung 
der Vorschriften zur Legehennenhaltung (vgl. 1.1. 2).^ 

Die Verordnung wurde bei der KOM notifiziert und nach 
Ablauf der Stillhaltefrist verkündet. ^ Sie ist seit dem 
4. August 2006 in Kraft. 

Im Bereich Schweinehaltung ist die Verordnung in weiten 
Teilen inhaltsgleich mit dem EG-Recht. Sie weicht aber 
dort davon ab, wo dies auf der Grundlage wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse, von Erfahrungen aus der Praxis und 
dem Vollzug geboten ist. 


' Vgl. Tierschutzbericht der Bundesregierung 2005. 

2 Vgl. Bundesratsdrucksache 119/06 (Beschluss). 

3 Vgl. BGBl. IS. 1804. 
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Die Verordnung weist im Abschnitt Schweinehaltung im 
Wesentlichen folgende Abweichungen im Vergleich zu 
den Bundesrats-Maßgaben aus dem Jahr 2004 auf: 

- Stallneubauten müssen mit Flächen ausgestattet sein, 
durch die Tageslicht einfallen kann, die in der Gesamt- 
größe mind. 3 Prozent der Stallgrundfläche entspre- 
chen (sofern bautechnisch nicht möglich, genügen 
1 ,5 Prozent), 

- Spaltenweiten entsprechen dem EG-Richtlinien- 
Niveau, 

- Beschäftigungsmaterial muss in der Form veränderbar 
sein, 

- Größe der Eberbuchten entspricht EG-Richtlinien- 
Niveau, 

- für Absatzferkel ist keine separate Liegefläche von 
1 5 Prozent vorgeschrieben. 

Die geänderte TierSchNutztV macht in zahlreichen Fäl- 
len keine Veränderung bestehender Anlagen notwendig 
und beinhaltet darüber hinaus angemessene Übergangs- 
regelungen. So müssen z. B. überall in Anlagen bzw. Pro- 
duktionsbereichen, die bereits genehmigt oder in Benut- 
zung genommen worden sind, bestimmte Vorgaben erst 
ab Ende des Jahres 2012 erfüllt sein. 

Im Ergebnis verfolgt die Verordnung gleichermaßen das 
Ziel, eine wirtschaftliche Erzeugung von Schweinen in 
Deutschland zu ermöglichen und dem Staatsziel Tier- 
schutz angemessen Rechnung zu tragen. 

Deutschland war vom Europäischen Gerichtshof am 
8. September 2005 wegen Nichtumsetzung der Richt- 
linien 2001/88/EG und 2001/93/EG verurteilt worden. 
Aufgrund der Umsetzung der genannten Richtlinien 
durch die TierSchNutztV wurde das gegen Deutschland 
anhängige Vertragsverletzungsverfahren von der KOM 
im Oktober 2006 eingestellt. 

1.1.2 Legehennenhaltung 

ln Deutschland wurden im Jahr 2005 auf 77 600 Betrie- 
ben Legehennen gehalten. Der Gesamtbestand erfasster 
Tiere belief sich zu diesem Zeitpunkt auf 36 157 100 im 
Altersabschnitt über einem halben Jahr zuzüglich 
14 347 800 Küken (zur Aufzucht als Legehenne) und 
Junghennen bis zu einem Alter von einem halben Jahr. 

Durch die zuständigen Behörden wurden in den Jahren 
2004 bzw. 2005 in Legehennenhaltungen 4 081 bzw. 
6 253 Kontrollen durchgetührt. Dabei gab es in 1 089 bzw. 
1 446 Fällen Anlass zu Beanstandungen. Am häufigsten 
wurden folgende Bereiche genannt: Aufzeichnungen über 
veterinärmedizinische Behandlungen, Mängel an den Ge- 
bäuden und Mängel bei der Tierkontrolle. 

Die im vorangegangenen Abschnitt behandelte Verord- 
nung zur Änderung der TierSchNutztV brachte neben 
dem Abschnitt Schweinehaltung durch den Bundesrat 
veranlasst auch eine Änderung im Abschnitt Legehennen- 
haltung mit sich. 


Die wichtigsten Maßgabebeschlüsse des Bundesrates'' in 
Bezug auf die Legehennenhaltung sind: 

- Einführung der Kleingruppenhaltung als Alternative 
zur Boden- und Freilandhaltung mit folgenden Vorga- 
ben: 

- 800 cm^ uneingeschränkt nutzbare Fläche pro Le- 
gehenne bzw. 900 cm2 pro Legehenne ab 2 kg Le- 
bendgewicht, 

- 60 cm Mindesthöhe an der Frontseite der Haltungs- 
einrichtung, im übrigen 50 cm Mindesthöhe, 

- je Haltungseinrichtung müssen mindestens zwei 
Sitzstangen vorhanden sein, die in unterschiedli- 
cher Höhe angeordnet sind, 

- Einführung eines Kaltscharrraumes in der Freilandhal- 
tung. 

Für bestehende Betriebe mit Käfighaltung wird eine zeit- 
lich gestufte Übergangsfrist eingeräumt, die den Tierhal- 
tern eine Umstellung auf andere Haltungsformen ermög- 
lichen soll: 

- Das bislang ab 1 . Januar 2007 geltende grundsätzliche 
Verbot der Haltung von Legehennen in herkömmli- 
chen Käfigen greift weiterhin, sofern der Betriebs- 
inhaber bis zum 16. Dezember 2006 nicht ein verbind- 
liches Betriebs- und Umbaukonzept zur Umstellung 
der vorhandenen Haltungseinrichtungen auf alterna- 
tive zulässige Haltungssysteme angezeigt hat. 

- Andernfalls dürfen herkömmliche Käfige noch bis 
zum 31. Dezember 2008 genutzt werden. Im Einzel- 
fall ist eine Verlängerung um ein Jahr bis zum 
3 1 . Dezember 2009 möglich, wenn aus vom Antrag- 
steller nicht zu vertretenden Gründen die Inbetrieb- 
nahme des alternativen Haltungssystems nicht bis zum 
1 . Januar 2009 möglich ist. 

- Die Nutzung ausgestalteter Käfige ist bis zum 3 1 . De- 
zember 2020 befristet. 

Ein wesentliches Element der von den Ländern einge- 
brachten Regelungen ist die Eintührung der bereits er- 
wähnten Kleingruppenhaltung. Damit wird den deutschen 
Legehennenhaltem ein aus wirtschaftlicher und nutztier- 
ethologischer Sicht interessantes Produktionsverfahren 
ermöglicht. 

ln diesem Zusammenhang ist aber auch Forschungsbe- 
darf deutlich geworden. Es werden deshalb - entspre- 
chend der Bundesrats-Entschließung^ - Forschungsarbei- 
ten durchgetührt werden, um die noch offenen Fragen zur 
Legehennenhaltung zu klären (vgl. 5.1.2). 

ln seiner Entschließung anlässlich der Zustimmung zur 
zweiten Verordnung zur Änderung der TierSchNutztV hat 
der Bundesrat die Bundesregierung gebeten, gemeinsam 
mit den Ländern, den Wirtschaftsbeteiligten, der Land- 
wirtschaftlichen Rentenbank und der Bodenverwertungs- 


4 Vgl. Bundesratsdrucksache 119/06 (Beschluss). 

5 Vgl. dort B Nr. 2. 
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und -verwaltungs GmbH (BVVG) alle Möglichkeiten ei- 
ner prioritären Förderung und Unterstützung artgerechter 
Haltungsverfahren zu erörtern und einzuleiten. Im Zuge 
der Umstellung der Haltungssysteme sollten u. a. Boden- 
und Freilandhaltungssysteme gefördert werden. 

1.1.3 Pelztierhaltung 

Für die Haltung von Pelztieren lagen bisher keine beson- 
deren Tierschutzregelungen vor. Die Anforderungen er- 
gaben sich aus dem TierSchG und der „Empfehlung in 
Bezug auf Pelztiere“® des Ständigen Ausschusses des 
Europäischen Übereinkommens zum Schutz von Tieren 
in landwirtschaftlichen Tierhaltungen. 

Der Wissenschaftliche Ausschuss für Tiergesundheit und 
Tierschutz der KOM hat im Dezember 2001 einen Be- 
richt zur Pelztierhaltung in der Gemeinschaft veröffent- 
licht. Dabei wird bei der kommerziellen Haltung von 
Pelztieren auf teils erhebliche Defizite aus Tierschutz- 
sicht hingewiesen. 

Das BMELV hat im Jahr 2002 einen Verordnungsentwurf 
erstellt, der am 10. Juni 2005 dem Bundesrat zugeleitet 
wurde^, um die TierSchNutztV um einen Abschnitt mit 
Anforderungen an das Halten von Pelztieren zu ergänzen. 
Die Notifizierung der Verordnung war bereits im Jahr 
2005 erfolgt. Der Bundesrat hat der Verordnung am 
3. November 2006 ohne Forderung nach inhaltlichen Än- 
derungen zugestimmt. Die Dritte Verordnung zur Ände- 
rung der TierSchNutztV wurde am 11. Dezember 2006 
verkündet und trat einen Tag später in Kraft. 

Damit gelten erstmals bestimmte, rechtsverbindliche Hal- 
tungsanforderungen für sämtliche Pelztierarten in 
Deutschland. Die in der Verordnung festgelegten Min- 
destanforderungen sehen deutlich erhöhte Grundflächen, 
eine Anreicherung der Haltungseinrichtungen mit Platt- 
formen und Tunnelröhren sowie für Nerze mif einem 
Schwimmbecken vor. Der Wirtschaft werden wegen der 
erforderlichen Investitionen gestaffelte Übergangsfristen 
des Inkrafttretens von bis zu zehn Jahren eingeräumt. 

1 .1 .4 Prüf- und Zulassungsverfahren für 
Haltungseinrichtungen 

Bundesrat und Tierschutzverbände fordern seit längerem 
ein Prüf- und Zulassungsverfahren für Haltungseinrich- 
tungen für Nufztiere aus unterschiedlichen Gründen. 

Im Rahmen der Novellierung des Tierschutzgesetzes 
hatte der Bundesrat bereits 1998 eine gesetzliche Bestim- 
mung gefordert, nach der 

- serienmäßig hergestellte Aufstallungssysteme, Stall- 
einrichtungen und Gerätschaften zur Betäubung be- 
gutachtet werden und ggf ein Prüfsiegel erhalten soll- 
ten und 

- dieses Verfahren auch bei Gerätschaften aus Drittlän- 
dern angewendet werden sollte. 


6 BAnz. Nr. 89a vom 1 1 . Mai 2000. 

^ Vgl. Bundesratsdrucksache 437/05. 


Im Koalitions vertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 
1 1 . November 2005 wird ein Prüfverfahren für Haltungs- 
sysfeme für Nutzfiere vereinbarf. 

Der Bundesraf hatte wiederholt, zuletzt am 7. April 2006 
mit Entschließung zur TierSchNutztV, ein solches Verfah- 
ren gefordert, damit spätestens ab dem 1. Januar 2012 auf 
Tiergerechtheit geprüfte und zugelassene serienmäßig 
hergestellte Stalleinrichtungen für Legehennen in den 
Verkehr gebrachf werden. 

Die Länder sind für die Kontrolle und Durchführung des 
Tierschufzgesefzes zuständig. Sie suchen Verwaltungs- 
Vereinfachung, hoffen auf mehr Rechtssicherheit - auch 
für die landwirfschaftlichen Tierhalter - und sehen Pro- 
blemlösungen insbesondere im Bereich der Legehennen- 
haltung. 

Die Tierschutzverbände hoffen auf ein Verfahren, mit 
dem Einrichtungen aussortiert werden können, die nicht 
tiergerecht sind und sehen darin eine Anhebung des Tier- 
schutzniveaus bei der Haltung landwirtschaftlicher Nutz- 
tiere. 

Die in diesem Zusammenhang wichtigen Aspekte hin- 
sichtlich rechtlicher Vorgaben, zur Zuständigkeitsvertei- 
lung zwischen Bund und Ländern und zum Bürokratie- 
abbau müssen noch geprüft werden. 

Nachdem beim Bundeskanzleramt ein Normenkontrollrat 
eingerichtet wurde und Kosten nach einem Standardkos- 
tenmodell zu erfassen sind, müssen die Länder als grund- 
legende Voraussetzung im Sinne der Bestrebungen um 
den Bürokratieabbau eine geeignete Datengrundlage zur 
Verfügung sfellen. Damit muss die finanzielle Entlastung 
einer Verwaltungsvereinfachung einerseits und die Belas- 
tung durch die Schaffung einer zentralen Behörde für ein 
neues Verfahren andererseifs belegf und gegeneinander 
abgewogen werden. 

Ein Prüf- und Zulassungssysfem besieht bereits in Schwe- 
den. Die KOM ist jedoch der Auffassung, dass dies den 
freien Warenverkehr im Binnenmarkt behindert, und hat 
eine ausführliche Stellungnahme Schwedens zur Vorbe- 
reitung eines Vertragsverletzungsverfahrens angefordert. 
Die Entwicklung in Schweden wird deshalb intensiv ver- 
folgt. 

Vor diesem Hintergrund bereitet das BMELV zur Zeit 
eine Änderung des Tierschutzgesetzes vor, welche die 
Grundlage für die Erarbeitung einer entsprechenden Ver- 
ordnung darstellen muss. Mit der Verordnung müssen ins- 
besondere Prüfkriterien festgelegt werden, die ihrerseits 
noch zu entwickeln sind. 

Unabhängig von diesen Aktivitäten arbeitet die Deutsche 
Landwirtschafts-Gesellschaft e. V. (DLG) derzeit an der 
Konzeption eines freiwilligen Prüfverfahrens für Sfallein- 
richtungen als Angebof an die Wirtschaft, das sich an dem 
Konzept der technischen Prüfungen im Bereich der land- 
wirtschaftlichen Maschinen orientieren soll (Focus-Test 
Tiergerechtheit). 
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1 .1 .5 Tierhaltung in der ökologischen 
Landwirtschaft 

Der ökologische Landbau trägt den Prinzipien einer nach- 
haltigen Landbewirtschaftung in hohem Maße Rechnung. 
Zu den wesentlichen Kennzeichen des ökologischen 
Landbaus gehört das Streben nach einer artgerechten 
Tierhaltung. 

Damit die Wettbewerbsbedingungen für diese Wirt- 
schaftsweise harmonisiert und die hohen Erwartungen der 
Verbraucherinnen und Verbraucher erfüllt werden, sind 
die Mindestanforderungen für die gesamte EU seit 1991 
gesetzlich in der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Ra- 
tes vom 24. Juni 1991 über den ökologischen Landbau 
und die entsprechende Kennzeichnung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel (EG-Öko-Ver- 
ordnung) geregelt. 

Die EG-Öko-Verordnung, die zunächst nur für pflanzli- 
che Erzeugnisse galt, wurde 1999 um den Bereich der 
Öko-Erzeugnisse tierischer Herkunft ergänzt. Die Verord- 
nung (EG) Nr. 1804/1999 des Rates vom 19. Juli 1999 zur 
Einbeziehung der tierischen Erzeugung in den Geltungs- 
bereich der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 enthält spe- 
zielle Regelungen für Rinder, Schafe, Ziegen, Equiden, 
Schweine, Geflügel und Bienen und gilt seit dem 
24. August 2000.* Die hinsichtlich des Tierschutzes be- 
deutsamen Vorschriften der EG-Öko-Verordnung wurden 
bereits im Tierschutzbericht der Bundesregierung 2003 
erläutert. 

1.1.6 Berufsbildung 

Für den Tierschutz stellen Verantwortungsbewusstsein, 
Fachwissen und berufliche öualifikationen der Tierbe- 
treuer, insbesondere der Fach- und Führungskräfte in den 
Unternehmen der Tierhaltung, notwendige Voraussetzun- 
gen dar. Vor diesem Hintergrund sieht die Bundesregie- 
rung die kontinuierliche Modernisierung der Regelungen 
zur beruflichen öualifikation dieser Personengruppe, 
auch in Bezug auf die sich ändernden gesetzlichen und 
gesellschaftlichen Anforderungen zum Tierschutz, als 
eine wesentliche Daueraufgabe an. 

Im Berichtszeitraum wurde in Zusammenarbeit mit den 
Sozialpartnern des Agrarbereichs, als Folge der Neuord- 
nung des Ausbildungsberufes Tierwirt/Tierwirtin die No- 
vellierung der Verordnung über die Eignung der Ausbil- 
dungsstätte für die Berufsausbildung zum Tierwirt/zur 
Tierwirtin vollzogen, ln einem absehbaren Zeitraum wird 
auch die Modernisierung der entsprechenden Meisterprü- 
fungsverordnung vollzogen werden. Als nächsfe Vorha- 
ben in diesem Bereich sind die Modernisierungen der 
Ausbildungsordnungen für die Berufe Fischwirf/Fisch- 
wirtin und Pferdewirt/Pferdewirtin vorgesehen. Die hier- 
für erforderlichen Abstimmungsprozesse mit den zustän- 
digen Sozialpartnern des Agrarbereichs sind bereits 
eingeleitet worden. 


Die hinsichtlich des Tierschutzes bedeutsamen Vorschriften der EG- 
Öko-Verordnung wurden bereits im Tierschutzbericht der Bundes- 
regierung 2003 erläutert. 


Das Gesetz über die Reform hufbeschlagrechtlicher Re- 
gelungen und zur Änderung tierschutzrechtlicher Vor- 
schriften ist am 24. April 2006 verkündet worden.^ Das in 
diesem Artikelgesetz enthaltene Gesetz über den Be- 
schlag von Hufen und Klauen (Hufbeschlaggesetz, Huf- 
BeschlG) ist am 1. Januar 2007 in Kraft getreten und löst 
das seit 1940 bestehende Hufbeschlaggesetz ab. Das Bun- 
desverfassungsgericht (BVerfG) hat in einer einstweiligen 
Anordnung vom 5. Dezember 2006 das Inkrafttreten des 
Hufbeschlaggesetzes teilweise vorübergehend ausgesetzt. 
Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in der 
Hauptsache steht noch aus. 

Neben einer eindeutigen Definition der Tätigkeitsberei- 
che Hufbeschlag und Klauenbeschlag werden in diesem 
Gesetz Festlegungen für die zur öualifikation von Hufbe- 
schlagschmieden wesentlichen Bildungsstätten (Hufbe- 
schlagschulen, ehemals Hufbeschlaglehrschmieden) so- 
wie für eine aufbauende öualifikation von Fachleuten 
(Hufbeschlaglehrschmiede, ehemals Hufbeschlaglehr- 
meister) getroffen. Außerdem wird klargestellt, dass Huf- 
beschlagschmiede kein Gewerbe im Sinne der Hand- 
werksordnung betreiben. Mit dem Gesetz wird des 
Weiteren den Erfordernissen eines erweiterten Dienstleis- 
tungsmarktes entsprochen. 

Im Gesetz über die Reform hufbeschlagrechtlicher Rege- 
lungen und zur Änderung tierschutzrechtlicher Vorschrif- 
ten sind Festlegungen enthalten, die zum Erlass von 
Verordnungen ermächtigen. Die Verordnung über den Be- 
schlag von Hufen und Klauen (Hufbeschlagverordnung, 
HufBeschlV) wurde nach Zustimmung durch den Bun- 
desrat im Bundesgesetzblatt verkündet und ist seit dem 
22. Dezember 2006 in Kraft. 

Die HufBeschlV regelt die Anforderungen an die öualifi- 
kation, Prüfung und für die sfaatliche Anerkennung von 
Hufbeschlagschmieden, Hufbeschlaglehrschmieden und 
Hufbeschlagschulen. An der Erarbeitung dieser Verord- 
nung waren Sachverständige aus den verschiedenen Be- 
reichen des Hufbeschlags, der Veterinärmedizin und aus 
den Pferdesportverbänden beteiligt. 

Mit der HufBeschlV wird die umfassende Vermittlung 
von Fertigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten zur Huf- 
versorgung sichergestellt. Dabei wird sowohl die Barhuf- 
versorgung als auch das Anbringen von Hufschutzmate- 
rialien berücksichtigt. 

Mit dem Hufbeschlaggesetz und der HufBeschlV hat die 
Bundesregierung Grundlagen für eine ebenso tiergerechte 
wie für die Tierhalter transparente Modernisierung des 
Huf- und Klauenbeschlags geschaffen. Mit der geplanten 
Verordnung über die Gleichstellung von außerhalb des 
Geltungsbereiches des Hufbeschlaggesetzes erworbenen 
Hufbeschlagqualifikationen wird eine weitere notwen- 
dige Maßnahme zur Umsetzung des Gesetzes und euro- 
päischer Richtlinien eingeleitet. 


“> BGBl. IS. 900. 
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1.2 Fördermaßnahmen im Agrarbereich 

1.2.1 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) stellt das zen- 
trale Instrument der Bundesregierung zur Koordinierung 
und Vereinheitlichung der Agrarstrukturpolitik in 
Deutschland dar. Ziele sind die Stärkung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Land- und Emährungswirtschaft so- 
wie Maßnahmen zur Ausschöpfung der wirtschaftlichen 
Potenziale in ländlich geprägten Regionen. Mit verschie- 
denen Fördermaßnahmen sollen Anreize gegeben wer- 
den, Investitionen in eine bodengebundene und besonde- 
ren Anforderungen genügende Tierhaltung zu tätigen 
sowie besonders tiergerechte Haltungsverfahren anzu- 
wenden. Der GAK-Rahmenplan mit seinen verschiede- 
nen Fördergrundsätzen ist im Internet veröffentlicht. 

1 .2.1 .1 Agrarinvestitionsförderungsprogramm 

Das Agrarinvestitionsförderungsprogramm (AFP) im 
Rahmen der GAK ist das zentrale Programm in Deutsch- 
land zur Förderung von Investitionen in landwirtschaftli- 
chen Betrieben. 

Das AFP richtet sich an Unternehmen der Landwirt- 
schaft, unbeschadet der gewählten Rechtsform, deren Ge- 
schäftstätigkeit zu wesentlichen Teilen (mehr als 
25 Prozent der Umsatzerlöse) darin besteht, durch Boden- 
bewirtschaftung oder durch mit Bodenbewirtschaftung 
verbundene Tierhaltung pflanzliche oder tierische Er- 
zeugnisse zu gewinnen. Daneben sind verschiedene Zu- 
wendungsvoraussetzungen zu erfüllen. 

Eine besonders hohe Förderung kann im AFP gewährt 
werden, wenn der Investor beim Stallbau „Bauliche An- 
forderungen an eine besonders tiergerechte Haltung“ er- 
füllt. Diese Anforderungen liegen über den ordnungs- 
rechtlich ohnehin geltenden Standards und betreffen die 
Haltung von Milchkühen und Aufzuchtrindem, Kälbern, 
Mastrindern, Mutterkühen, Mastschweinen, Zuchtsauen 
und Zuchtebern, Ziegen, Schafen, Legehennen, Mast- 
puten, Masthühnem sowie Enten und Gänsen. So müssen 
für die besondere Förderung beispielsweise die fages- 
lichtdurchlässigen Flächen ausnahmslos mindesfens 
3 Prozent der Stallgrundfläche bei Mastschweinen, 
Zuchtsauen, Zuchtebern und Ferkeln sowie 5 Prozent bei 
allen übrigen Tierarten betragen. Darüber hinaus muss die 
Investition die Voraussetzung für ein größeres Platzange- 
bof der Tiere schaffen. 

Im Jahr 2005 wurde ca. die Hälfte der geförderten Stall- 
bauinvestitionen (1 240 Fälle mit rd. 271 Mio. Euro ge- 
förderten Investitionskosten) nach Maßgabe der o. g. 
Anlage des AFP für besonders tiergerechfe Haltungsver- 
fahren ausgestaltet." 


http://www.bmelv.de; Verzeichnis: Landwirtschaft; Unterverzeich- 
nis: Förderung; Unterverzeichnis: GAK. 

Anträge auf eine AFP-Förderung können bei den zuständigen Län- 
derbehörden (Landwirtschaftskammem oder -ämtem) gestellt wer- 
den. 


Die Einführung besonders tiergerechter Haltungsverfah- 
ren wird auch in der neuen EG-rechtlichen Förderperiode 
ab 2007 besonders hoch gefördert. Die Regelförderung 
(25 Prozenf Zuschuss) kann unter bestimmten Vorausset- 
zungen um bis zu 5 Prozent auf insgesamt bis zu 30 Pro- 
zent Zuschuss aufgestockt werden. 

1.2. 1.2 Förderung umweit- und tiergerechter 
Haltungsverfahren 

Der Fördergrundsatz „Umwelt- und tiergerechte Hal- 
tungsverfahren“ in bestimmten Betriebszweigen, der im 
Jahre 2003 im Zuge der stärkeren Ausrichtung der GAK 
auf eine umweit-, natur- und tiergerechte Qualitätspro- 
duktion in den Fördergrundsatz „Markt- und standort- 
angepasste Landbewirtschaftung“ (MSL) eingeführt 
wurde, soll beibehalten werden. 

Diese Fördermaßnahme richtet sich an landwirtschaftli- 
che Betriebe mit einem Viehbesatz zwischen 0,3 und 
2,0 Großvieheinheiten (GVE) je Hektar landwirtschaftli- 
che Nutzfläche, deren Tierhaltung den in der Fördermaß- 
nahme im einzelnen definierten, über die gesetzlichen 
Bestimmungen hinausgehenden Anforderungen genügt. 

Mit der Prämie sollen die zusätzlichen Aufwendungen, 
insbesondere durch Mehrarbeit, und die entstehenden 
finanziellen Verluste, z. B. durch eine verringerte Produk- 
tivität, ausgeglichen werden. 

Die Maßnahme ergänzt die Förderung einzelbetrieblicher 
Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben mit bauli- 
chen Anforderungen an eine besonders tiergerechte Hal- 
tung innerhalb des AFP. 

1.2.2 Bundesprogramm zur Förderung 
tiergerechter Haltungsverfahren 

Um die Abschaffung der Hennenhaltung in Käfigen zu 
flankieren, hat das frühere Bundesministerium für Ver- 
braucherschufz, Ernährung und Landwirfschaft im Jahr 
2002 ergänzend zum AFP ein Bundesprogramm zur För- 
derung tiergerechter Haltungsverfahren aufgelegt. Mit 
diesem Programm sollte ein zusätzlicher Anreiz für Lege- 
hennenhalfer - ungeachtef der gewählten Rechtsform der 
Betriebe - geschaffen werden, vor Ablauf der seinerzeiti- 
gen Übergangsfrist für besfehende Käfighaltungsanlagen, 
die am 3 1 . Dezember 2006 auslief, die baulichen und 
technischen Voraussetzungen für die Hennenhaltung ent- 
sprechend den künftigen gesetzlichen Mindestanforde- 
rungen zu schaffen. 

Aus dem Bundesprogramm, das über die Landwirtschaft- 
liche Rentenbank abgewickelt wurde und am 3 1 . Dezem- 
ber 2006 ausgelaufen ist, wurden über seine gesamte 
Laufzeit Darlehen in Höhe von ca. 19 Mio. Euro bewil- 
ligt. Damit wurden insgesamt ca. 1,3 Millionen alterna- 
tive Legehennenplätze erstellt. 

Mit der Zweiten Verordnung zur Änderung der Tier- 
SchNutztV kann von dem grundsätzlichen Verbot der 
Batteriekäfighaltung zum 1. Januar 2007 im Einzelfall 
und unter bestimmten Bedingungen abgewichen werden. 
Gleichzeitig wurde die Möglichkeit einer Kleingruppen- 
haltung von Legehennen geschaffen (vgl. 1.1.2). Vor 
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diesem Hintergrund bestand kein weiterer Bedarf für eine 
Fortsetzung des Bundesprogramms. Das AFP bietet eine 
hinreichende Möglichkeit zur Förderung von Investitio- 
nen in der Legehennenhaltung. 

1.3 Nationaler Bewertungsrahmen, 
Tierhaltungsverfahren 

Das im Auftrag des BMELV und des Umweltbundes- 
amtes durchgeführte Projekt „Nationaler Bewertungsrah- 
men Tierhaltungsverfahren“ wurde 2006 abgeschlossen. 

Im Rahmen des Projektes erfolgte eine umfassende Be- 
schreibung von 139 Verfahren der Rinder-, Schweine-, 
Geflügel- und Pferdehaltung sowie eine Bewertung an- 
hand festgelegter Kriterien. Es wurden nicht nur Hal- 
tungsverfahren berücksichtigt, die in der intensiven Tier- 
haltung bzw. bei großen Tierbeständen Anwendung 
finden, sondern gleichermaßen Verfahren, die in der ex- 
tensiven (inkl. ökologischen) Tierhaltung bzw. bei kleine- 
ren Beständen anzutreffen sind. 

Ziel des Projektes war es, für die wichtigsfen landwirt- 
schaftlichen Nutztierarten eine Vielzahl von Haltungsver- 
fahren hinsichtlich ihrer Wirkungen auf Umwelt und 
Tiergerechtheit zu beurteilen sowie eine zusammenfas- 
sende Aussage zum Umwelt- und Tierschutz zu treffen. 
Voraussetzung hierfür war die Enfwicklung einer Bewer- 
tungsmethode, die es ermöglicht, die unterschiedlichen 
Anforderungen aus Sicht des Tier- und des Umweltschut- 
zes auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und gesicherter praktischer Erfahrungen gleichrangig zu 
berücksichtigen und die Ergebnisse nachvollziehbar dar- 
zustellen. An dem Projekt waren zwei Arbeitsgruppen 
„Tiergerechtheit“ und „Umwelt- und Verfahrenstechnik“ 
beteiligt. Die Ergebnisse beider Arbeitsgruppen wurden 
in gemeinsamen Workshops zusammengeführt und abge- 
stimmt. 

Da Ammoniak und Geruch als Indikatoren im Genehmi- 
gungsverfahren von Tierhaltungsanlagen herangezogen 
werden, wurden sie bei der Bewertung der Haltungsver- 
fahren hinsichtlich der Umweltwirkung als Leitindikato- 
ren festgelegt. 

Dementsprechend wird bei den Erläuterungen der Ergeb- 
nisse und den Haupteinflussfaktoren weitgehend auf die 
Wirkung dieser beiden Indikatoren eingegangen. Für die 
Bewertung der Tiergerechtheit wurden die Aspekte Tier- 
verhalten und Tiergesundheit berücksichtigt. Es wurde 
geprüft, in welchem Ausmaß die baulich-technischen Ge- 
gebenheiten die Ausübung der Verhaltensweisen ermögli- 
chen. Da die Tiergesundheit weit geringer durch baulich- 
technische Gegebenheiten beeinflusst wird, sondern über- 
wiegend durch das Management, wurde hier keine 
Bewertung vorgenommen, sondern die von den Haltungs- 
verfahren ausgehenden Risikopotentiale für die Tierge- 
sundheit auf Grund von Expertenwissen vorläufig einge- 
schätzt. 

Von den 139 bewerteten Haltungsverfahren wurden in der 
zusammenfassenden Darstellung der Wirkungen auf Um- 
welt und Tiergerechtheit 19,1 Prozent der Haltungsver- 
fahren in die Kategorie 1 eingestuft. Diese Haltungsver- 


fahren erfüllen die baulich-fechnischen Voraussefzungen 
für eine genehmigungsfähige Tierhaltung und werden un- 
ter Einbeziehung der berücksichtigten Kriterien für Um- 
welf und Tiergerechtheit von den beteiligten Expertinnen 
und Experten empfohlen. Die meisten Haltungsverfahren 
(69,5 Prozent) wurden in Kategorie 11 eingestuft. Die 
Haltungsverfahren dieser Kategorie erfüllen die baulich- 
technischen Voraussetzungen für eine genehmigungsfä- 
hige Tierhaltung unter Einbeziehung der berücksichtigten 
Kriterien für Umwelt und Tiergerechtheit, ohne dass eine 
Empfehlung ausgesprochen wurde. Insgesamt 11,4 Pro- 
zent der Haltungsverfahren wurden in Kategorie 111 ein- 
gestuft. Auch diese Haltungsverfahren erfüllen die 
baulich-fechnischen Voraussefzungen für eine genehmi- 
gungsfähige Tierhaltung. Viele dieser Verfahren haben 
auf Grund arbeitswirtschaftlicher und ökonomischer Er- 
wägungen eine weite Verbreitung in der Praxis. Nach 
Meinung der Expertinnen und Experten sollten jedoch 
unter Einbeziehung der berücksichtigten Kriterien für 
Umwelf und Tiergerechtheit künftig andere Haltungsver- 
fahren eingesetzt oder ggf entwickelt werden. 

Mit dem „Nationalen Bewertungsrahmen Tierhaltungs- 
verfahren“ ist es erstmals gelungen, Haltungsverfahren 
für landwirfschaftliche Nutztiere gleichrangig hinsicht- 
lich ihrer Umweltwirkung und ihrer Wirkung auf die 
Tiere entsprechend dem Stand des Wissens und der Er- 
fahrungen der aktuellen Praxis umfassend zu beschreiben 
und zu bewerten. Die detaillierten Ergebnisse des Projek- 
tes stehen der Öffentlichkeit als KTBL-Schrift'^ zur Ver- 
fügung. 

1.4 Weitere Maßnahmen 

1.4.1 Pferdezucht und -haltung 

Die vom BMVEL herausgegebenen „Leitlinien zur Beur- 
teilung von Pferdehaltungen unter Tierschutzgesichts- 
punkten“'^ vom 10. November 1995 bieten nicht nur eine 
wichtige Grundlage der Selbstkontrolle für Pferdehalter, 
sondern dienen auch den für die Durchführung des Tier- 
schufzgesefzes zusfändigen Behörden. Insbesondere bei 
der Erfüllung der in den §§11 und 16 TierSchG genann- 
ten Aufgaben sind die Leitlinien als Orientierungshilfe 
für die Entscheidung von Einzelfällen anerkannt. 

Leitlinien sind keine Rechtsnormen und daher nicht 
rechtsverbindlich. Auch kommt ihnen nicht der Charakter 
von Verwaltungsrichtlinien zu. Sie sind Orientierungs- 
und Auslegungshilfe bei der Anwendung der einschlägi- 
gen Rechtsvorschriften. Sie schränken auch nicht die Zu- 
lässigkeit dessen ein, was nach nationalem oder Gemein- 
schaftsrecht erlaubt ist. 

Um neuen Erkenntnissen aus Wissenschaft und Praxis 
Rechnung zu tragen, sollen die Leitlinien aktualisiert 


Kuratorium für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft e.V. 
(KTBL) (2006): Nationaler Bewertungsrahmen Tierhaltungsverfah- 
ren. KTBL-Schrift 446 mit Intemetzugang. 

Diese Leitlinien können als Broschüre beim BMELV oder über das 
Internet (http://www.bmelv.de; Verzeichnis: Tierschutz und Tierge- 
sundheit; Unterverzeichnis: Tierschutz) bezogen werden. 
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werden. Aus diesem Anlass wurden im Beriehtszeitraum 
erste Faehgespräehe geführt und Überarbeitungsvor- 
sehläge einzelner Verbände diskutiert. 

1.4.2 Bundeseinheitliche Eckwerte 
Mastgeflügelhaltung 

ln den „Bundeseinheitliehen Eekwerten für eine freiwil- 
lige Vereinbarung zur Haltung von Jungmasthühnem 
(Broiler, Masthähnehen) und Mastputen“ ist ausgeführt, 
dass sie innerhalb von fünf Jahren naeh ihrer Verabsehie- 
dung zu überprüfen und ggf auf Grund neuer wissen- 
sehafllicher Erkenntnisse oder neuer praktiseher Erfah- 
rungen anzupassen sind. 

ln diesem Liehte ist beabsiehtigt, die bereits in den Jahren 
2004 und 2005 geführten Gespräehe zur etwaigen Weiter- 
entwieklung der Eckwerte fortzuführen, wenn die Erörfe- 
rung des Vorschlags der KOM für eine Richtlinie des 
Rates mit Mindestvorschriften zum Schutz von Masthüh- 
nem (vgl. 8.1.4) abgeschlossen ist. 

1.4.3 Haltung von Straußenvögeln 

Aus Nummer 12.2.1.5.1 der Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift zur Durchführung des Tierschutzgesefzes 
(AVV) isf herzuleiten, dass Straußenvögel nicht zu den 
landwirtschaftlichen Nutztieren zu zählen sind. Dies be- 
deutet, dass für die gewerbsmäßige Züchfung oder Hal- 
tung von Straußenvögeln nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
Buchstabe a TierSchG eine Erlaubnis erforderlich ist. ln 
dem Antrag auf Erteilung der Erlaubnis ist sowohl anzu- 
geben, wer die verantwortliche Person ist, als auch, wie 
die für die Haltung vorgesehenen Räume und Einrichtun- 
gen ausgestattet sind.''* Die zuständige Behörde erlangt 
damit Kenntnis von den Umständen, unter denen Strau- 
ßenvögel gehalten werden sollen, bevor sie die Erlaubnis 
zur Haltung erteilt. Im Rahmen dieser Prüfung ist es der 
zuständigen Behörde möglich, die Haltung von Straußen- 
vögeln, z. B. wegen mangelnden Schutzes vor den hier 
vorherrschenden Witterungsbedingungen, erforderlichen- 
falls ganz zu versagen oder mit Nebenbestimmungen zu 
versehen. 

Die zuständigen Behörden ziehen zur Auslegung der Hal- 
tungsanforderungen nach § 2 TierSchG sowohl die 
„Empfehlung für die Haltung von Straußenvögeln 
(Strauße, Emus und Nandus)“ des Ständigen Ausschusses 
des Europäischen Übereinkommens zum Schutz von Tie- 
ren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen beim Europarat 
als auch das vom BMELV herausgegebene „Gutachten 
über Mindestanforderungen an die Haltung von Straußen- 
vögeln, außer Kiwis“'^ als Orientierungs- und Entschei- 
dungshilfe heran. 

Aufgrund der anhaltenden Diskussion, ob unter den in 
Deutschland vorherrschenden klimatischen Bedingungen 
überhaupt eine tierschutzgerechte Strauß enhaltung mög- 


*4 § 1 1 Abs. 1 Satz 2 TierSchG. 

Dieses Gutachten kann als Broschüre beim BMVEL oder über das 
Internet (http://www.verbraucherministerium.de, Rubrik: Tier- 
schutz) bezogen werden. 


lieh ist, beauftragte das BMELV die Bundesforschungs- 
anstalt für Landwirfschaft (FAL), ein diesbezügliches 
Forschungsvorhaben durchzuführen, ln dem Forschungs- 
projekf der FAL zum Thema „Sfraußenhaltung auf kom- 
merziellen Befrieben in Deufschland - Einfluss der Witte- 
rung auf die Kükenmortalität, die Stallnutzung und die 
Körpertemperatur bei Jungtieren“ wurden keine klima- 
tisch bedingten Anpassungsschwierigkeiten festgestellt. 
Es kam bei den Tieren weder zu einer erhöhten Mortalität 
noch zu einer höheren Krankheitsanfälligkeit im Ver- 
gleich zu den sonst in der Literatur angegebenen Werten. 
Ähnliche Ergebnisse erbrachte bereits eine Dissertation 
an der Tierärztlichen Fakultät der Ludwig-Maximilian- 
Universität München.'® 

2 Haltung von Zirkus- und Heimtieren 

2.1 Haltung von Zirkustieren 

Nach § 1 1 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d TierSchG bedarf der- 
jenige, der Tiere gewerbsmäßig zur Schau oder für solche 
Zwecke zur Verfügung sfellen will, der Erlaubnis der zu- 
sfändigen Behörde. Die an eine Erlaubniserfeilung zu 
sfellenden Kriterien werden in § 1 1 TierSchG und in der 
AVV präzisiert. Die vom BMELV herausgegebenen 
„Leitlinien für die Haltung, Ausbildung und Nutzung von 
Tieren in Zirkusbetrieben oder ähnlichen Einrichtungen“ 
dienen als Orientierungshilfe, um konkrete Haltungs- 
anforderungen für die verschiedenen Tierarten festzule- 
gen. 

Dennoch sind die Haltungsbedingungen von Zirkustieren 
aus Sicht des Tierschutzes nicht immer zufriedenstellend. 
Die für die Durchführung des Tierschufzgesefzes zusfän- 
digen Länder berichten über Vollzugsprobleme, die sich 
aus den ständigen Ortswechseln der Zirkusuntemehmen 
ergäben. Daher fasste der Bundesrat in seiner 792. Sit- 
zung am 17. Oktober 2003 die Entschließung zum Verbot 
der Haltung bestimmter wildlebender Tierarten im Zirkus 
und zur Einrichtung eines Zirkuszentralregisters. 

Anlässlich der Beratungen über den Tierschutzbericht 
2003 ersuchte auch der Bundestag die Bundesregierung, 
zusammen mit den Ländern darauf hinzuwirken, die Hal- 
tungsbedingungen von Zirkustieren nachhaltig zu verbes- 
sern. Insbesondere die Einrichtung eines Zentralregisters 
sowie eine Positivliste der für die Zirkushaltung geeigne- 
ten Tierarten werden für nofwendig erachtef. 

Das BMELV erarbeitefe daraufhin nachfolgende Enf- 
würfe: 

- Änderung des Tierschufzgesefzes (Verbof besfimmfer 
wildlebender Arten), 

- Zirkusregister- Verordnung und 

- Änderung der AVV. 


Schulz, A.-C. (2004): Untersuchungen zum Verhalten von Afrikani- 
schen Straußen (Struthio camelus) unter deutschen Klimabedingun- 
gen, Ludwig-Maximilian-Universität München, Dissertation. 

Vgl. Bundesratsdrucksache 595/03 (Beschluss). 
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Im Rahmen der notwendigen Ressortabstimmung wurden 
jedoeh hinsiehtlieh des geplanten Verbots der Zursehau- 
stellung von Tieren bestimmter wildlebender Arten 
sehwerwiegende reehtliehe Probleme erkennbar. Erhebli- 
ehe Bedenken wurden im Hinbliek auf eine Beeinträehti- 
gung der Grundreehte der Berufsausübungs- und der Be- 
rufswahlfreiheit erhoben. Ferner wurden Bedenken 
hinsiehtlieh der Verhältnismäßigkeit und der Vereinbar- 
keit mit der Dienstleistungsfreiheit innerhalb der EU vor- 
gebraeht. So wurde z. B. im Jahr 2006 von der KOM ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Österreieh eröffnet, 
da Österreieh die Haltung und Mitwirkung von Wildtie- 
ren in Zirkussen verboten hat. Die KOM prüfte, ob dureh 
dieses Verbot der freie Dienstleistungsverkehr unreeht- 
mäßig eingesehränkt würde. Das Verfahren wurde im De- 
zember 2006 formell eingestellt. 

Unabhängig davon hat das Land Baden-Württemberg am 
29. März 2006 zwei Anträge für ein Haltungsverbot von 
Wildtieren, die Einführung eines Zirkuszentralregisfers 
und die Kennzeiehnung von Zirkusfieren in den Bundes- 
rat eingebraeht.'* Der federführende Agraraussehuss des 
Bundesrafes hat in seiner Sitzung am 19. Juni 2006 die An- 
träge von Baden- Württemberg sowie einen Änderungsan- 
trag Bayerns zu der Bundesratsdrueksaehe 229/06 (Kon- 
kretisierung des Haltungsverbots auf Affen, Elefanten 
und Großbären) angenommen. Die Empfehlung des In- 
nenaussehusses steht noeh aus. Auf Antrag von Saehsen- 
Anhalt wurden dort die Anträge am 22. Juni 2006 erneut 
vertagt, da vor dem Hintergrund des Entbürokratisie- 
mngsgebots noeh weiterer Prüfungsbedarf bestehe. Die 
Beratungen im Bundesrat werden erst bei Wiederaufmf 
der Vorlage dureh den Antragsteller fortgeführt, was bis- 
her nieht gesehehen ist. 

Vor dem Hintergrund der verfassungsreehtliehen Beden- 
ken und des gegen Österreieh eröffneten Vertragsverlet- 
zungsverfahrens wurde entsehieden, das Verbot der 
Zursehaustellung bestimmter wildlebender Tierarten vom 
Gesamtvorhaben getrennt zu bearbeiten. Seitdem wird 
die Einführung eines Zirkusregisfers vorrangig befrieben. 
Die dazu erforderliehen Reehtsfexfe (Spezifizierung der 
für ein Zirkusregisfer nofwendigen Ermäehtigungsgmnd- 
lage im TierSehG sowie eine Zirkusregisfer- Verordnung) 
befinden sieh derzeit in der Länder- und Verbandsanhö- 
rung. Die Verordnung soll zukünftig ermögliehen, dass 
die zuständigen Behörden sehneller auf bereits vorhan- 
dene Informationen zu den jeweiligen Zirkussen zurüek- 
greifen können. 

2.2 Haltung von Hunden 

Naeh § 3 Nr. 11 TierSehG ist es verboten, ein Gerät zu 
verwenden, das dureh direkte Stromeinwirkung das artge- 
mäße Verhalten eines Tieres, insbesondere seine Bewe- 
gung, erheblich einschränkt oder es zur Bewegung zwingt 
und dem Tier dadurch nicht unerhebliche Schmerzen, 


Vgl. Bundesratsdrucksache 228/06 und Bundesratsdruck- 
sache 229/06. 


Leiden oder Schäden zufügt, soweit dies nicht nach bun- 
des- oder landesrechtlichen Vorschriften zulässig ist. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 
23. Februar 2006'^ entschieden, dass § 3 Nr. 11 TierSehG 
den Einsatz solcher Geräte generell verbietet. Dies gelte 
unabhängig von der Verwendung im konkreten Einzelfall. 
Entscheidend sei vielmehr die Bauart bedingte Eignung 
des Gerätes, entsprechende Wirkungen wie nicht uner- 
hebliche Schmerzen, Leiden oder Schäden herbeizufüh- 
ren. 

Von verschiedenen Verbänden wurde daraufhin gefordert, 
einen Einsafz von Elekfroreizgeräten unter bestimmten 
Vorgaben gestützt auf § 2a TierSehG zu ermöglichen. Im 
Dezember 2006 hat das BMELV die tierschutzfachlichen 
Fragen des Einsatzes von Elektroreizgeräten, die sich aus 
dem Bundesverwaltungsgerichtsurteil ergeben, mit einer 
Gruppe von Sachverständigen erörtert. Darauf aufbauend 
ist abschließend zu prüfen, ob und in welchen Fällen der 
Einsatz von Elektroreizgeräten zum Schutz der Tiere er- 
forderlich sein kann. Nach Abschluss dieser Diskussion 
wird zu entscheiden sein, ob von der Verordnungser- 
mächtigung des § 2a Abs. la TierSehG Gebrauch ge- 
macht wird und Anforderungen an Ziele, Mittel und Me- 
thoden bei der Ausbildung, bei der Erziehung oder beim 
Training der Hunde festgelegt werden sollen. 

2.3 Leitlinien zur Ausrichtung 
von Tierbörsen 

Tiere zur Freizeitgestaltung werden in erheblichem Um- 
fang auf Tierbörsen verkauft, gekauft bzw. getauscht. Die 
Bedingungen, unter denen diese Veranstaltungen durch- 
geführt werden, wie der mitunter erhebliche Besucheran- 
drang, die große Anzahl angebotener, untereinander 
fremder Tiere und das oftmals breite Artenspektmm, kön- 
nen zu einer erheblichen Belastung der Tiere führen. 

Tierschufz- und Tierzuchtverbände drängten in der Ver- 
gangenheit auf eine Lösung; die Tierschutzreferenten des 
Bundes und der Länder kamen überein, dass diese bun- 
deseinheitlich zu finden sei. 

Vor diesem Hintergrund wurde ein Entwurf erarbeitet,^** 
der schriftlich sowie im Rahmen mehrerer Diskussions- 
mnden im BMELV mit Vertretern der Länder und ver- 
schiedener Verbände erörtert und weiterentwickelt wurde. 
Nach Abschluss dieser Arbeiten wurden die „Leitlinien 
zur Ausrichtung von Tierbörsen unter Tierschutzgesichts- 
punkten“ von den an der Erarbeitung maßgeblich betei- 
ligten Fachleuten zu Beginn des Jahres 2006 unterzeich- 
net. Die Veröffentlichung erfolgte am 1. Juni 2006. 

Die Leitlinien richten sich an Veranstalter, Börsenverant- 
wortliche, Aufsichtspersonen, Anbieter und Besucher mit 
dem Ziel, die notwendigen Informationen für die tier- 
schufzgerechte Organisation und Durchführung einer 


1 « Az.: BVerwG 3 C 14.05 
Vgl. Tierschutzbericht 2005. 

Diese Leitlinien können als Broschüre beim BMELV oder über das 
Internet (http://www.bmelv.de; Verzeichnis: Tierschutz und Tierge- 
sundheit; Unterverzeichnis: Tierschutz) bezogen werden. 
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Tierbörse bzw. die Teilnahme daran bundesweit einheit- 
lieh zu vermitteln. Darüber hinaus sollen die Leitlinien 
die faehliehe Grundlage für die Behörden zur Konkreti- 
sierung der Vorgaben erweitern. 

Auf den Charakter von Leitlinien wurde bereits eingegan- 
gen (vgl. 1.4.1). 

3 Transport von Tieren 

3.1 Tierschutztransport- 
Bußgeldverordnung 

Naeh Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 über 
den Sehutz von Tieren beim Transport (vgl. 8.1.6) haben 
die Mitgliedstaaten Sanktionen für den Fall des Verstoßes 
gegen diese Verordnung festzulegen. Dies ist dureh die 
am 28. Dezember 2006 im Bundesgesetzblatt verkündete 
Tiersehutztransport-Bußgeldverordnung22 gesehehen. Da- 
mit können bestimmte Verstöße gegen die EG-Transport- 
verordnung mit einem Bußgeld in Höhe von bis zu fünf- 
undzwanzigtausend Euro geahndet werden. 

Der Bußgeldbewehrung unterfallen beispielsweise Ver- 
stöße gegen die Einhaltung bestimmter Anforderungen an 
Transportmittel, gegen die Pflieht, Fahrtenbüeher anzule- 
gen, oder gegen bestimmte Sorgfaltspfliehten beim Um- 
gang mit Tieren beim Transport. 

3.2 Ratifikationsgesetz 

Das Europäisehe Übereinkommen zum Sehutz von Tie- 
ren beim internationalen Transport soll abgelöst werden 
(vgl. 8.2.4). 

Deutsehland hat das revidierte Übereinkommen am 
6. November 2003 gezeiehnet; das entspreehende Ratifi- 
kationsgesetz wurde am 22. August 2006 verkündet.^^ 

Derzeit wird die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
vorbereitet. Gleiehzeitig mit der Annahme der revidierten 
Konvention soll die Mitgliedsehaft in der bisherigen 
Transportkonvention gekündigt sowie eine Übergangsre- 
gelung zum Umgang mit solehen Vertragsparteien, die 
noeh Mitglied der bisherigen Konvention sind, gesehaf- 
fen werden. Das revidierte Übereinkommen tritt 6 Mo- 
nate naeh der Hinterlegung der Urkunde in Kraft. 

4 Töten von Tieren 

4.1 Änderung der Tierschutz- 

Schlachtverordnung 

Das Töten von Tieren ist im Wesentliehen im TierSehG 
sowie in der Tiersehutz-Sehlaehtverordnung (TierSehlV) 
geregelt, die materiell zu letzt dureh die Zweite Ände- 
rungsverordnung vom 4. Februar 2004 geändert wurde. 


Verordnung zur Durchsetzung bestimmter Vorschriften der Verord- 
nung (EG) Nr. 1/2005 des Rates vom 22. Dezember 2004 über den 
Schutz von Tieren beim Transport und damit zusammenhängenden 
Vorgängen sowie zur Änderung der Richtlinien 64/432/EWG und 
93/11 9/EG und der Verordnung (EG) Nr. 1255/97 vom 2 1 . Dezember 
2006 (BGBl. 1 S. 3390). 

23 BGBl. II S. 798. 


Ziel der Bundesregierung ist eine umfassende Novelle der 
TierSehlV Dadurch soll eine Anpassung der Rechtsnorm 
an den wissenschaftlichen Erkenntniszuwachs beim Tier- 
schutz erfolgen, wobei dem technischen Fortschritt bei 
der Schlachtung Rechnung getragen wird. Es soll alles 
unternommen werden, um die Situation nachhaltig zu 
verbessern. Daher wurde parallel zur Vorbereitung der 
Änderungsverordnung damit begonnen, in einer Bund- 
Länder-Arbeitsgruppe unter Beteiligung von Verwaltung 
und Wissenschaft den weiteren Änderungsbedarf zu prü- 
fen. 

Nach dem aktuellen Diskussionsstand wird ein möglicher 
Ansatz für eine nachhaltige Verbesserung der Situation in 
einem bauartlichen Zulassungsverfahren für Befäubungs- 
anlagen gesehen, zu dem auch die jeweiligen Zutriebs- 
und Entbluteeinrichtungen gehören. Zudem musste fest- 
gestellt werden, dass Fachwissen über Betäubungs- oder 
Tötungsverfahren bei Fischen nur sehr begrenzt vorliegt. 

Die Weiterentwicklung der schlachtrechtlichen Bestim- 
mungen sowie der Vereinheitlichung der Kontrollpraxis 
in den Ländern und die Förderung der Erforschung neuer 
Methoden und Verfahren sind Daueraufgaben. 

4.2 Töten von Tieren im Seuchenfall 

Die Tötung von Tieren im Seuchenfall erfolgt auf Anord- 
nung der zuständigen Behörde nach den Bestimmungen 
des Tierseuchengesetzes und den auf das Tierseuchenge- 
setz gestützten Verordnungen. 

Im Unterschied zur Schlachtung werden Nutztiere im 
Seuchenfall generell im Herkunftsbestand getötet. Daraus 
ergibt sich das Problem, dass zur Vermeidung der Aus- 
breitung von Tierseuchenerregem u. U. große Tierzahlen 
in Einrichtungen tierschutzgerecht zu töten sind, die hier- 
für nicht eingerichtet sind. Auch stehen Tierhalter und 
durchführendes Personal bei der Tötung ganzer Tierbe- 
stände vor großen sozialen und ethischen Herausforde- 
rungen. 

Unter dem Eindruck teilweise verheerender Seuchenzüge 
bei Rindern und Schweinen (Maul- und Klauenseuche, 
Schweinepest) sowie beim Geflügel (aviäre Influenza) in 
europäischen Nachbarstaaten hat sich auch in Deutsch- 
land in den letzten Jahren eine intensive Diskussion über 
aus der Sicht des Tierschutzes geeignete Methoden zur 
Seuchenkontrolle und zur Tötung von Tieren im Seu- 
chenfall entwickelt. 

Bei Rindern und Schweinen kommen als Methoden zur 
tierschutzgerechten Tötung ohne Blutentzug nur die An- 
wendung elektrischen Stromes oder - insbesondere für 
die Tötung von Tieren im letzten Drittel der Trächtig- 
keit - die Injektion von placentagängigen Stoffen mit Be- 
täubungseffekt in Betracht. 

Beim Geflügel kann nach der TierSehlV eine tierschutz- 
konforme Elektrotötung im Wasserbad erfolgen. Wäh- 
rend und nach dem Seuchenzug der aviären Influenza in 
den Niederlanden im Jahre 2003 wurden daneben Metho- 
den zur Anwendung von Gasen wie Kohlendioxid und 
Kohlenmonoxid entwickelt. Zulässig ist hier nur die 
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Tötung von Puten (und nach Ausnahmegenehmigung 
oder Anordnung der zuständigen Behörde auch anderer 
Geflügelarten), die in eine Mindestkonzentration von 
80 Vol. Prozent CO 2 gesetzt werden. Hierfür müssen die 
Tiere jedoch gefangen und in ein Behältnis verbracht 
werden, das diese Voraussetzungen erfüllt. Um diese Be- 
lastungen für die Tiere zu vermeiden, sind mit teilweise 
guten Erfahrungen auch ganze Ställe mit Gas (CO 2 oder 
CO) geflutet worden. Neben technischen und thermi- 
schen Problemen bei der Einbringung der Gase besteht je- 
doch weitgehend Unklarheit über den optimalen Verlauf 
der Gaskonzentration über der Zeit bei der Anwendung 
der verschiedenen Gase, um eine belastungsarme und 
tierschutzgerechte Tötung der verschiedenen Geflügelar- 
ten auf wissenschaftlicher Grundlage durchzuführen. 
Hierüber sollen deshalb in naher Zukunft im Instifut für 
Tierschufz und Tierhaltung der FAL Untersuchungen 
durchgeführt werden. 

4.3 Betäubungsloses Schlachten 

Mit Urteil vom 23. November 2006 bestätigt das Bundes- 
verwaltungsgericht Leipzig (BVerwG) zum ersten Mal 
vor dem Hintergrund des Staatsziels Tierschutz im 
Grundgesetz (GG) die bestehenden Regelungen im Tier- 
SchG zum betäubungslosen Schlachten (Schächten) als 
gesetzliche Grundlage eines angemessenen Ausgleichs 
zwischen Religionsfreiheit und Tierschutz. 

Nach § 4a Abs. 1 TierSchG besteht grundsätzlich die Ver- 
pflichtung, ein warmblütiges Wirbeltier nur zu schlach- 
ten, wenn es vor Beginn des Blutentzugs betäubt worden 
ist. Das betäubungslose Schlachten von Tieren ist in § 4a 
Abs. 2 Nr. 2 TierSchG geregelt. Die Erteilung einer Aus- 
nahmegenehmigung zum Schächten bedeutet nur, dass 
ein Tier ausnahmsweise ohne Betäubung geschlachtet 
werden darf Die übrigen Vorschriften des Tierschutz- 
rechts - z. B. des Tierschutzgesetzes und der TierSchlV - 
sowie des Lebensmittelrechts sind beim Schlachtvorgang 
einzuhalten. 

Die Regelung in § 4a Abs. 2 Nr. 2 TierSchG trägt dem 
durch Artikel 4 Abs. 2 GG geschützten Grundrecht auf 
freie Religionsausübung Rechnung. Das Schächten von 
Tieren wird seit vielen Jahren als Tierschutzproblem dis- 
kutiert; es wird von einem Teil der Bevölkerung als tier- 
schutzwidrig abgelehnt. 

Die Frage, ob im Sinne von § 4a Abs. 2 Nr. 2 TierSchG 
zwingende Vorschriften vorliegen, die Angehörigen be- 
stimmter Religionsgemeinschaften das Schächten vor- 
schreiben oder den Genuss von Fleisch nicht geschächte- 
ter Tiere untersagen, hat in den letzten Jahren zu einer 
Vielzahl von Entscheidungen der Verwaltungsgerichte bis 
hin zum Bundesverwaltungsgericht geführt. Neue Bewe- 
gung kam in die öffentliche Diskussion durch das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zum Schächten vom 
15. Januar 2002^^ sowie die nachfolgende Aufnahme der 
Staatszielbestimmung „Tierschutz“ in Artikel 20a GG. 


2-1 1 BvR 1783/99, BVerfGE 104, 337 ff. 


Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist die 
Regelung des Tierschutzgesetzes zum Schächten, nach 
der das Schächten grundsätzlich verboten ist, verfas- 
sungsgemäß. Zu dieser Entscheidung ist das BVerfG ge- 
langt, indem es die Belange des Tierschutzes mit der 
grundrechtlich geschützten Berufs- oder Handlungsfrei- 
heit der betroffenen Metzger unter Berücksichtigung der 
gleichfalls grundrechtlich geschützten Religionsfreiheit 
der Angehörigen betroffener Religionsgemeinschaften 
abgewogen hat. 

Das BVerfG hat in seiner Abwägung den Zweck der Re- 
gelung im TierSchG - ein grundsätzliches Schächtverbot 
mit der Möglichkeit von Ausnahmegenehmigungen - 
hervorgehoben. So hat es ausgeführt, der Gesetzgeber 
verfolge mit dem zwingenden Erfordernis einer Ausnah- 
megenehmigung vom Betäubungsgebot das Ziel, das 
Schächten selbst einer staatlichen Kontrolle zu unterwer- 
fen. Insbesondere die Prüfung der Sachkunde und der 
persönlichen Eignung des Antragstellers solle gewähr- 
leistet sein und die Schlachtung in einem zugelassenen 
Schlachthaus angestrebt werden. Auf diese Weise sollten 
Haus- und sonstige Privatschlachtungen unterbunden 
werden, bei denen ein ordnungsgemäßes Schächten häu- 
fig nicht gesichert ist und die daher zu besonders Anstoß 
erregendem Leiden der Tiere führen können. 

Das BVerfG haf weiter in diesem Urteil die verfassungs- 
gemäße Auslegung und Anwendung der Regelung des 
Tierschutzgesetzes zum Schächten angemahnt. Danach 
wird insbesondere die seinerzeitige Auslegung dieser 
Vorschrift durch das BVerwG^^ nicht der Reichweite des 
hier einschlägigen Grundrechts aus Artikel 2 Abs. 1 in 
Verbindung mit Artikel 4 Abs. 1 und 2 GG gerecht. Das 
BVerwG hatte in seinem Urteil das Vorliegen der Tatbe- 
standsvoraussetzungen zur Erteilung einer Ausnahmege- 
nehmigung zum Schächten verneint, weil der sunnitische 
Islam, dem die Klägerin in dem Verfahren vor dem 
BVerwG angehörte, wie der Islam insgesamt den Verzehr 
des Fleisches nicht geschächteter Tiere nicht zwingend 
verbiete. Das BVerwG war der Auffassung, dass das Tier- 
SchG die objektive Feststellung zwingender Vorschriften 
einer Religionsgemeinschaft über das Betäubungs verbot 
beim Schlachten verlange. Eine individuelle Sicht, die al- 
lein auf die jeweilige subjektive - wenn auch als zwin- 
gend empfundene - religiöse Überzeugung der Mitglieder 
einer solchen Gemeinschaft abstelle, sei demzufolge mit 
dem Regelungsgehalt des Gesetzes unvereinbar. 

Das Bundesverfassungsgericht stellt in seinem Urteil fest, 
dass eine solche Auslegung des Tierschutzgesetzes dazu 
führe, dass diese Ausnahmeregelung für Muslime ohne 
Rücksicht auf ihre konkrete Glaubensüberzeugung leer 
laufe. Das BVerfG führt aus, dass die berufliche Tätigkeit 
eines Metzgers, der im Hinblick auf die Speisevorschrif- 
ten seines Glaubens und des Glaubens seiner Kunden 
Schächten wolle, um deren Versorgung mit dem Fleisch 
betäubungslos geschlachteter Tiere sicherzustellen, damit 
verhindert werde. Eine derartige Auslegung des Tier- 
schutzgesetzes sei verfassungswidrig. Vielmehr sei bei 
der Auslegung der Tatbestandsmerkmale „Religionsge- 


25 Urteil V. 15. Juni 1995 - 3 C 31.93, BVerwGE 99, 1 ff. 
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meinschaften“ und „zwingende Vorsehriften“ dem 
Grundreeht aus Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Arti- 
kel 4 Abs. 1 und 2 GG Reehnung zu tragen. Als „Reli- 
gionsgemeinsehaften“ kämen deshalb aueh Gruppierungen 
innerhalb des Islam in Betraeht, deren Glaub ensriehtung 
sieh von derjenigen anderer islamiseher Gemeinsehaften 
unterseheidet. Das Vorliegen „zwingender Vorsehriften“ 
hätten die Behörden in jedem Einzelfall zu überprüfen. 
Hierbei sei der Bliek auf die konkrete, gegebenenfalls in- 
nerhalb einer Glaubensriehtung bestehende Religionsge- 
meinsehaft zu riehten. So reiehe es aus, dass derjenige, der 
die Ausnahmegenehmigung naeh § 4a Abs. 2 Nr. 2 Tier- 
SehG zur Versorgung der Mitglieder einer Gemeinsehafl 
benötige, substantiiert und naehvollziehbar darlege, dass 
naeh deren gemeinsamer Glaubensüberzeugung der Ver- 
zehr des Fleisehes von Tieren zwingend eine betäubungs- 
lose Sehlaehtung voraussetze. 

Aueh naeh der Aufnahme des Tiersehutzes als Staatsziel in 
Artikel 20a GG gilt unstreitig, dass zwisehen diesem 
Staatsziel und widerstreitenden Verfassungsgütem, hier 
insbesondere der Religionsfreiheit und der Religionsaus- 
übungsfreiheit naeh Artikel 4 Abs. 1 und 2 GG, ggf aueh 
in Verbindung mit der Berufsfreiheit naeh Artikel 12 
Abs. 1 GG und der allgemeinen Handlungsfreiheit naeh 
Artikel 2 Abs. 1 GQ ein Ausgleieh im Wege der prakti- 
sehen Konkordanz gefunden werden muss. Praktisehe 
Konkordanz bedeufef, dass eine optimale Wirkungsenffal- 
tung kollidierender verfassungsreehtlieh gesehützter Posi- 
tionen herzustellen ist, ohne dass eines der verfassungs- 
reehtlieh gesehützten Güter völlig zurüektreten muss. Es ist 
eine Lösung zu suehen, bei der beide Reehtspositionen 
mögliehst stark zur Geltung kommen und keine der ande- 
ren mehr als unabdingbar nötig weiehen muss. 

Die Belange des Tiersehutzes einerseits und der Religi- 
ons(ausübungs)freiheit andererseits sind demnaeh ange- 
messen zum Ausgleieh zu bringen, wobei die Grund- 
reehte Betroffener nieht unverhältnismäßig eingesehränkt 
werden dürfen. 

Das Urteil ist deshalb von besonderem Interesse, denn es 
ist das erste Mal - seit der Sehaffung eines Staatsziels 
Tiersehutz - dass sieh ein oberstes Gerieht mit der 
Sehäehtproblematik befasst. 

Zusammenfassend kann hier gesagt werden, dass letztlieh 
das BVerwG mit seinem Urteil die bestehenden Regelun- 
gen im TierSehG bestätigt. 

5 Tiere in der Forschung sowie 

Tierversuchswesen 

5.1 Forschung und Entwickiung zu 
tierschutzreievanten Fragen 

5.1.1 Bundesforschungsanstait für 
Landwirtschaft 

Zu den Sehwerpunkten der Arbeiten des Instituts für Tier- 
sehutz und Tierhaltung der FAL gehörte im Beriehtszeit- 
raum die Beteiligung am Nationalen Bewertungsrahmen 
Tierhaltungsverfahren (vgl. 1.3). Neben Forsehungspro- 
jekten zur Verbesserung der Haltungsbedingungen von 
Mastrindern und von Saugferkeln sowie zur Weiterent- 
wieklung von Indikatoren für Tiergereehtheit wurde ins- 


besondere die Forsehung zur Gesundheif der Fußballen 
von Masfgeflügel intensiviert. 

Im Institut für ökologisehen Landbau wurden u. a. Pro- 
jekfe zur Gesunderhaltung von Nutztieren bearbeitet. Das 
Institut für Betriebsfeehnik und Bauforsehung besehäf- 
tigte sieh beispielsweise intensiv mit Fragen zur Verbes- 
serung der Haltung von Pferden. Auswirkungen der Er- 
nährung auf die Gesundheit von Nutztieren wurden im 
Institut für Tieremährung erforseht. Das Institut für Tier- 
zueht besehäftigfe sieh u. a. mif biofeehnologisehen Me- 
thoden zur Reduktion von Tiersehutzproblemen und mit 
der Resistenzbildung gegenüber Tierarzneimitteln. 

Eine Auswahl von Projekten der FAL zu tiersehutzrele- 
vanten Themen ist in Anhang 4 aufgeführt. 

5.1.2 Forschung zur Legehennenhaltung 

Zur Optimierung von Boden- und Freilandhaltungen hat 
das BMELV in Zusammenarbeit mit Wissensehaftlem 
versehiedener Forsehungseinriehtungen ein Forsehungs- 
konzept Legehennenhaltung erarbeitet. Im Ergebnis 
konnten Forsehungsprojekte initiiert werden, die sieh mit 
den Themen Kannibalismus und Federpieken, Emissions- 
minderung dureh Managementmaßnahmen und Minimie- 
rung von Nährstoffeinträgen befassen. 

Im Zusammenhang mit der Änderung der TierSehNutztV 
(vgl. 1.1.2) wurden vom BMELV Forsehungsarbeiten zur 
Weiterentwieklung der Legehennenhaltung initiiert. Naeh 
Abstimmung mit Verbänden der Geflügelwirtsehaft und 
des Tiersehutzes sowie unter Beteiligung von Herstellern 
für Haltungssysfeme werden unfer Federführung des In- 
sfitufs für Tiersehufz und Tierhaltung der FAL versehie- 
dene Forsehungseinriehtungen die folgenden Teilprojekte 
bearbeiten: 

- Untersuehung der Kleingruppen- und der Bodenhal- 
tung, 

- Wissensehaflliehe Begleitung der Einführung der 
Kleingruppenhaltung auf Praxisbetrieben, 

- Erhebung von Referenzwerten in Bodenhaltung auf 
Praxisbetrieben. 

- Entwieklung möglieher zukünftiger Halfungssysfeme 
für Legehennen, 

- Weiferenfwieklung der Kleingruppenhaltung auf 
Versuehsb etrieb en, 

- Entwieklung eines neuen Haltungssystems, ausge- 
hend von eigenständigen Konzepten. 

- Experimentelle Untersuehungen zu systemübergrei- 
fenden Problemen bei der Legehennenhaltung. 

5.1.3 Bundesprogramm ökologischer 
Landbau 

Mit dem Bundesprogramm Ökologiseher Landbau ver- 
folgt die Bundesregierung das Ziel, die Rahmenbedin- 
gungen für eine wehere Ausdehnung des ökologisehen 
Landbaus deutlieh zu verbessern. Die Erarbeitung und 
Vermittlung neuen Wissens ist wesentlieh, um bestehende 
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Wissensdefizite auszuräumen. Teil des Bundespro- 
gramms ist daher die Förderung wissensehaftlieher For- 
sehungs- und Entwieklungsprojekte, in denen aueh der 
Tiersehutz direkt oder indirekt Berüeksiehtigung findet. 
Im Forsehungssehwerpunkt „Tierwissensehaften“ werden 
unter anderem Projekte zu artgereehten Haltungsverfah- 
ren, zur Sieherstellung der Tiergesundheit und zur Weiter- 
entwieklung von Fütterungsempfehlungen gefordert. Um 
bestehende Defizite aufzugreifen, werden beispielsweise 
Projekte in den folgenden Bereiehen gefordert: 

Es wurden Versuehe zur Gruppenhaltung von Kälbern so- 
wie von ferkelführenden Sauen durehgeführt, um eine 
Verbesserung des Haltungs- und Produktionssystems ent- 
spreehend der natürliehen Bedürfnisse der Tiere zu erzie- 
len. Geänderte Funktionsbereiehe (z. B. Naehtränkebe- 
reieh, Siehtwände) in der Kälberhaltung sollen die 
natürliehe Entwieklung, insbesondere das Lauf-, Spiel- 
und Sozialverhalten optimieren sowie das gegenseitige 
Besaugen verringern. Ziel des laufenden Projekts zur 
Gruppenhaltung ferkelführender Sauen isf es, die Erfolgs- 
fakforen des Gruppensäugens in der Praxis zu erfassen, 
um Empfehlungen für eine erfolgreiehe Durehführung 
abzuleifen und die weifere Efablierung des Produkfions- 
sysfems zu fordern. 

Ein wiehtiger Paramefer für die artgereehte Haltung ist 
die Gesundheit der Tiere. Sehwaehstellenanalysen auf 
Legehennen-, Milehvieh- und Ferkelerzeugerbetrieben 
wurden durehgeführt und betriebsindividuelle Tierge- 
sundheitskonzepte abgeleitet. Bei der Datenerhebung 
zum Lahmheitsgesehehen in ökologiseh wirtsehaftenden 
Milehviehbetrieben konnten erste positive Effekte von In- 
terventionsmaßnahmen auf einzelbetrieblieher Ebene 
festgestellt werden. Defizite wurden z. B. bei der Liege- 
fläehenqualität und der Lauffiäehenbesehaffenheit festge- 
stellt. Die damit verbundenen Mögliehkeiten für Maßnah- 
men, um Probleme zu mindern, wurden erfass! und 
genufzf. Die Häufigkeif von Lahmheifen konnfe dadureh 
verringerf werden. 

5.1.4 Modellvorhaben 

Im Rahmen der vom BMELV geförderfen Modellvorha- 
ben „Landwirfsehaffliehes Bauen“ werden besonders in- 
novative Entwieklungen im landwirtsehaftliehen Bauen 
in ausgewählten Praxisbetrieben über einen Zeitraum von 
drei Jahren erprobt und wissensehafllieh begleitet. Da- 
dureh sollen vielverspreehende Ansätze für eine tier- und 
umweltgereehte Landwirtsehaft frühzeitig erkannt, dureh 
die wissensehaftliehe Betreuung optimiert und letztend- 
lieh die Ergebnisse der Öffentliehkeit zugänglieh ge- 
maeht werden. 

Die Weiterentwieklung von Haltungssystemen für Masf- 
pufen besehränkt sieh bisher im Wesentliehen auf bau- 
lieh-teehnisehe Veränderungen, die in ersfer Linie hygie- 
nisehen und wirfsehaftliehen Verbesserungen dienen. 
Wissensehaftliehe Unfersuehungen haben aber gezeigf, 
dass Verhalfenssförungen wie z. B. Federpieken und Kan- 
nibalismus unfer anderem aueh auf die reiz- und sfruktur- 
losen Haltungssysfeme zurüekzuführen sind. 


Zur weiferen Klärung der Frage, ob dureh die Anreiehe- 
rung der Haltungsumwelt die Tiergereehtheit naehhaltig 
verbessert und damit ggf das Auftreten von Federpieken 
und Kannibalismus gemindert werden kann, wird das der- 
zeitige Modellvorhaben des BMELV zum Thema „Tier- 
gereehte Haltung von Mastputen“ durehgeführt. Mit wis- 
sensehaftlieher Begleitung wird in zwei herkömmliehen 
Betrieben und einem ökologiseh wirtsehaftenden Betrieb 
dureh das Angebot von erhöhten Ebenen, Sitzplätzen auf 
Strohballen und Besehäftigungsmaterial die Haltungsum- 
welt angereiehert. Den Tieren soll damit die Mögliehkeit 
gegeben werden, arttypisehe Verhaltensweisen auszu- 
üben. Außerdem werden positive Effekte auf Gesundheit 
und Wohlbefinden der Tiere erwartet. Die Ergebnisse des 
Modellvorhabens werden 2007 vorliegen. 

5.1.5 Weitere ausgewählte Forschungs- 
vorhaben 

5.1. 5.1 Wildretter 

Die Problematik der Wildtierverluste, insbesondere beim 
Mähen von Wiesen zur Heu- oder Silagegewinnung, ist 
alljährlieh Anlass für die zuständigen Behörden der Län- 
der sowie von Verbänden und Vereinen, Landwirte und 
Jäger darüber zu informieren, wie solehe Verluste vermie- 
den werden können. Im Vordergrund stehen präventive 
Maßnahmen, um z. B. Rehwild davon abzuhalten, in die 
zu mähenden Fläehen einzuwandem. Außerdem wird das 
Absuehen der Fläehen vor dem Mähen dureh Personen 
mit gesehulten Hunden empfohlen. Für das Absuehen ist 
aueh ein handgetragener, mit Sensoren bestüekter elektro- 
niseher Wildretter am Markt verfügbar. Die Bundesregie- 
rung ist bereit, die Entwieklung eines für die Anbringung 
an ein Mähwerk oder -fahrzeug geeigneten elektroni- 
sehen Wildretters zu fördern und beteiligt sieh an den 
Vorbereitungen für ein entspreehendes Forsehungspro- 
jekt. 

5.1. 5.2 Pelztiere 

Bereits in Absehnitt 1.1.3 wurde die Änderung der Tier- 
SehNutztV mit dem Ziel der Verbesserung des Tiersehut- 
zes in der Pelztierhaltung dargestellt. Unter anderem soll 
naeh einer 10-jährigen Übergangsfrist den Tieren ein mit 
Wasser gefülltes Sehwimmbeeken zur Verfügung gestellt 
werden. Um eine tiersehutzgereehte und effiziente Um- 
setzung der abstrakten Vorgaben zu vereinfaehen und die 
reehtliehen Vorgaben ggf weiterentwiekeln zu können, 
sind die wissensehaftliehen Grundlagen für Defailvorga- 
ben zu ergänzen. 

Ein Auftrag über ein entspreehendes Forsehungsprojekt 
wurde am 5. Mai 2006 im Supplement zum Amtsblatt der 
EG europaweit bekanntgemaeht.^^ Zu den im Rahmen 
dieser Aussehreibung naeh der Verdingungsordnung für 
Leistungen Teil A (VOL/A) definierten Bedingungen war 
kein wertbares Angebot eingegangen. Auf Grundlage der 
vorgelegten Unterlagen wurde daher entsehieden, die 
Ludwig-Maximilian-Universität Münehen (Professor 
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Dr. Erhardt; Institut für Tierschutz, Verhaltenskunde und 
Tierhygiene) zur Antragsabgabe zu Forschungsarbeiten 
zum Thema „Untersuchung zu Form, Fläche und Tiefe 
von Wasserbecken in der Haltung von Nerzen (Mustela 
vison)“27 im Wege einer Zuwendung aufzufordem. 

5.1 .5.3 Mastkaninchen 

Aktuell liegen im Vergleich zu anderen Nutztierarten nur 
wenige Kenntnisse über die Voraussetzungen einer tierge- 
rechten Kaninchenhaltung vor. Zu diesem Schluss kommt 
auch ein im Herbst 2005 veröffentlichter Bericht des Wis- 
senschaftlichen Ausschusses für Tiergesundheit und Tier- 
schutz der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicher- 
heit (EFSA) zur Mastkaninchenhaltung. 2 * 

Der Bericht bewertet die Situation in der Intensivhaltung 
von Mastkaninchen und weist auf deutliche Defizite aus 
Tierschutzsicht hin. Ferner seien einige wissenschaftliche 
Fragestellungen bisher nicht ausreichend beantwortet. Im 
Einzelnen werden benannt: die Artgerechtheit reiner 
Drahtgitterböden, die Notwendigkeit einer Anreicherung 
der Käfige mit geeignetem Beschäftigungsmaterial, v. a. 
aber die Frage nach einer unter dem Gesichtspunkt des 
Tierschutzes geeigneten Besatzdichte. Dies betrifft so- 
wohl das Fehlen wissenschaftlich fundierter Angaben 
über Mindestmaße hinsichtlich der Grundfläche als auch 
hinsichtlich der erforderlichen Käfighöhe. 

Vor diesem Hintergrund wurde durch die Bundesanstalt 
für Landwirfschaft und Ernährung (BLE) am 23. Mai 
2006 eine Interessensbekundung veröffentlicht.^^ An- 
schließend wurden bei wissenschaftlichen Einrichtungen 
Angebote für ein Projekf mif dem Tifel „Untersuchungen 
zur Gruppengröße und zum Flächenbedarf in der Mastka- 
ninchenhaltung“2o eingeholt. Die Möglichkeit, Angebote 
einzureichen, endete am 6. Oktober 2006. 

Auf Gmndlage der vorliegenden Unterlagen wurde die 
Justus-Liebig-Universität Gießen (Prof Dr. Hoy; Institut 
für Tierzucht und Haustiergenetik) für die Projekfdurch- 
führung zur Deckung des Entscheidungshilfebedarfs aus- 
gewählt. 

5.1 .5.4 Mastputen 

Zur nachhaltigen Verbesserung des Tierschutzniveaus in 
der Putenmast besteht Bedarf an wissenschaftlichen Er- 


Förderkennzeichen 03HS061. 

Scientific Report „The Impact of the current housing and husbandry 
Systems on the health and welfare of farmed domestic rabbits“, 
EFSA-Q-2004-023; Zusammenfassung, Gutachten des Wissen- 
schaftlichen Gremiums für Tiergesundheit und Tierschutz (AHAW- 
Gremium) auf Ersuchen der Kommission über „Die Auswirkungen 
der gegenwärtigen Unterbringungs- und Haltungsformen auf die Ge- 
sundheit und das Wohlergehen gewerblich gehaltener Hauskanin- 
chen“; Scientific Opinion of the Scientific Panel on Animal Health 
and Welfare on „The Impact of the current housing and husbandry 
Systems on the health and welfare of farmed domestic rabbits“; An- 
nex to the Scientific Report: „The Impact of the current housing and 
husbandry Systems on the health and welfare of farmed domestic rab- 
bits“. 

29 BAnz. Nr. 97 vom 23. Mai 2006: S. 3827. 

39 Förderkennzeichen: 06HS004. 


kenntnissen insbesondere zur Frage der Indikaforen einer 
tiergerechten Haltung. 

Vor diesem Hintergrund hat die BLE die Absicht bekun- 
det,2i ein Forschungsvorhaben zur Bereitstellung von wis- 
senschaftlicher Entscheidungshilfe für das BMELV in 
Form einer Zuwendung zu vergeben. 

Ziel des Entscheidungshilfe (EH) - Forschungsvorhabens 
„Indikatoren einer tiergerechten Mastputenhaltung“^^ ist 
es u. a., die Kenntnisse darüber zu erweitern, ob und ggf 
wie es möglich ist, in Tierschutzmaßnahmen stärker als 
bisher tierbezogene Parameter zu integrieren. 

Die Bearbeitung dieser Fragestellung erfordert in Mast- 
putenbeständen und - sofern eine Auswertung der amt- 
lichen Fleischhygienestatistik keine ausreichenden 
Erkenntnisse erbringt - auch auf Schlachthöfen systema- 
tische Erhebungen sowie deren statistische Analyse. 

Im Zusammenhang damit sind die vorhandenen Erfahrun- 
gen des Vollzugs bei der Überwachung von Mastputenbe- 
ständen sowie erforderlichenfalls bei der Lebendtier- und 
Schlachtkörperuntersuchung durch detaillierte Befragun- 
gen zu sammeln und zu analysieren. 

ln beiden Arbeitselementen sollen vorrangig folgende 
Fragestellungen geklärt werden: 

- Welche, am lebenden Tier oder am Schlachtkörper er- 
hebbaren Merkmale beschreiben tierschutzrelevante 
Sachverhalte? 

Die Beantwortung dieser Frage sollte solche Merk- 
male umfassen, die bei der Lebendtier- bzw. Schlacht- 
körperuntersuchung bereits jetzt erhoben werden so- 
wie weitere Merkmale, welche die genannten 
Untersuchungen ergänzen können. 

- Welche Ursachen liegen den erhobenen Merkmalen 
zugrunde? 

- Welcher Aufwand entsteht durch die Erhebung dieser 
Merkmale? 

- Welche Maßstäbe können verwendet werden, um die 
Tiergerechtheit einer Haltung zu beurteilen, wenn 
- z. B. auf direktvermarktenden Betrieben - die erar- 
beiteten Indikatoren nicht erhoben werden können? 

Drei Bewerber haben Anträge auf Zuwendung für das ge- 
nannte Forschungsvorhaben eingereicht. Es ist beabsich- 
tigt, im ersten Quartal des Jahres 2007 einen Zuwen- 
dungsempfänger für die Durchführung des Vorhabens 
auszuwählen. 

5.2 Tierversuche sowie Ersatz- und 

Ergänzungsmethoden 

5.2.1 Rechtsvorschriften 

5.2.1 .1 Pfianzenschutzmitteirichtiinie 

Die KOM hat im Juli 2006 mehrere Vorschläge für eine 
umfassende Änderung und Erweiterung des Pfianzen- 
schutzrechts der EU vorgelegt. Unter anderem soll die 


Bekanntmachung Nr. 7/06/5 1 vom 9. Oktober 2006. 
Förderkennzeichen 06HS015. 
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Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln durch eine Verordnung ersetzt 
werden. Erste Beratungen haben unter finnischer Ratsprä- 
sidentschaft begonnen und werden unter deutscher Präsi- 
dentschaft fortgeführt. 

Bereits in den Erwägungsgründen des Verordnungsent- 
wurfs wird das klare Ziel definiert, dass zukünftig im 
Rahmen der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln auf die 
Wiederholung von Tests und Studien, insbesondere an 
Wirbeltieren, verzichtet werden sollte. Im Artikel 59 des 
o. g. Entwurfs schlägt die KOM eine zwingende gemein- 
same Datennutzung (data sharing) für Tierversuche im 
Rahmen der Prüfung von Pflanzenschutzmitteln vor. Die 
Bundesregierung begrüßt in ihrer Stellungnahme vom 
6. Oktober 2006 ausdrücklich diesen Vorschlag, da er zur 
Reduzierung von Tierversuchen und zur Verhinderung 
von Doppelversuchen beiträgt. Desweiteren fordert sie 
die konsequente Berücksichtigung des 3R-Prinzips bei 
Tierversuchen. Schwerpunkt muss dabei die zügige Ent- 
wicklung von Altemativmethoden und die Reduzierung 
von Tierversuchen sein. 

5.2. 1.2 Tabakerzeugnisse und Kosmetika 

Zur Entwicklung von Tabakerzeugnissen und Kosmetika 
dürfen gemäß § 7 Abs. 5 TierSchG grundsätzlich keine 
Tierversuche durchgeführt werden. 

Sechs Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinie 2003/15/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. Februar 2003 zur Änderung der Richtlinie 76/768/ 
EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über kosmetische Mittel (Abi. EU 
Nr. L 66 S. 26) dürfen kosmetische Mittel, deren Be- 
standteile zur kosmetikrechtlichen Sicherheitsbewertung 
nach diesem Zeitpunkt im Tierversuch getestet worden 
sind, auch dann nicht mehr in den Verkehr gebracht wer- 
den, wenn es keine alternativen Methoden gibt, ln drei 
benannten Ausnahmefällen befrägt die Frisf zehn Jahre. 
Diese Regelungen wurden mit der Verordnung zur Ände- 
rung der Kosmetik- Verordnung und zur Änderung weite- 
rer lebensmittelrechtlicher Vorschriften im Oktober 2004 
national umgesetzt. Sie werden verstärkt dazu führen, Er- 
safz- und Ergänzungsmethoden für Tierversuche zu enf- 
wickeln. 

Darüber hinaus haf die KOM in der Kosmefik-Richtlinie 
ein Verzeichnis für validierfe Alternativen zum Tierver- 
such eingerichtet, ln dieses Verzeichnis sollen Ersatz- und 
Ergänzungsmethoden aufgenommen werden, die vom 
Europäischen Zentrum für die Validierung von Altema- 
tivmethoden (ECVAM; vgl. 5.2.3. 1) der Gemeinsamen 
Forschungsstelle validiert worden sind und nicht in An- 
hang V der Richtlinie 67/548/EWG des Rates zur Anglei- 
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriflen für die 
Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe aufgeführt sind. Damit soll zeitlichen Verzögemn- 
gen bei der Validierung alternativer Methoden entgegen- 
gewirkt und den spezifischen Erfordernissen der Prüfkri- 
terien von Bestandteilen kosmetischer Mittel entsprochen 
werden. Diese Regelungen wurden mit der Achtunddrei- 


ßigsten Verordnung zur Änderang der Kosmetikverord- 
nung im Dezember 2005 national umgesetzt. 

Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich für eine zü- 
gige Aufnahme enfsprechender alternativer Methoden in 
dieses Verzeichnis ein. Dies gilt auch vor dem Hinter- 
grand der von der KOM erarbeiteten Strategie zur Rege- 
lung der Haarfärbemittel, die einer toxikologischen Be- 
wertung unterzogen werden und nur verwendet werden 
dürfen, wenn kein Gesundheitsrisiko besteht. 

Am 7. Juni 2006 wurde von der KOM eine „Empfehlung 
zur Festlegung von Leitlinien für die Verwendung von 
Angaben, denen zufolge keine Tierversuche gemäß der 
Richtlinie 76/768/EWG des Rates durchgeführt wurden“ 
veröffentlicht. Sie beinhaltet einheitliche Kriterien für die 
Kennzeichnung kosmefischer Mittel hinsichtlich des Aus- 
wahlkriteriums Tierschutz, d.h wann bei der Kennzeich- 
nung einzelner Kosmetika darauf hingewiesen werden 
darf, dass zur Entwicklung des kosmetischen Mittels 
keine Tierversuche durchgeführt worden sind. 

5.2.1 .3 Testmethoden zum Nachweis mariner 
Biotoxine 

Anerkannte Testmethoden zum Nachweis mariner Bioto- 
xine werden in Anhang 111 der Verordnung (EG) 
Nr. 2074/2005 der Kommission vom 5. Dezember 2005 
zur Festlegung von Durchführungsvorschriften für be- 
sfimmfe unfer die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Eu- 
ropäischen Parlamenfs und des Rates fallende Erzeug- 
nisse und für die in den Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 
des Europäischen Parlamenfs und des Rafes und (EG) 
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlamenfs und des Rafes 
vorgesehenen amflichen Kontrollen, zur Abweichung von 
der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Par- 
laments und des Rates und zur Änderang der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 und (EG) Nr. 854/2004 (ABI L 338 
vom 22. Dezember 2005, S. 27) geregelt. Für bestimmte 
marine Biotoxine sind biologische Testmethoden und 
dazu alternative Ersatzmethoden dort geregelt. Dies be- 
trifft im Einzelnen: 

1 . Den Nachweis des marinen Biotoxins PSP (Paralytic 
Shellfish Poison): Das Nachweisverfahren ist in An- 
hang 111 Kapitel 1 der genannten Verordnung geregelt. 
Danach ist der PSP-Gehalt nach der biologischen Test- 
methode oder nach einer anderen international aner- 
kannten Methode zu bestimmen. Durch eine Abände- 
rung der Regelung in der Verordnung (EG) Nr. 1664/ 
2006 vom 6. November 2006 (Anhang 1, Kapitel 1) 
kann als alternative Methode auch die sog. Lawrence- 
Methode^^ angewandt werden. Im Zweifelsfall gilt je- 
doch weiterhin die biologische Methode als Referenz- 
methode. Eine Überarbeitung dieser Regelung (mit 
der Zielsetzung einer Implementierung der Lawrence- 
Methode als Referenzmethode) ist nach der Bearbei- 
tung bestimmter technischer Einzelaspekte der Law- 
rence-Methode von der EG beabsichtigt. Deutschland 
hatte sich im Jahr 2006 in den Beratungen zur Verab- 
schiedung der Änderungsverordnung nachdrücklich 


Nicht-biologische Testmethode; AOAC Methode 2005.06. 
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für die Aufnahme der Regelungen zur Einführung der 
Lawrence-Methode eingesetzt. 

2. Den Nachweis lipophiler mariner Biotoxine: Nach- 
weisverfahren hierzu werden in Anhang 111 Kapitel 111 
geregelt. Teil A des Anhangs schreibt biologische 
Testmethoden (Tierversuche mit der Maus) vor, Teil B 
des Anhangs regelt alternative Nachweismethoden, 
deren Leistungsmerkmale nach einer Validierung auf 
der Grundlage eines international anerkannten Proto- 
kolls definiert werden. Die Regelung zum Nachweis- 
verfahren enthält ausdrücklich die Bestimmung, dass 
biologische Methoden durch alternative Nachweisme- 
thoden zu ersetzen sind, sobald Referenzmaterialien 
für den Nachweis der relevanten marinen Biotoxine 
erhältlich sind, die Methoden validiert wurden und die 
einschlägigen Rechtsvorschriften zu den Testmetho- 
den geändert wurden. Deutschland hatte sich in den 
Beratungen zur Verordnung (EG) Nr. 2074/2006 für 
eine grundsätzliche Abschaffung der biologischen 
Testmethoden eingesetzt; eine Mehrheit der übrigen 
Mitgliedstaaten sprach sich jedoch vorläufig für die 
Fortführung der Möglichkeit biologischer Testverfah- 
ren aus. 

5.2.2 Institutioneile Maßnahmen zur 
Verringerung von Tierversuchen 

Vor dem Hintergrund, dass nach wie vor in verschiedenen 
Bereichen Tierversuche notwendig sind, ist es weiterhin 
Ziel der Bundesregierung, die rasche Entwicklung von 
Ersatz- und Ergänzungsmethoden zu fordern. Diesem 
Zweck dienen zwei Förderprogramme: Seit 1984 der 
BMBF Förderschwerpunkt „Ersatzmethoden zum Tier- 
versuch“ und seit 1990 die „Vergabe von Forschungsmit- 
teln zur wissenschaftlichen Erarbeitung von Tierver- 
suchsersatzmethoden“ der ZEBET des BfR. 

Beide Programme dienen primär der Entwicklung von 
Altemativmethoden zu behördlich vorgeschriebenen si- 
cherheitstoxikologischen Tierversuchen. Häufig fordert 
die ZEBET die ersten Schritte der Methodenentwicklung 
in einzelnen Laboratorien. Bei erfolgversprechendem Ab- 
schluss werden anschließend Prävalidierungsstudien oder 
Validierungsstudien im Verbund mit Industriepartnem 
durch das BMBF gefördert. 

Mit den genannten Förderprogrammen leistet Deutsch- 
land den weitaus größten Beitrag aller EU -Mitgliedstaa- 
ten für die Entwicklung tierversuchsfreier Prüfmethoden. 
Es gibt derzeit weder ein vergleichbares Förderpro- 
gramm, noch eine mit dem Status der ZEBET vergleich- 
bare Einrichtung in einem anderen EU-Mitgliedstaat. 

5.2.2. 1 BMBF-Förderschwerpunkt „Ersatz- 
methoden zum Tierversuch“ 

5.2.2. 1.1 Situation 

Die Förderrichtlinien „Ersatzmethoden zum Tierversuch“ 
vom 17. April 200 stellen die Grundlage für diesen 
Förderschwerpunkt dar. Diese Richtlinien setzen den 


BAnz. vom 27. April 2001. 


wichtigen Schwerpunkt, Ersatzmethoden für den Bereich 
regulatorisch geforderter (rechtlich vorgeschriebener) 
Tierversuche zu erarbeiten. Sie berücksichtigen darüber 
hinaus grundlagenorientierte Themen, deren Ziel- 
setzungen durch das 3R-Prmzip grundsätzlich definiert 
sind. 

Die im Förderschwerpunkt „Ersatzmethoden zum Tier- 
versuch“ geförderten Forschungsvorhaben verfolgen ge- 
nerell das Ziel, geeignete Methoden/Verfahren zum Er- 
satz und zur Reduktion von Tierversuchen sowie zur 
Verminderung der versuchsbedingten Belastung der ein- 
gesetzten Tiere zu erarbeiten. Dabei ist es von hoher Be- 
deutung, diese Methoden möglichst praxistauglich fortzu- 
entwickeln, so dass möglichst schnell und umfassend 
Einsparpotentiale ausgeschöpft werden können. 

5.2.2. 1.2 Maßnahmen 

Im Rahmen der aktuellen Förderrichtlinien besteht zu 
zwei Ausschlussfristen (jeweils zum 15. März und zum 
15. September eines Jahres) die Möglichkeit, Projektvor- 
schläge einzureichen. 

Mit dem Ziel der internationalen Abstimmung und der 
Vermeidung von Doppelförderung auf europäischer 
Ebene hinsichtlich bereits in Umsetzung befindlicher so- 
wie geplanter Aktivitäten wurde ein Abstimmungsverfah- 
ren mit dem ECVAM etabliert. 

Die in die Förderung aufgenommenen Vorhaben nutzen 
ein breites Spektrum moderner Methoden und Verfahren 
aus verschiedenen biomedizinischen und mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Disziplinen. Von besonderer Be- 
deutung ist der Einsatz von Kulturen tierischer und 
menschlicher Zellen, von biochemischen, immunologi- 
schen, molekularbiologischen und physiko-chemischen 
Methoden sowie von computergestützten und biometri- 
schen Verfahren. 

Für die Jahre 2005 und 2006 wurden für die Projektförde- 
rung jeweils efwa 3,5 Mio. Euro verausgabt. Für die Jahre 
2007 und 2008 werden voraussichtlich pro Jahr etwa 
4 Mio. Euro zur Verfügung gesfellf (mittelfristige Finanz- 
planung). 

5.2.2.1.3 Ziele 

Die Förderung zielt insbesondere auf eine konkrete Um- 
setzung der Forschungsergebnisse in die Praxis und damit 
auf die möglichst rasche und umfassende Ausschöpfung 
von Reduktionspotentialen im Sinne des 3R-Prinzips ab. 
ln der Regel sind die Forschungsvorhaben so strukturiert, 
dass deren Ergebnisse bei potenziellen Anwendern einge- 
setzt werden können. Sie werden daher in Form von Ver- 
bundvorhaben und, soweit gesetzlich geforderte Tierver- 
suche betroffen sind, in Kooperation oder Abstimmung 
mit den zuständigen deutschen und internationalen Zulas- 
sungsbehörden durchgeführt. 

Besondere Aufmerksamkeit soll weiterhin Bereichen mit 
steigenden Tierversuchszahlen gewidmet werden. 
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Grundsätzlich wird angestrebt, alle Projektvorschläge, die 
einen substantiellen Beitrag zu den Zielen des Förder- 
schwerpunkts leisen können in die Förderung aufzuneh- 
men. 

5.2.2.2 Zentralstelle zur Erfassung und 
Bewertung von Ersatz- und 
Ergänzungsmethoden zum Tierversuch 

Die ZEBET im BfR hat neben der systematischen Erfas- 
sung bereits veröffentlichter Ersatz- und Ergänzungsme- 
thoden zum Tierversuch (vgl. 5. 2.2.2. 1) auch die Auf- 
gabe, diese Methoden zu evaluieren (vgl. 5. 2. 2.2. 2). 
Außerdem werden erfolgversprechende Ansätze zur Ent- 
wicklung und Bewertung von Ersatz- und Ergänzungsme- 
thoden zu Tierversuchen gefördert (vgl. 5. 2. 3. 2). Hohe 
Priorität hat dabei der Ersatz von Tierversuchen in be- 
hördlichen Anmelde- und Zulassungsverfahren, in denen 
Tierversuche vorgeschrieben sind. Zu diesem Zweck ver- 
fügt die ZEBET im BfR seif 1990 über einen eigenen 
Efaf, der von 1990 (400 000 DM) bis 2006 

(390 000 Euro) nahezu verdoppelt wurde. Bis 2006 wur- 
den 96 Projekte gefördert, von denen mehrere national 
und international mit Tierschutz-Forschungspreisen aus- 
gezeichnet wurden. 

5.2.2.2.1 Dokumentation und Information 

Im Arbeitsgebiet Dokumentation des BfR werden Ersafz- 
und Ergänzungsmethoden zu Tierversuchen in einer Da- 
tenbank erfasst, die seit dem Jahr 2000 im Internet unter 
dem Namen „AnimAlt-ZEBET“ online zur Verfügung 
sfehf (vgl. 5.2.4). 

Im Wege der Amfshilfe fertigt die ZEBET für die zusfän- 
digen Behörden der Länder zu Anträgen auf Genehmi- 
gung oder Anzeige von Tierversuchsvorhaben Gutachten 
an. Darüber hinaus beantwortet die ZEBET Anfragen von 


Wissenschaftlern, Tierschutzbeauftragten und anderen In- 
teressenten zur Anwendung von Altemativmethoden zu 
Tierversuchen. 

Die ZEBET hat von 1990 bis 2005 insgesamt 
5 269 Anfragen beantwortet; im Jahr 2005 waren es 
428 Anfragen. Die Anteile verschiedener institutioneller 
Ebenen an den Anfragen im Jahr 2005 sind Abbildung 1 
zu entnehmen. 

Auf dem Arbeitsgebiet der Dokumentation und Informa- 
tion ist die ZEBET beratend tätig für die Informationspro- 
jekfe des ECVAM und des Johns Hopkins Zenfrums für 
Alfemativen zu Tierversuchen (CAAT). 

5.2.2.2.2 Bewertung und Validierung 

Auf dem Gebief der Entwicklung von Altemativmetho- 
den zu Tierversuchen ist die ZEBET gutachterlich tätig 
und hat außerdem die Aufgabe, Validiemngsprojekte in- 
ternational in Kooperation mit dem ECVAM, dem 
BMBF-Schwerpunkt „Ersatzmethoden zum Tierver- 
such“, den zuständigen Bundesministerien und der che- 
misch-pharmazeutischen Industrie zu initiieren und zu 
koordinieren. Einen Überblick über das Verfahren der Va- 
lidiemng gewährt Abschnitt 5. 2. 3.1. 

Die ZEBET hat in Kooperation mit den europäischen 
Verbänden der pharmazeutisch-chemischen und kosmeti- 
schen Industrie internationale Validierungsstudien konzi- 
piert und sich experimentell an diesen Studien beteiligt. 
Dafür wurden von ZEBET im Zeitraum 2004 bis 2006 
mehr als 1 Mio. Euro Drittmittel eingeworben. Auf inter- 
nationaler Ebene hat sich ZEBET im Berichtszeitraum in- 
tensiv für eine Akzepfierang von In-vitro-Toxizifäfsfesfs 
durch die OECD eingesefzf, die im Jahr 2000 bereifs von 
der KOM für regulatorische Zwecke akzeptiert worden 
waren. 


Abbildung 1 
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ZEBET beteiligt sieh innerhalb der Naehfolgeinstitute 
des Bundesgesundheitsamtes dureh Stellungnahmen und 
koordinierende Tätigkeiten an der Vorbereitung neuer 
Reehtsvorsehriften, bei denen die Tierversuehsproblema- 
tik berührt wird, wie z. B. bei der 7. Novellierung der EG- 
Riehtlinien für kosmetisehe Mittel und im Rahmen der 
EU-einheitliehen Registrierung, Bewertung, Zulassung 
und Besehränkung ehemiseher Stoffe (REACH). 

5.2.3 Ersatz- und Ergänzungsmethoden 

5.2. 3.1 Verfahren der Validierung und 
Anerkennung 

Jede neue toxikologisehe Methode, die für den Einsafz im 
Bereieh behördlieh vorgesehriebener Tesfs enfwickelf 
wird, muss ansehließend bewerfef werden. Als Validie- 
rung wird der Prozess bezeiehnef, mif dem die „Reprodu- 
zierbarkeit“ und die „Relevanz“ der neuen Methode für 
einen besfimmten Anwendungsbereich geprüft wird. „Re- 
produzierbarkeit“ bedeutet, dass vergleichbare Ergeb- 
nisse in verschiedenen Laboratorien, sowie im gleichen 
Labor über einen längeren Zeitraum erzielt werden. „Re- 
levanz“ bedeutet, dass mit Hilfe der neuen Methode ein 
ausreichender Arbeits-, Gesundheits- und Verbraucher- 
schutz sichergestellt werden kann. Ist die neue Methode 
als tierschutzgerechte Altemativmethode zu einem bereits 
etablierten Test gedacht, schließt die Bewertung der Rele- 
vanz den Vergleich mit dem herkömmlichen Tierversuch 
ein. 

Bereits in den Jahren 1991 und 1994 haben Wissenschaft- 
ler ein einheitliches internationales Konzept für den Pro- 
zess der Validierung neuer foxikologischer Tesfmethoden 
erarbeifef. Diese im Wesentlichen in Europa durch die eu- 
ropäische Forschungsgruppe für Alfemativen in der Toxi- 
zifäfsprüfung (ERGATT) und das ECVAM entwickelfen 
Konzepfe wurden 1995 durch das Validierungszenfrum 
der US-amerikanischen Bundesbehörden (ICCVAM) und 
1996 durch die Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD) übernommen. 

Die 1996 erstmalig erzielte internationale Einigung über 
die Prinzipien der wissenschaftlichen Validierung neuer 
toxikologischer Methoden wurde im Jahr 2002 auf einer 
OECD Konferenz in Stockholm korrigiert. Die Korrektu- 
ren betrafen im Wesentlichen eine Flexibilisierung der als 
wissenschaftlich akzeptabel angesehenen möglichen Va- 
rianten der Validierungsprozedur. Ziel der OECD ist die 
Erstellung eines international anerkannten Leitfadens^^ 
über die Validierung und internationale Akzeptanz neuer 
toxikologischer Methoden, der Ende 2005 publiziert 
wurde, ln diesem Dokument wird erstmalig gefordert, 
dass für neue In-vifro-Alfemativmefhoden und für neue 
Tierversuche die gleichen Validierungs- und Akzepfanz- 
kriferien anzuwenden sind. 

Aus den Erfahrungen mit den im Jahr 2004 bei der OECD 
akzeptierten vier neuen In-vitro-Prüfrichtlinien kann ab- 
geleitet werden, dass der Prozess der Validierung und in- 


35 OECD Guidance Document No. 34 (ENV/JM/MONO (2005)14). 


temationalen Akzeptanz einer entwickelten Methode acht 
bis zehn Jahre erfordert. Dies schließt mehrphasige Stu- 
dien zur Validierung ebenso ein wie weitere Studien, die 
für eine behördliche Akzeptanz notwendig werden kön- 
nen. 

Bei der experimentellen Validierung muss in einem Ring- 
versuch in mehreren Laboratorien nachgewiesen werden, 
dass die Ergebnisse der neuen Prüfmethode in allen Labo- 
ratorien reproduzierbar sind. Außerdem ist mit biometri- 
schen Methoden nachzuweisen, dass mit den Ergebnissen 
der neuen, tierversuchsfreien Prüfmethode in gleicher 
Weise eine Risikobewertung für Mensch und Umwelt 
möglich ist, wie mit den international etablierten Tierver- 
suchen. Als problematisch haben sich bei experimentel- 
len Validierungsstudien die Stoffauswahl der Prüfsub- 
stanzen und die Entwicklung biometrisch fundierter 
Prädiktionsmodelle erwiesen, die zur Vorhersage der to- 
xischen Eigenschaften der Prüfsubstanzen erforderlich 
sind. An Hand der nachfolgenden Beispiele für Ersafz- 
und Ergänzungsmethoden können auch Schwierigkeiten 
und Erfolge der sehr kosten- und zeitaufwändigen natio- 
nalen Validierungsstudien nachvollzogen werden. 

5.2.3.2 Eine ausgewählte Methode: In-vitro- 
Test auf Hautreizung mit 
biotechnologisch hergestellten 
menschlichen Hautmodellen 

ln diesem In-vitro-Toxizitätstest werden kommerziell 
hergestellte menschliche Hautmodelle zur Prüfung auf 
hautreizende Eigenschaften eingesetzt. Die Prüfsubstan- 
zen werden auf die Hautmodelle aufgebracht und die 
Schädigung der Zellen wird durch Färbung mit dem Farb- 
stoff MTT bestimmt. Zusätzlich wird die Konzentration 
der entzündungsspezifischen Subsfanz lnferleukin-1-a 
besfimmf. Die haufreizenden Eigenschaften von Prüfsub- 
sfanzen wurden mif einer begrenzfen Zahl von Prüfsub- 
stanzen in zwei kommerziell produzierten menschlichen 
Hautmodellen geprüft. Dabei wurden sowohl stark haut- 
reizende als auch nicht reizende Stoffe korrekt identifi- 
ziert. 

Zur Prüfung auf hautreizende Eigenschaften musste bis- 
her der schmerzhafte Draize-Hautreizungstest an Kanin- 
chen durchgeführt werden. Durch den neuen In-vitro-Test 
soll zukünftig bei allen hautreizenden Stoffen auf den 
Tierversuch am Kaninchen verzichtet werden. 

Von 1999 bis 2001 hat das EU Validierungszentrum 
ECVAM eine Prävalidierungs Studie zur Prüfung auf haut- 
reizende Eigenschaften mit verschiedenen In-vitro-Tests 
durchgeführt. Dabei erwiesen sich biotechnologisch her- 
gestellte menschliche Hautmodelle als besonders vielver- 
sprechend. Seit 2003 koordiniert deshalb ZEBET im BfR 
eine vom ECVAM finanzierte internationale Validie- 
rungsstudie mit zwei kommerziellen, biotechnologisch 
hergestellten Hautmodellen, ln dieser Validierungsstudie 
werden 60 sorgfältig ausgewählte Stoffe mit jedem der 
beiden Hautmodelle in drei Laboratorien in Europa und 
den USA getestet. An der Planung und Koordinierung der 
Studie ist auch das amerikanische Validierungszentrum 
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ICCVAM beteiligt, um eine mögliehst rasehe internatio- 
nale Akzeptierung der neuen Methode auf Ebene der 
OECD zu erreiehen. 

Die Validierungsstudie wurde experimentell im Jahr 2005 
abgesehlossen. Die Auswertung der Ergebnisse, die noeh 
von unabhängigen Experten begutaehtet werden, lässt er- 
warten, dass in Kürze ein Test die Prüfung auf hautrei- 
zende Eigensehaften mit einem kommerziell erhältliehen, 
mensehliehen Hautmodell durehgeführt werden kann. 
Dann darf in den Mitgliedstaaten der EU der Hautreiztest 
am Kaninehen nieht mehr durehgeführt werden. Es hängt 
somit von den Ergebnissen der Begutaehtung ab, ob die 
Methode in Kürze die OECD-Prüfriehtlinie TG 404 und 
die entspreehende EU-Prüfmethode (B 4) teilweise oder 
ganz ersetzen kann. 

5.2. 3. 3 Prüfung immunologischer Arzneimittel 

5.2. 3. 3.1 Prüfung auf Pyrogene 

Parenteral zu verabreiehende Arzneimittel müssen auf 
fieberauslösende Substanzen, sogenannte Pyrogene, über- 
prüft werden. Hierzu ist im Arzneibueh für Blutprodukte 
und einige immunologisehe Arzneimittel der Kaninehen- 
Pyrogentest vorgesehrieben. Seit einigen Jahren werden 
große Anstrengungen unternommen, um einen Ersatz des 
Pyrogentestes zu erreichen. Im Berichtszeitraum 2005/ 
2006 erschienen hierzu in internationalen Fachzeitschrif- 
ten drei Veröffentlichungen mit maßgeblicher Beteiligung 
des Paul-Ehrlich-lnstitutes (PEl). Im März 2006 hat das 
ECVAM die wissenschaftliche Validierung von fünf Er- 
satzmethoden auf der Basis von Monozyten-Kulturen an- 
erkannt, darunter auch drei in vitro Tests auf der Basis 
von humanem Vollblut. Dabei ist für die Arzneimittelprü- 
füng insbesondere wichtig, dass durch die Verwendung 
von kryokonserviertem Blut die Standardisierbarkeit we- 
sentlich erleichtert werden kann. Inzwischen liegt der ei- 
gens für diese Themafik neu gegründefen Experfengruppe 
der Europäischen Arzneibuchkommission ein erster vom 
PEl erarbeiteter Monographie-Entwurf zum Ersatz des 
Kaninchen-Tests vor. 

5.2. 3. 3.2 Tetanus- und Diphtherie-Impfstoffe 

Bislang wurde die Wirksamkeit der Tetanus- bzw. Diph- 
theriekomponente von Humanimpfstoffen an jeder 
Charge überprüft, indem der Impfstoff Mäusen bzw. 
Meerschweinchen verabreicht wird, die vier Wochen spä- 
ter eine Belastungsinjektion mit Tetanus- oder Diphthe- 
rietoxin erfahren. Dabei wird die Wirksamkeit des zu prü- 
fenden Produkts mit der eines Standardimpfstoffes 
anhand der Überlebensraten der Versuchstiere verglichen. 

Das PEl ist bestrebt, die Zahl der Versuchstiere und vor 
allem die Belastung der Tiere im Versuch zu reduzieren. 
Aufgrund der Erfahrungen und der Konstanz der Ver- 
suchsergebnisse bei den Belastungsversuchen ist es dem 
PEl nun möglich, die Tierversuche für die sfaatlichen 
Chargenfreigaben für beide Impfstoffe sfark zu reduzie- 
ren. 


Ferner wird derzeif die Bestimmung der Wirksamkeif 
vom Toxinbelasfungsversuch auf die Besfimmung von 
Anfikörperfifem in Meerschweinchen umgesfellt. Dazu 
wurden zwei ELISA Tesfs zum Nachweis von Tefanus- 
und Diphtherie-Antitoxinen etabliert und validiert. Hier- 
durch kann die Zahl der Versuchstiere weiter gesenkt 
werden. Vor allem aber wird das Leiden der Tiere durch 
den Verzicht auf die Toxinbelastung wesentlich verrin- 
gert. Sowohl für Tefanus-lmpfsfoffe^® als auch für Diph- 
therie-lmpfstoffe^^ isf diese Methode in das Europäische 
Arzneibuch aufgenommen worden. An den Ringversu- 
chen zur Etablierung beider Methoden war das PEl betei- 
ligt. 

Für die Umstellung auf eine Antikörpertiter-Bestimmung 
schreibt das Arzneibuch vor, eine ausreichende Anzahl 
von Chargen parallel zu der bisher angewandten Methode 
zu prüfen. Den Anforderungen des Arzneibuchs folgend, 
soll diese Bestimmung der Wirksamkeit von Tetanus- und 
Diphtherieimpfstoffen so bald wie möglich die Prüfung 
durch Belastungsinjektion in der routinemäßigen Char- 
genprüfüng ersetzen. 

5.2.3. 3. 3 Tollwutimpfstoffe 

Die Monographien für Tollwutimpfsfoffe im Human- und 
Veferinärbereich schreiben zur Wirksamkeifsprüfüng 
noch immer einen Infektionsversuch an Mäusen vor. Um 
zumindest die Leiden der Tiere möglichst gering zu hal- 
ten, wurden jetzt in beiden Monographien zu inaktivier- 
ten Impfstoffen klare Bewertungskriterien für klinische 
Endpunkte festgeschrieben, die zukünftig von den Impf- 
stoffherstellem und Prüfbehörden zu beachten sind. 

Im PEl werden Tollwutimpfstoffe für den tierärzflichen 
Gebrauch (ad us vef.) inzwischen nach einer in der Veferi- 
närmonographie vorgeschlagenen Alfemativmethode ge- 
prüft. Bei diesem Test werden die Mäuse nach der Immu- 
nisierung nicht mehr mit dem Tollwutvirus belastet, 
sondern einer Blutentnahme unterzogen und der Tollwut- 
Antikörpertiter serologisch ermittelt. Dadurch konnte die 
Anzahl der benötigten Tiere auf nur noch sechs Tiere je 
Impfstoffcharge drastisch verringert werden. Darüber hi- 
naus leiden die Tiere aufgrund der fehlenden Belastung 
erheblich weniger und verenden nicht mehr an den Fol- 
gen der Tollwuterkrankung. 

5.2.3. 3.4 Forschungsprojekte 

Im Berichtszeitraum wurden mehrere Projekte im BMBF- 
Förderschwerpunkt (vgl. 5.2.2. 1) unterstützt. 

Zum Ausschluss einer eventuell verbleibenden Resttoxi- 
zität müssen Tetanusimpfstoffe, nach Vorgaben des Euro- 
päischen Arzneibuches, sowohl im Human- als auch Ve- 
terinärbereich im Tierversuch getestet werden. Um dieses 
Verfahren zu ersetzen, wird eine In-vitro-Methode zur 
Bestimmung von Tetanus-Toxizität entwickelt, die auf 


Ph.Eur. 5. Ausgabe, Grundwerk 2005, Methode C, 2.7.8 
Ph.Eur. 5. Ausgabe, 7. Nachtrag, Methode C, 2.7.6 
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der spezifischen Proteaseaktivität des Tetanustoxins ba- 
siert. 

Die Ergebnisse zweier weiterer Projekte zur Entwicklung 
von Ersatzmethoden bei der Prüfung bakterieller Veteri- 
närimpfstoffe, die im Berichtszeitraum endeten, wurden 
auf Kongressen vorgestellt und in Fachzeitschriften ver- 
öffentlicht. 

Zielstellung eines im Jahr 2006 gestarteten Projekts ist 
ein Test zur Ablösung von Tierversuchen beim Nachweis 
von aktivem Pertussis-Toxin in adsorbierten Impfstoffen. 
Dabei wird die Entwicklung eines In-vitro-Tests zum 
Nachweis von nativem, nicht detoxifiziertem Toxin des 
Keuchhustenerregers Bordetella pertussis in adsorbierten 
Impfstoffen angestrebt, der auf den methodischen Erfah- 
rungen mit dem Alternativen Pyrogentest aufbaut. Da- 
durch soll der in den internationalen Arzneibüchern vor- 
geschriebene Tierversuch zum Nachweis von aktivem 
Pertussis-Toxin in Impfstoffen gegen Keuchhusten ersetzt 
werden. 

5.2.4 Datenbanken 

Zu den Möglichkeiten, die Durchführung unnötiger Tier- 
versuche zu vermeiden, gehört der Ausbau und die ver- 
besserte Nutzung vorhandener Datenbanken. 

ln der AVV wird bestimmt, dass im Rahmen des Geneh- 
migungsverfahrens für Tierversuche die Nutzung zugäng- 
licher Informationsmöglichkeiten darzulegen ist. Eine be- 
sondere Rolle spielt in diesem Zusammenhang das 
Deutsche Institut für Medizinische Dokumentation und 
Information (DlMDl) in Köln. Das Institut stellt ein um- 
fangreiches Angebot an biomedizinischen Literatur- und 
Faktendatenbanken mit tierschutzrelevanten Informatio- 
nen bereit. 

Das BfR stellt seit Februar 2000 die Datenbank der ZE- 
BET (AnimAlt-ZEBET) in englischer Sprache über das 
DlMDl im Internet zur Verfügung. Das entscheidende 
Kriterium zur Aufnahme einer Methode in die AnimAlt- 
ZEBET-Datenbank ist eine Bewertung in Anlehnung an 
das 3R-Prinzip. 

Darüber hinaus wird auch der Entwicklungsstand der je- 
weiligen Methode bewertet; es wird zwischen Entwick- 
lung, Validierung und Anerkennung einer Methode unter- 
schieden. 

Gegenwärtig werden in der AnimAlt-ZEBET-Datenbank 
1 1 9 Dokumente für Ersatz- und Ergänzungsmethoden der 
verschiedensten Fachgebiete, wie z. B. Pharmakologie, 
Toxikologie, Bakteriologie, Virologie, Parasitologie, Im- 
munologie, Neurologie, Krebsforschung und Tierzucht, 
angeboten. Es handelt sich um Ersatz- und Ergänzungs- 
methoden, die in der Forschung aber auch im Rahmen des 
Gesetzesvollzuges verwendet werden. 

ln den zurückliegenden Jahren waren jährlich ca. 
1 1 000 Zugriffe auf die ZEBET-Datenbank zu registrie- 
ren. 

Das wissenschaftliche Informationssystem des ECVAM 
(ECVAM SIS) sowie das Informationsangebot des Johns 


Hopkins Zentrums für Alternativen zu Tierversuchen 
(CAAT) sind im Tierschutzbericht der Bundesregierung 
2003 beschrieben. 

5.2.5 Tierschutz-Forschungspreis 

Mit der jährlichen Vergabe des mit 15 000 Euro dotierten 
Tierschutz-Forschungspreises des BMELV zur Förderung 
von methodischen Arbeiten mit dem Ziel der Einschrän- 
kung und des Ersatzes von Tierversuchen werden heraus- 
ragende Forschungsleistungen zu dieser Thematik hono- 
riert und die Bedeutung des gesamten Forschungsgebiets 
unterstrichen. 

Der 24. Tierschutz-Forschungspreis wurde am 22. August 
2005 in Berlin an Dr. Christoph Helma vom Institut für 
Informatik der Universität Freiburg verliehen. 

Die Arbeit des Preisträgers befasst sich mit den Bereichen 
Entwicklung, Evaluierung und Verbreitung von compu- 
tergestützten Methoden zur Vorhersage toxischer Aktivi- 
täten. Mit Hilfe von Methoden der Vorhersagetoxikologie 
können Aussagen über potentiell toxische Eigenschaften 
von Chemikalien gemacht werden, ohne dass zu diesem 
Zweck Tierversuche durchgeführt werden müssen. 

Die Arbeit zur „In-silico-Toxikologie“ vermittelt ein in- 
terdisziplinäres Verständnis der computergestützten Vor- 
hersage toxikologischer Eigenschaften. Auch wenn die 
vorhersagende sogenannte prediktive Toxikologie in ab- 
sehbarer Zeit die Tierversuche nicht völlig ersetzen wird, 
so stellt sie doch einen entscheidenden und zukunftswei- 
senden Schritt dar. Hierbei ist um so wichtiger, die beste- 
henden Systeme nicht nebeneinander her zu entwickeln, 
sondern sie zu vergleichen und mit guten Datenbasen zu 
validieren und die daraus gewonnenen Erkenntnisse zu 
nutzen, um die Systeme zu verbessern. Ebenso wichtig ist 
es, die Systeme in verständlicher Form dem zukünftigen 
Anwender anzubieten und so bei ihm das notwendige 
Vertrauen zu schaffen. Neben dem vom Preisträger entwi- 
ckelten eigenen System ist daher die übergreifende Ent- 
wicklung der Plattform und das weitreichende Bemühen 
um interdisziplinäres Verständnis ausschlaggebend für 
die positive Bewertung. 

Der 25. Tierschutz-Forschungspreis wurde am 30. No- 
vember 2006 in Berlin an Frau Stephanie Simon und 
Herrn Dr. Stefan Müller von der Fa. Merck KG aA, 
Darmstadt, für ihre gemeinschaftlichen Arbeiten zur Prü- 
fung von Wirkstoffen hinsichtlich ihrer endokrinen Akti- 
vität in Humanzelllinien verliehen. Die Wissenschaftler 
konnten zeigen, dass die Prüfung von Wirkstoffen, wie 
z. B. Umwelf- und Industriechemikalien, hinsichtlich ei- 
ner eventuellen endokrinen Aktivität in verschiedenen 
humanen Zelllinien zu ersten positiven Ergebnissen 
führte. Die In-vitro-Systeme erwiesen sich als empfind- 
lich und spezifisch. Die Arbeit liefert einen wichtigen 
Beitrag, damit zukünftig ein Screening von potentiell en- 
dokrin aktiven Substanzen in Zellkulturen möglich sein 
wird. 

Die veröffentlichten alternativen Teststrategien können 
nach Auffassung der Wissenschaftler zu einer Reduktion 
von Tierversuchen beitragen. Die endokrine Wirkung von 
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Stoffen hängt neben der Dosis aueh vom Zielgewebe ab 
und ist ein wiehtiger Endpunkt in der Chemikalienbewer- 
tung (REACH; vgl. 8.1.10). 

5.2.6 Stiftung zur Förderung der Erforschung 
von Ersatz- und Ergänzungsmethoden 
zur Einschränkung von Tierversuchen 

Die Bundesregierung hat 1986 zusammen mit Verbänden 
der Industrie und des Tiersehutzes die Stiftung zur Förde- 
rung der Erforsehung von Ersatz- und Ergänzungsmetho- 
den zur Einsehränkung von Tierversuehen (set) gegrün- 
det. 

Von den über 190 Anträgen, die bei der Stiftung seit ihrer 
Gründung im Jahr 1986 eingegangen sind, konnten etwa 
60 Forsehungsvorhaben und andere Projekte wie Kurse, 
Symposien, Workshops und Doktorandenarbeiten finan- 
ziell unterstützt werden. Bei der Vergabe der Mittel setzt 
die Stiftung ihre Förderung vomehmlieh dort an, wo nieht 
auf öffentliehe Mittel zurüekgegriffen werden kann. Ein 
besonderes Anliegen der Stiftung ist die Verbreitung der 
Kenntnisse und Anwendung von Altemativmethoden in 
Labors der Industrie und Wissensehaft. 

Die vierteljährlieh erseheinende Faehzeitsehrift ALTEX, 
die sieh die Verbreitung von Altemativmethoden zur Auf- 
gabe gemaeht hat, wird von set finanziell unterstützt. 
ALTEX ist das offizielle Organ der Mitteleuropäisehen 
Gesellsehaft für Altemativmethoden zu Tierversuehen. 
Veröffentlieht werden Übersiehtsartikel und Original- 
arbeiten, wissensehaftliehe Kurzmitteilungen sowie 
Naehriehten und Kommentare, Tagungsberiehte, Bueh- 
rezensionen und Diskussionsbeiträge auf dem Gebiet der 
Erforsehung und Entwieklung von Altemativmethoden 
zu Tierversuehen. 

Die Stiftung hat in den Jahren seit ihrer Gründung ea. 
3,7 Mio. Euro für die Fördemng der versehiedenen Pro- 
jekte aufgewendet. Die Mittel wurden im Wesentliehen 
von dem Verband der ehemisehen Industrie, dem Verband 
der Forsehenden Arzneimittelhersteller, dem Industrie- 
verband Körperpflege und Wasehmittel und dem Verband 
der Agrarindustrie zur Verfügung gestellt. Über die Ver- 
gabe der Mittel entseheidet der Stiftungsrat, der sieh pari- 
tätiseh aus Vertretern von großen Tiersehutzverbänden 
und der Industrie zusammensetzt. Der größte Teil der von 
der Stiftung bereitgestellten Mittel wird für Forsehungs- 
vorhaben im universitären Bereieh vergeben. 

Zu den wiehtigsten Forsehungsvorhaben, die in den Jah- 
ren 2005 und 2006 von der Stiftung gefördert worden 
sind, gehören Arbeiten zur: 

- Identifiziemng und Evaluiemng anti-epileptiseher 
Wirkstoffe in vitro dureh organotypisehe Zellkulturen, 
die als Epilepsie-Modell fungieren, 

- Tumorinduzierten Angiogenese in Tumor- Stammzell- 
Konfrontationskulturen für das Sereening anti-angio- 
gener Subsfanzen, 

- Efabliemng von In-vifro-Modellen zur Neuroprofek- 
tion zur Erforsehung mensehlieher neurodegenerafiver 
Erkrankungen. 


Gefördert wurden wiedemm der 13. Kongress für Alter- 
nativen zu Tierversuehen in Linz, Österreieh, der 2. eSl- 
Workshop (eeopa Seienee Initiative) in Alieante, Spanien, 
und der 5. Weltkongress zu Ersatzmethoden im Tierver- 
sueh im August 2005 in Berlin (vgl. 5.2.7). 

Die Stiftung set ist Mitglied bei Eeopa (European Con- 
sensus of Platform for Alternative Methods). Eeopa ist 
am 29. Oktober 2001 in Brüssel als ein Zusammensehluss 
gleieh stmkturierter Organisationen auf europäiseher 
Ebene gegründet worden mit dem Ziel, die Ergebnisse 
der Bemühungen und Fördermaßnahmen der nationalen 
Stiftungen und Organisationen auf europäiseher und 
OECD-Ebene in Gesetzgebung und Praxis durehzuset- 
zen. 

Die Bundesregiemng hat mehrfaeh die erfolgreiehe Zu- 
sammenarbeit von Industrie und Tiersehutzorganisatio- 
nen in der Stiftung gewürdigt und auf eine verstärkte Be- 
reitstellung von Mitteln dureh die Industrie hingewirkt. 
Ihre Mitarbeit ist dureh Vertreter des BMELV, des BMBF 
und des Bundesministeriums für Gesundheit im Kurato- 
rium der Stiftung gewährleistet. Aueh die Bundesländer 
sind in diesem Gremium dureh eine Repräsentantin des 
Senats von Berlin vertreten. 

5.2.7 Weltkongress zu Ersatzmethoden im 
Tierversuch 

Vom 21. bis 25. August 2005 trafen sieh rund 
1 000 Wissensehaftler aus 46 Ländern in Berlin zum 
5. Weltkongress zu Alternativen im Tierversueh^^. Mit- 
veranstalter war die ZEBET im BfR. Ziel der alle drei 
Jahre stattfindenden Veranstaltung ist es, die internationa- 
len Anstrengungen für das 3R-Prinzip zu bündeln. 

Vor dem Hinfergrund der 7. Änderung zur EU-Kosmefik- 
riehtlinie bildefen Tesfs auf Haufverfrägliehkeit einen 
Sehwerpunkt des Kongresses. Wiehtige Themen waren 
aueh der Einsafz eomputergesfützter Methoden zur Vor- 
hersage toxiseher Wirkungen und die Informationsbe- 
sehaffung via Internet für Wissensehaftler, die mit Metho- 
den arbeiten wollen, die naeh dem 3R-Prinzip das Leiden 
der Versuehtiere reduzieren. Viele andere Bereiehe wur- 
den diskutiert, wie z. B. die neue EU-Chemikaliengesetz- 
gebung (REACH; vgl. 8.1.10) oder die Nutzung von Al- 
temativmethoden dureh die Industrie sowie deren 
Akzeptanz dureh Behörden. 

5.2.8 Transgene Mäuse und Ratten 

Transgene Tiere sind ein wesentlieher Bestandteil der bi- 
omedizinisehen Forsehung. Das Informationspapier „Die 
Erzeugung und Zueht transgener Mäuse und Ratten“ vom 
15. April 1996 gibt einen Überbliek über die Methodik 
zur Erzeugung transgener Tiere, die notwendigen Tiere, 
ihre Belastung sowie die tiersehutzreehtliehe Bewertung 
des Verfahrens naeh dem gegenwärtigen Erkenntnisstand. 
Die Arbeitsgmppe Tiersehutz der Länderarbeitsgemein- 


38 5th World Congress on Alternatives & Animal Use in the Life 
Sciences. 
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Schaft Gesundheitlicher Verbraucherschutz (LAGV) ver- 
einbarte am 12./13. Februar 2004, das Informationspapier 
dem heutigen Stand der Wissenschaft anzupassen. 

ln mehreren Sitzungen, an denen u. a. Vertreter der Wis- 
senschaft und der Genehmigungsbehörden teilnahmen, 
wurde das Papier unter Federführung des BMELV umfas- 
send überarbeitet. 

Es ist beabsichtigt, die Überarbeitung des Informations- 
papiers im Jahr 2007 abzuschließen. Zielgruppe des 
Informationspapiers sind Vertreter von Behörden, Tier- 
schutzkommissionen nach § 15 TierSchG, Tierschutzbe- 
auftragte und weitere Personen, die sich mit transgenen 
Tieren befassen. 

5.2.9 Verwendung von Versuchstieren 

Im Jahr 2004 wurden in Deutschland 2 265 489 Tiere zu 
wissenschaftlichen und bestimmten anderen Zwecken 
verwendet. Damit wurden gegenüber dem Vorjahr 
153 148 Tiere mehr gemeldet. Dieser Anstieg ist insbe- 
sondere auf den Anstieg bei Mäusen (-1- 136 273) und bei 
Fischen (-1- 29 555) zurückzuführen. 

Wie in den Jahren zuvor waren Mäuse und Ratten mit ca. 
80 Prozent am häufigsten vertreten, gefolgt von Fischen 
mit 7,6 Prozent, Kaninchen mit 4,6 Prozent und Vögeln 
mit 3,6 Prozent. Hervorzuheben ist, dass die Zahl der 
Hunde um 580 auf 4 306, die der Katzen um 25 auf 628 
und die der Affen inkl. Halbaffen um 252 auf 1 671 redu- 
ziert wurde. Menschenaffen wurden, wie in den Vorjah- 
ren, nicht gemeldet. 

Gegenüber 2003 ist der Rückgang bei toxikologischen 
Prüfungen um 17 247 auf 160 974 Tiere zu betonen. Bei 
Versuchen zu diagnostischen Zwecken war dagegen eine 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 23 866 auf 39 013 
Tiere zu verzeichnen. 

Für die Erforschung von Erkrankungen von Menschen 
oder Tieren wurden 1 260 602 (55,6 Prozent) Tiere einge- 
setzt. Hier sind insbesondere Infektionskrankheiten, 
Herz- und Kreislauferkrankungen, Krebserkrankungen 
sowie Störungen des menschlichen Nervensystems zu 
nennen. 

Auf Grund gesetzlicher Vorschriften wurden insgesamt 

15.5 Prozent der Tiere eingesetzt. 

Im Jahr 2005 wurden in Deutschland insgesamt 
2 412 678 Tiere für Versuche und andere wissenschaftli- 
che Zwecke verwendet. Das ist gegenüber dem Vorjahr 
eine Steigerung von 147 189 Tieren beziehungsweise 

6.5 Prozent. Dieser steigende Trend ist auch in einigen 
europäischen Nachbarstaaten zu verzeichnen. 

Wie in den Vorjahren stellen die Nager mit 
2 060 546 Tieren bzw. mit 85,4 Prozent die größte 
Gruppe dar. Ihr Anteil stieg von 75,1 Prozent im Jahr 
2001 bis zum Jahr 2005 stetig an. 

Diese Steigerung wird nahezu vollständig durch den ver- 
mehrten Einsatz von Mäusen verursacht. Die Zahl der 
Mäuse hat sich in den letzten beiden Jahren um insgesamt 
252 137 Tiere erhöht. So war in den letzten Jahren allein 


bei den transgenen Mäusen eine Steigerung um etwa 
50 000 Tiere pro Jahr zu verzeichnen. 

Insgesamt wurden 361 261 transgene Tiere eingesetzt. 
Hier bilden die Mäuse mit 96,4 Prozent den weitaus größ- 
ten Anteil. Des Weiteren wurden transgene Ratten, Ka- 
ninchen, Schweine, Amphibien und Fische eingesetzt. 

Die Zahl der Hunde mit 4 892 und Katzen mit 1 023 hat 
sich gegenüber dem Vorjahr um 586 bzw. 395 Tiere er- 
höht. Die Zahl der eingesetzten landwirtschaftlichen 
Nutztiere ist mit jährlich ca. 20 000 Tieren konstant ge- 
blieben. 

Die Anzahl der Affen und Halbaffen hat sich gegenüber 
dem Vorjahr um 434 auf 2 105 Tiere erhöht. 72,1 Prozent 
der Affen wurden für toxikologische Untersuchungen 
bzw. andere Sicherheitsprüfungen eingesetzt. Menschen- 
affen werden seit 1991 nicht mehr in Versuchen einge- 
setzt. 

Deutlich ist der Rückgang bei den eingesetzten Fischen 
um 65 684 bzw. 39,3 Prozent. Hier sind insbesondere Re- 
duzierungen innerhalb der Grundlagenforschung um 
64 083 und der toxikologischen Prüfungen im Umweltbe- 
reich um 15 463 Fische zu verzeichnen. Die Anzahl der 
Fische zur Gewinnung von Organen oder Gewebe für 
Zellkulturen stieg um 26 586 Tiere an. Diese werden u. a. 
auch zur Erforschung und Entwicklung von Ersatz- und 
Ergänzungsmethoden zum Tierversuch genutzt. 

Innerhalb der biologischen Grundlagenforschung war ein 
Rückgang um 42 014 Tiere (5,6 Prozent) und bei den to- 
xikologischen Untersuchungen und Prüfungen um 
1 562 Tiere (1,0 Prozent) festzustellen. 

Eine deutliche Steigerung um 14 869 Tiere ist bei der Er- 
forschung und Entwicklung sowie um 101 535 Tiere bei 
der Herstellung oder Qualitätskontrolle von Produkten 
oder Geräten für die Human-, Zahn- oder Veterinärmedi- 
zin zu verzeichnen. 

Ein uneinheitliches Bild ergibt sich bei den zur Diagnose 
von Krankheiten eingesetzten Tieren. Stieg deren Zahl im 
Jahr 2004 gegenüber dem Vorjahr um 158 Prozent auf 
39 013 Tiere an, sank sie im Jahr 2005 wieder auf 
13 661 Tiere und lag damit noch unter dem Stand von 
2004. 

Für die Erforschung von Erkrankungen von Menschen 
oder Tieren wurden 54,5 Prozent der Tiere, für rechtlich 
vorgeschriebene Versuche bei der Herstellung oder Quali- 
tätskontrolle von Produkten für die Human-, Zahn- oder 
Veterinärmedizin bzw. für toxikologische Sicherheitsprü- 
fungen 18,8 Prozent der Tiere eingesetzt. 

Eine detaillierte Darstellung des Einsatzes von Versuchs- 
tieren findet sich im Anhang. Bei der Interpretation der 
Entwicklung über die Jahre hinweg ist zu beachten, dass 
durch die Änderung der Versuchstiermeldeverordnung 
die Gesamtzahl der Versuchstiere bis zum Jahr 1999 nicht 
direkt mit denjenigen ab dem Jahr 2000 verglichen wer- 
den kann. Seit dem Jahr 2000 werden auf der Grundlage 
der Versuchst! ermeldeverordnung von 1999 alle Tiere 
gezählt, die zu wissenschaftlichen Zwecken verwendet 
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werden. Damit sind nun aueh die Tiere erfasst, die zu wis- 
sensehaftliehen Zweeken getötet, an denen Gewebe oder 
Organe entnommen, die zur Herstellung, Gewinnung, 
Aufbewahrung oder Vermehrung von Stoffen, Produkten 
oder Organismen verwendet werden oder die zur Aus-, 
Fort- oder Weiterbildung dienen. Im Ergebnis werden ab 
dem Jahr 2000 alle wissensehaftliehen Versuehszweeke 
und somit aueh mehr Versuehstiere erfasst. 

Um der Darstellung eine größere Aussagekraft zu geben, 
wurde in der Statistik (vgl. Anhang 5) in den Tabellen 4 
und 5 eine neue Spalte 21 „Wirbeltiere, die für wissen- 
sehaftliehe Zweeke getötet und ansehließend für Zwecke 
der Spalten 61 bis 69 weiter verwendet werden (§ 4 
Abs. 3 TierSchG)“ aufgenommen. Darunter fallen auch 
Tiere, deren Organe oder Gewebe zur Organ- oder Zell- 
kulturgewinnung verwendet werden. Diese können u. a. 
zur Erforschung und Entwicklung von Ersatz- und Ergän- 
zungsmethoden zum Tierversuch genutzt werden. Würde 
auf die neue Spalte 21 verzichtet, müssten alle dort ge- 
zählten Tiere in der Spalte 69 „Sonstige Zwecke“ erfasst 
werden. Dieses gilt auch für die Zeile 21 der Tabellen 20 
und 21. 

Tierversuche weiter zu verringern und durch Altemativ- 
methoden zu ersetzen, um die Anzahl der Tierversuche 
auf das absolut unerlässliche Maß zu beschränken, ist ein 
wichtiges Ziel der Bundesregierung. Zu diesem Zweck 
wurde von der Bundesregierung eine Expertengruppe ge- 
bildet, die an Hand der jährlich gemeldeten Versuchstier- 
daten Bereiche ausfindig machen soll, in denen Tierver- 
suche reduziert oder durch andere Methoden ersetzt 
werden können. Über das breite Spektrum weiterer Maß- 
nahmen zur Reduktion der Anzahl Tierversuche wurde in 
vorangegangenen Abschnitten ausführlich informiert 
(vgl. 5.2). 

6 Tierschutzkommission 

Seit 1987 ist das BMELV auf Grund des § 16b TierSchG 
verpflichtet, zu seiner Unterstützung in Fragen des Tier- 
schutzes eine Tierschutzkommission zu berufen und diese 
vor dem Erlass von Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften nach dem TierSchG anzuhören. 
Die Tierschutzkommission kann auch in Eigeninitiative 
gegenüber dem Bundesministerium zu Fragen des Tier- 
schutzes Stellung nehmen. Die Einsetzung erfolgte durch 
die Tierschutzkommissions- Verordnung vom 23. Juni 
1987.3^ Die Tierschutzkommission besteht aus zwölf Mit- 
gliedern, die auf Vorschlag der Verbände sowie der bei- 
den großen Kirchen vom BMELV für jeweils vier Jahre 
berufen werden. 

Zu unterscheiden ist diese Tierschutzkommission von den 
auf Vollzugsebene tätigen Tierschutzkommissionen. So 
gibt es zum einen Tierschutzkommissionen auf Landes- 
ebene. Nach § 15 Abs. 1 Satz 2 TierSchG berufen die 
nach Landesrecht zuständigen Behörden jeweils eine oder 
mehrere Kommissionen zur Unterstützung der zuständi- 


39 BGBl. I S. 1557. 


gen Behörden bei der Entscheidung über die Genehmi- 
gung von Tierversuchen. 

Zum anderen hat das Bundesministerium der Verteidi- 
gung (BMVg) für Tierversuche, die von Einrichtungen 
der Bundeswehr durchgeführt werden, eine eigene Tier- 
schutzkommission berufen.3'0 Darüber hinaus vergibt das 
BMVg Forschungsaufträge auch an zivile Einrichtungen. 
Mit Universitäten, Forschungseinrichtungen und anderen 
wissenschaftlichen Institutionen werden Forschungs- und 
Entwicklungsverträge zur Bearbeitung wissenschaftlicher 
Problemstellungen geschlossen. Daher wurde in § 15 
Abs. 3 TierSchG bei der letzten Novellierung die Vor- 
schrift aufgenommen, dass der BMVg-Tierschutzkom- 
mission vor Auftragserteilung zusätzlich zum üblichen 
Genehmigungsverfahren von Tierversuchen Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben ist. Diese Stellungnahme ist 
der für die Forschungseinrichtung zuständigen Landesbe- 
hörde auf Anforderung zuzusenden. Mit Tierversuchsvor- 
haben, die im Zusammenhang mit Forschungsaufträgen 
der Bundeswehr durchgeführt werden, befassen sich so- 
mit zwei Tierschutzkommissionen. Die Auftragserteilung 
erfolgt erst dann, wenn eine Versuchsgenehmigung der 
zuständigen Behörde vorliegt. 

Am 5. Juli 2005 fand im BMELV eine Sitzung der Tier- 
schutzkommission statt. Die Tierschutzkommission be- 
grüßte im Grundsatz den Vorschlag der KOM für eine 
Richtlinie des Rates mit Mindestvorschriften zum Schutz 
von Masthühnem (vgl. 8.1.4) und sprach sich für eine He- 
rabstufung der Besatzdichte für den Fall aus, dass nach- 
teilige Veränderungen an den Fußballen der Tiere festge- 
stellt werden. 

ln ihrer Sitzung vom 20. Februar 2006 fasste die Tier- 
schutzkommission folgendes Votum zur Änderung der 
TierSchNutztV, Abschnitt Schweinehaltung (vgl. 1.1.1): 

„Die Tierschutzkommission beim BMELV hat dem Ers- 
ten Entwurf einer Verordnung (Stand 2003) mit ambitio- 
nierten Werten zugestimmt. Dem neuen Entwurf (Stand 
Februar 2006), der dahinter zurückbleibt, kann sie in die- 
ser Form nicht zustimmen. Sie empfiehlt, die Bestimmun- 
gen der Verordnung 2003 als anzustrebendes Ziel in die 
Beratungen wieder aufzunehmen. 

Die Tierschutzkommission hält die Möglichkeit einer 
Halbierung des Tageslichts auf 1,5 Prozent für nicht sinn- 
voll und regt an, dass z. B. infolge bautechnischer Gege- 
benheiten reduzierter Lichteinfall durch künstliche Be- 
leuchtung ausgeglichen wird. 

Die Tierschutzkommission kann nicht nachvollziehen, 
warum die in der Verordnung 2003 festgelegten Spalten- 
weiten nicht beibehalten werden. 

Die Tierschutzkommission kann nicht akzeptieren, dass 
der Hinweis der Richtlinie auf Beschäftigungsmaterial 
wie Stroh, Heu etc. nicht wörtlich übernommen wurde. 

ln Bezug auf eine Koppelung der Verordnung, Abschnitt 
Schweinehaltung, mit Fragen zur Legehennenhaltung er- 
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innert die Tiersehutzkommission daran, dass sie eine 
Koppelung bereits bei früheren Gelegenheiten abgelehnt 
hat. Im Falle von anstehenden Veränderungen der Reehts- 
lage bei Legehennen ersueht die Tiersehutzkommission 
BMELV, wieder befasst zu werden.“ 

Zum Gesetz über die Reform hufbesehlagreehtlieher Re- 
gelungen und zur Änderung tiersehutzreehtlieher Vor- 
sehriften (Hufbesehlaggesetz) (vgl. 1.1.6) fasste die Tier- 
sehutzkommission folgendes Votum: 

„Die Tiersehutzkommission begrüßt das Hufbesehlagge- 
setz, denn hohe Qualität der Ausbildung von Hufbe- 
sehlagsehmieden/Hufbesehlagsehmiedinnen ist von gro- 
ßer Wiehtigkeit zur Sieherstellung des Tiersehutzes bei 
Huf- und Klauentieren. Deshalb sollte ein umfassender 
Ausbildungsgang für am Huf arbeitende Faehkräfte vor- 
gesehen werden, der mit einer staatliehen Prüfung ab- 
sehließt, und der die Mögliehkeit zu naehfolgender Spe- 
zialisierung eröffnet.“ 

ln ihrer Sitzung am 29. Mai 2006 fasste die Tiersehutz- 
kommission zur Änderung der Tiersehutz-Nutztierhal- 
tungsverordnung, Absehnitt Sehweine (vgl. 1.1.1) und 
Absehnitt Legehennen (vgl. 1.1.2), folgendes Votum: 

„Die Tiersehutzkommission bedauert, dass das Votum der 
Sitzung vom 20. Februar 2006 in Bezug auf die Koppe- 
lung der Verordnung, Absehnitt Sehweinehaltung, mit 
Fragen zur Legehennenhaltung nieht berüeksiehtigt wor- 
den ist. 

Die Tiersehutzkommission ersueht das BMELV zum frü- 
hestmögliehen Zeitpunkt - spätestens jedoeh naeh zwei 
Jahren - über die bisherigen Erfahrungen mit der Klein- 
gruppenhaltung unterriehtet zu werden. 

Die Tiersehutzkommission regt an, den Tiersehutz so- 
wohl in Kleingruppenhaltungen als aueh in alternativen 
Haltungssystemen zu optimieren.“ 

Im Jahr 2006 wurden drei Mitglieder der Tiersehutzkom- 
mission neu berufen: 

- Herr Dr. Klaus Ulrieh Meier, BASF AG als Naeh- 
folger für den Anfang 2006 verstorbenen Herrn 
Dr. Dr. Jörg Petersen - von Gehr, Bayer AG; 

- Herr Dr. Jörg Styrie, Vorsitzender des Bundes gegen 
den Missbraueh der Tiere e.V (bmt), als Naehfolger 
von Frau Jutta Breitwieser, bisher 1. Vorsitzende des 
bmt; 

- Herr Dr. Clemens Dirseherl, Evangelisehes Bauem- 
werk in Württemberg e.V, als Naehfolger von Herrn 
PD Dr. Hans Diefenbaeher, Forsehungsstätte der 
Evangelisehen Studiengemeinsehaft e.V. 

7 Weitere Rechtsbereiche mit 

besonderen Tierschutzbezügen 

7.1 Tierzuchtrecht 

Aufgrund eines Vertragsverletzungsverfahrens gegen die 
Regelungen des Tierzuehtgesetzes zur Durehführung der 
künstliehen Besamung im Rinderbereieh und zur Abwen- 


dung einer Verurteilung dureh den Europäisehen Ge- 
riehtshof ist eine Änderung des Tierzuehtgesetzes not- 
wendig geworden. Dabei sollen die Regelungen zur 
künstliehen Besamung im Hinbliek auf die Bestimmun- 
gen des EG- Vertrages angepasst werden. 

Neben der Anpassung der Regelung zur künstliehen Be- 
samung werden mit der Novellierung des Tierzueht- 
gesetzes aueh die Leistungsprüfungen und die Zueht- 
wertsehätzung auf die Zuehtorganisationen übertragen 
(Privatisierung). Mit Übertragung der bisher hoheitliehen 
Aufgabe der Leistungsprüfungen und Zuehtwertsehät- 
zung sollen zum einen die Zuehtorganisationen in ihren 
Reehten und Pfliehten gestärkt und zum anderen der Bü- 
rokratieabbau unterstützt werden. 

Ein Novum im Tierzuehtgesetz sind die Regelungen zum 
Erhalt der tiergenetisehen Ressoureen (Monitoring). Au- 
ßerdem werden weitere Regelungsbereiehe (versehiedene 
Anforderungen an Zuehtorganisationen) enger an das 
EG-Tierzuehtreeht angepasst. Über das EG-Reeht hi- 
nausgehende Regelungen (Erteilung einer Besamungs- 
erlaubnis sowie Anforderungen eines obligatorisehen 
Stiehprobentests für Hybridsehweineherkünfle) werden 
abgesehaffl. 

Das Gesetz wurde am 27. Dezember 2006 im Bundesge- 
setzblatt verkündeHi und trat am darauf folgenden Tag in 
Kraft. 

7.2 Gentechnikrecht 

Das Genteehnikgesetz (GenTG) hat u. a. den Zweck, Le- 
ben und Gesundheit von Menschen, die Umwelt, Tiere, 
Pflanzen und Sachgüter vor schädlichen Auswirkungen 
gentechnischer Verfahren und Produkte zu schützen. Zu 
Arbeiten in gentechnischen Anlagen, der experimentellen 
Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen 
sowie dem Inverkehrbringen von Produkten, die gentech- 
nisch veränderte Organismen enthalten oder aus solchen 
bestehen, sind teilweise auch Unterlagen vorzulegen, die 
Erkenntnisse aus Tierversuchen voraussetzen. 

Zur Vermeidung unnötiger Tierversuche kann ein Anmel- 
der oder Antragsteller nach § 17 GenTG auf bereits von 
Dritten vorgelegte Unterlagen zurückgreifen. Diese kön- 
nen die Verwendung ihrer Unterlagen in einem anderen 
Anmelde- oder Genehmigungsverfahren nicht auf Dauer 
verhindern, wenn es um Erkenntnisse geht, die Tierversu- 
che voraussetzen. 

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Gentechnikge- 
setzes vom 17. März 2006^*2 wurde die Bezugnahme auf 
Unterlagen Dritter in § 17 GenTG nochmals erleichtert, 
indem deren Zustimmung nur noch dann erforderlich ist, 
wenn die betreffenden Unterlagen vertraulich sind. Auf 
nicht-vertrauliche Unterlagen kann somit auch ohne Zu- 
stimmung Bezug genommen werden. Damit sollen Tier- 
versuche in diesem Bereich weiter reduziert werden. 


« BGBl. I S. 3294. 
« BGBl. IS. 534. 
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8 Entwicklung des supranationalen und 

internationalen Handlungsrahmens 

8.1 Europäische Union 

8.1 .1 Vertrag über die Verfassung für Europa 

In der Regierungskonferenz zum Verfassungsvertrag ist 
es Deutsehland gelungen, den Tiersehutz als Quer- 
sehnittsbestimmung vor den Regelungen über die einzel- 
nen Politikbereiehe der EU festzusehreiben. Als Quer- 
sehnittsbestimmung, die in allen Politikbereiehen der EU 
zu beaehten ist, kommt dem Tiersehutz eine herausgeho- 
bene horizontale Bedeutung zu. Der Tiersehutz wird im 
Verfassungsvertrag neben dem Umweltsehutz, dem Ge- 
bot der Gleiehstellung von Männern und Frauen und der 
Bekämpfung von Diskriminierungen genannt. 

Am 29. Oktober 2004 haben die Staats- und Regierungs- 
ehefs sowie die Außenminister von 28 europäisehen Staa- 
ten den Vertrag über die Verfassung für Europa, auf den 
sieh der Europäisehe Rat am 18. Juni 2004 geeinigt hat, 
in Rom unterzeiehnet. 

Mit folgendem Wortlaut in Artikel III- 121 ist künftig der 
Tiersehutz im Verfassungsvertrag verankert: 

„Bei der Festlegung und Durehführung der Politik der 
Union in den Bereiehen Landwirtsehaft, Fiseherei, Ver- 
kehr, Binnenmarkt, Forsehung, teehnologisehe Entwiek- 
lung und Raumfahrt tragen die Union und die Mitglied- 
staaten den Erfordernissen des Wohlergehens der Tiere 
als fühlende Wesen in vollem Umfang Reehnung; sie be- 
rüeksiehtigen hierbei die Reehtsvorsehriften und die Ge- 
pflogenheiten der Mitgliedstaaten insbesondere in Bezug 
auf religiöse Riten, kulturelle Traditionen und das regio- 
nale Erbe.“ 

Damit ist der Tiersehutz erstmals ausdrüeklieh im euro- 
päisehen Vertragstext normiert. 

Angesiehts des ins Stoeken geratenen Ratifizierungspro- 
zesses des Verfassungsvertrags hat der Europäisehe Rat 
am 15./16. Juni 2006 die deutsehe Präsidentsehaft beauf- 
tragt, in der ersten Jahreshälfte 2007 mit den EU-Mit- 
gliedstaaten ausführliehe Konsultationen zu führen und 
ansehließend dem Europäisehen Rat einen Berieht vorzu- 
legen. Der Berieht wird mögliehe künftige Entwieklun- 
gen auf europäiseher Ebene aufzeigen und als Grundlage 
für Besehlüsse dienen, wie der Reformprozess der EU 
fortgesefzt werden soll. 

8.1.2 Cross Compliance 

Die Gewährung von Direkfzahlungen isf seif dem Jahr 
2005 an die Einhalfung von Vorsehriffen in den Bereiehen 
Umwelf, Fuffermiffel- und Lebensmiftelsieherheit sowie 
Tiergesundheit und Tiersehutz geknüpft (Cross Compli- 
anee). 

Die stufenweise Einführung von Cross Complianee in 
drei Sehriffen seif 2005 wird 2007 dureh die Anwendung 
von Tiersehufzsfandards abgesehlossen. Zum 1. Januar 
2007 sind Anforderungen aus drei einsehlägigen EG- 
Riehflinien zur Nutzfierhaltung allgemein, zur Haltung 


von Kälbern und zur Haltung von Sehweinen Cross Com- 

plianee-relevant.43 

Bei der Umsetzung der Vielzahl von Anforderungen 
wurde auf einen handhabbaren Prüfumfang trotz der um- 
fangreiehen Prüfinhalte dureh eine Gruppierung naeh 
faehliehen Gesiehtspunkten geaehtet. Es werden nur An- 
forderungen, die sieh unmittelbar aus dem EG-Reeht er- 
geben, im System der Kontrolle der Cross Complianee 
umgesetzt („l:l-Umsetzung“). Die Landwirte, die Direkt- 
zahlungen und fläehenbezogene Maßnahmen zur Förde- 
rung des ländliehen Raums erhalten, werden in der 
aktuellen Fassung der Informationsbrosehüre 2007 zu 
Cross Compliance über die von ihnen einzuhaltenden 
Verpflichtungen informiert. 

8.1.3 Aktionsplan Tierschutz 

Bereits im Dezember 2004 hatte Kommissar Markos 
Kyprianou im Agrarrat einen Aktionsplan Tierschutz an- 
gekündigt. Die Ausarbeitung des Aktionsplans wurde 
u. a. begleitet durch eine Intemetanhörung der KOM zum 
Thema „Aktionsplan der Gemeinschaft für den Tier- 
schufz: Wohlbefinden und Schulz landwirfschaftlicher 
Nufzfiere“ am Jahresende 2005. Ziel der Umfrage war es, 
Informationen über Einstellungen der Öffentlichkeit zur 
Tierschutzproblematik und zur Frage des Schutzes von 
landwirtschaftlichen Nutztieren einzuholen. Zur Gewin- 
nung eines Meinungsbildes zog die KOM auch die Ergeb- 
nisse der Eurobarometer- Studie „Einstellung der Konsu- 
menten hinsichtlich des Schutzes landwirtschaftlicher 
Nutztiere“"*'* heran, die im Juni 2005 publiziert wurde. 

Im Agrarrat am 23. Januar 2006 stellte Kommissar 
Kyprianou dann den am selben Tag von der KOM verab- 
schiedeten Aktionsplan Tierschutz vor. Eine Aussprache 
folgte im Agrarrat am 20. Februar 2006. 

Der Aktionsplan Tierschutz umfasst im weiteren Sinne 
drei Dokumente: 

- Mitteilung der KOM an das Europäische Parlament 
und den Rat über einen Aktionsplan der Gemeinschaft 
für den Schutz und das Wohlbefinden von Tieren 2006 
bis 2010 [KOM(2006) 13 endgültig], 

- Arbeitsdokument der Kommission über einen Akti- 
onsplan der Gemeinschaft für den Schufz und das 
Wohlbefinden von Tieren (2006 bis 2010) - Sfrafegi- 
sche Grundlage für die vorgeschlagenen Aktionen 
[KOM(2006) 14 endgültig], 

- Folgenabschätzung zu den ersten beiden Dokumenten 
[SEC(2006) 65]. 


Richtlinie 91/629/EWG des Rates vom 19. November 1991 über 
Mindestanforderungen für den Schutz von Kälbern, Artikel 3 und 4, 
Richtlinie 91/630/EWG des Rates vom 19. November 1991 über 
Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen, Artikel 3 und 
Artikel 4 Abs. 1, Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 
über den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere, Artikel 4. 

Special Eurobarometer 229: Attitudes of Consumers towards the wel- 
fare of farmed animals. 
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Der Aktionsplan Tierschutz bildet einen geeigneten Rah- 
men für die Gestaltung des Tierschutzes in den kommen- 
den Jahren und seine Verknüpfung mit anderen Politikfel- 
dem. Es werden fünf Hauptsaktionsbereiche benannt: 

1. Verbesserung bestehender Mindestnormen für den 
Schufz und das Wohlbefinden von Tieren, 

2. Priorifäre Förderung einer politisch orientierten Zu- 
kunftsforschung auf dem Gebiet des Schutzes und 
Wohlbefindens von Tieren und der Anwendung des 
3R-Prinzips, 

3. Einführung einheitlicher Tierschutzindikatoren, 

4. Sicherstellung, dass Tierhalter/Tierbetreuer sowie die 
allgemeine Öffentlichkeit stärker miteinbezogen und 
besser über die geltenden Tierschutznormen infor- 
miert werden und sich ihrer Rolle bei der Förderung 
des Schutzes und Wohlbefindens von Tieren voll be- 
wusst sind, 

5. Weitere Unterstützung internationaler Initiativen zur 
Sensibilisierung für und Konsensfindung über den 
Tierschufz und Lancierung neuer Initiativen. 

Am 30. März 2006 veranstaltete die österreichische Präsi- 
dentschaft in Brüssel eine Tierschutz-Konferenz. Hier 
wurde auch der Aktionsplan erörtert. Die wichtigsten An- 
liegen, die auf der Konferenz vorgetragen wurden, gingen 
in die Schlussfolgerungen der österreichischen Präsident- 
schaft aus dem Aktionsplan Tierschutz ein. Diese 
Schlussfolgerungen''^ wurden auf dem Agrarrat am 
19. Juni 2006 vorgestellt. 

Im Europäischen Parlament wurde der Bericht über den 
Aktionsplan Tierschutz mit einer deutlichen Mehrheit 
von 565 zu 29 Gegenstimmen bei 15 Enthaltungen ange- 
nommen. 

8.1.4 Masthühnerhaltung 

Jährlich werden in der EU(15) mehr als 4 Milliarden 
Masthühner geschlachtet. Rechtsvorschriften zur Haltung 
von Masthühnem existieren auf supranationaler Ebene 
nicht. Ein Bericht des wissenschaftlichen Ausschusses für 
Tiergesundheit und Tierschutz der KOM'*^ hat eine Reihe 
von Tierschutzproblemen in diesem Produktionsbereich 
aufgezeigt. 

Mit Datum vom 30. Mai 2005 hat die KOM einen Vor- 
schlag für eine Richtlinie des Rates mit Mindestvorschrif- 
ten zum Schutz von Masthühnem'*’ vorgelegt. Diese Initi- 
ative soll ein Element des Europäischen Aktionsplans für 
den Tierschufz (vgl. 8.1.3) sein. 

Der Vorschlag wurde in mehreren Rafsarbeifsgmppen in- 
fensiv diskutier!. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss 
äußerte sich am 26. Oktober 2005, das Europäische Parla- 
ment am 14. Febraar 2006. Der Ausschuss der Regionen 


‘t5 Dokument 10811/06; AGRILEG 106. 

Scientific Committee on Animal Health and Animal Welfare (2000: 
The Welfare of Chickens kept for meat production (Broilers). 

S ANCO.B .3/AH/R 1 5/2000 

Dokument 9606/05 - KOM(2005) 221 endgültig. 


wurde konsultiert, verzichtete aber auf eine Stellung- 
nahme. Der Sonderausschuss Landwirtschaft (SAL) erör- 
terte den Vorschlag zweimal (26. September 2005, 
13. März 2006). 

Am 18. Juli 2005 wurde der Vorschlag im Agrarrat vorge- 
stellt. Am 19. Juni 2006 fand eine Orientierangsdebatte 
statt: Eine Mehrzahl von Delegierten bewertete einen von 
der österreichischen Präsidentschaft vorgelegten Arbeits- 
plan'** als gute Basis der Kompromissfindung bzw. konnte 
das von der Präsidentschaft vorgeschlagene Vorgehen 
mittragen. Auch Kommissar Kyprianou begrüßte den Ar- 
beitsplan. Es gelte mit dem Vorschlag für Mindeststan- 
dards für die Broiler-Haltung das Vertrauen der Verbrau- 
cher in die Gefiügelprodukte in der EU zu stärken. Die 
Präsidentschaft fasste abschließend zusammen, dass nun 
die Beratungen im Lichte des Ergebnisses dieser Debatte 
fortzuführen seien, mit dem Ziel, unter finnischer Präsi- 
dentschaft im zweiten Halbjahr 2006 eine Einigung über 
den Vorschlag herbeizuführen. Dieses ist jedoch nicht ge- 
lungen. Nachdem sich abzeichnete, dass einige Mitglied- 
staaten eine Sperrminorität betreffend den aktuellen Ent- 
wurf bilden würden, verzichtete die finnische 
Präsidentschaft darauf, den Vorschlag im Dezember- 
Agrarrat zur Entscheidung zu führen. 

Der im Lichte dieser Diskussionen verschiedentlich mo- 
difizierte Vorschlag beinhaltet Haltungsanforderungen 
und Anforderungen an die Qualifikation der Tierhalter. 
Vorgesehen ist weiterhin, dass die KOM einen Bericht 
über die mögliche Einführung einer Etikettierungsrege- 
lung für Geflügelfleisch vorlegt. Schließlich sind Anfor- 
derungen an Dokumentation und Datenerhebung formu- 
liert. 

Zu den wichtigen Elementen des Vorschlags gehört, dass 
neben vorwiegend technisch-organisatorischen Vorgaben 
die Erfassung tierschutzrelevanter Parameter (Fußballen- 
gesundheit, Mortalität) vorgesehen ist. Diese sollen dazu 
herangezogen werden, das Tierschutzniveau des Betrie- 
bes zu beschreiben und ggf. Maßnahmen zu seiner Ver- 
besserung einzuleiten. 

Hinsichtlich des wirtschaftlich besonders bedeutenden 
Faktors „Besatzdichte“ (Lebendgewicht bezogen auf die 
Nutzfläche) ist vorgesehen, dass eine Besatzdichte von 
X kg/m’ nicht überschritten werden darf Die Mitgliedstaa- 
ten können allerdings u. U. Besatzdichten von y kg/m’ ge- 
statten.'*^ ln diesem Fall müssen die Betriebe zusätzlichen 
Anforderungen genügen. Die auf dem Schlachthof erho- 
benen Parameter Mortalität und Fußballengesundheit sol- 
len dazu herangezogen werden, ggf notwendige Reduzie- 
rungen der Besatzdichte anzuordnen bzw. im Fall 
günstiger Befunde eine etwaige Reduzierung rückgängig 
zu machen oder evtl, sogar einen Bonus (reward) hin- 
sichtlich der Besatzdichte zuzulassen. 

Die Bundesregierung erachtet eine rechtliche Regelung des 
Tierschutzes in der Masthühnerhaltung als notwendig. Sie 


■ts Dokument 10287/06; AGRILEG 96. 

® Stand 30. November 2006 (Ratsdokument DS 754/2/06 REV 2): 
x = 32.y = 38. 
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hat in den Verhandlungen deutlieh gemaeht, dass sie ei- 
nen Zweiklassentiersehutz, der daraus resultiert, dass Be- 
triebe mit geringer bzw. hoher Besatzdiehte untersehiedli- 
ehe Anforderungen erfüllen müssen, nieht wünseht. 
Weiterhin müssen alle Anstrengungen unternommen wer- 
den, dass die Riehtlinie nieht zu unnötigen bürokratisehen 
Lasten führt. 

8.1.5 Fische und Meeressäuger 

Angesiehts des anhaltend sehleehten Zustands der Mee- 
resfisehbestände sowie veränderter Verzehrgewohnhei- 
ten ist die Haltung und Züehtung von Nutzfisehen für den 
mensehliehen Verzehr von zunehmender Bedeutung. 

ln der Bundesrepublik Deutsehland erfolgt die Haltung 
der Zuehtfisehe sowohl in konventionellen Erdteiehen als 
aueh künstliehen Behältnissen naeh Maßgabe des 
§ 2 TierSehG. 

Auf europäiseher Ebene sind mittlerweile versehiedene 
Empfehlungen, welehe die KOM im Jahr 2002 in einer 
Strategie für eine naehhaltige Entwieklung der europäi- 
sehen Aquakultur vorgesehlagen hatte, verbindlieh umge- 
setzt worden. Die maßgebliehen Verordnungen (EG) 
Nr. 2792/1999 und (EG) Nr. 1421/2004 werden ab dem 
1. Januar 2007 dureh die Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 
des Rates vom 27. Juli 2006 abgelöst. Dies betrifft aueh 
die in der Strategie enthaltenen Empfehlungen über die 
Verbesserung und Förderung eines hohen Standards im 
Bereieh des Umwelt- sowie Tiersehutzes und entsprieht 
der politisehen Zielriehtung der Bundesregierung. 

Mit der Riehtlinie 2006/88/EG des Rates vom 24. Okto- 
ber 2006 mit Gesundheits- und Hygienevorsehriften für 
Tiere in Aquakultur und Aquakulturerzeugnissen und zur 
Verhütung und Bekämpfung bestimmter Wassertierkrank- 
heiten werden die bisherigen Handels- und Bekämp- 
fungsriehtlinien^o dureh ein neues Regelungswerk ersetzt, 
welehes der wesentliehen Weiterentwieklung der Aqua- 
kulturwirtsehaft der Gemeinsehaft in den letzten 
1 5 Jahren Reehnung trägt. Die Riehtlinie dient insbeson- 
dere der Verbesserung der allgemeinen Tiergesundheit 
und ist stärker an der Verhütung von Krankheiten ausge- 
riehtet als die alten Riehtlinien. Die Riehtlinie ist bis zum 
1 . Mai 2008 in deutsehes Reeht umzusetzen. 

Weiterhin wirkt die KOM aueh auf internationaler Ebene 
auf die Verbesserung des Tiersehutzes von Zuehtfisehen 
hin. Im Rahmen des dureh das Europäisehe Übereinkom- 
men zum Sehutz von Tieren eingesetzten Ständigen Aus- 
sehusses beim Europarat war die KOM an der Formulie- 
rung einer Empfehlung für die Haltung von Nutzfisehen 
beteiligt (vgl. 8.2.2). Naeh der Annahme der Empfehlun- 
gen dureh die Gemeinsehaft beabsiehtigt die KOM, dem 
Rat einen Vorsehlag für spezifisehe Reehtsvorsehriften 
über den Sehutz von in Kultur gehaltenen Nutzfisehen 
entspreehend der bereits erlassenen Riehtlinie 98/58 EG 
über den Sehutz von landwirtsehaftliehen Nutztieren zu 
unterbreiten. 


5» Richtlinien 91/67/EWG, 93/53/EWG und 95/70/EG. 


Eine ausfuhrliehe Darstellung, aueh der Ziele und Maß- 
nahmen der Bundesregierung auf dem Gebiet des Wal- 
sehutzes, ist im Jahresberieht der Deutsehen Fisehwirt- 
sehaft zu finden. 

8.1.6 Robbenfelle 

Versehiedene Dokumentationen der vergangenen Jahre 
werfen Fragen hinsiehtlieh der Einhaltung der notwendi- 
gen Tiersehutzstandards bei den Tötungen von Robben in 
Kanada auf Neben den Tiersehutzproblemen werden 
aueh immer wieder artensehutzreehtliehe Aspekte ange- 
führt. Allerdings ist naeh dem Kenntnisstand der Bundes- 
regierung gegenwärtig nieht von einer Bedrohung der 
Robbenbestände in Kanada auszugehen. Entspreehend 
gibt es im internationalen Artensehutz aueh keine spezifi- 
sehen Regelungen zur Erhaltung von Robbenbeständen in 
Kanada. Sie stehen weder auf den Roten Listen der Welt- 
natursehutzunion (lUCN) noeh in den Anhängen zum 
Washingtoner Artensehutzabkommen (CITES) über den 
Handel mit bedrohten Arten. 

Der Bundestag hat am 19. Oktober 2006 den gemeinsa- 
men Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, FDP 
und Bündnis 90/Die Grünen angenommen, mit dem die 
Bundesregierung aufgefordert wird, sieh auf EU-Ebene 
für ein gemeinsehaftsweit gültiges Einfuhr- und Handels- 
verbot mit Produkten aller Robbenarten einzusetzen und, 
solange ein solehes Verbot nieht zu Stande kommt, den 
Import, die Be- und Verarbeitung und das Inverkehrbrin- 
gen von Robbenprodukten in Deutsehland wirkungsvoll 
zu unterbinden. 

Das Europäisehe Parlament hat am 26. September 2006 
eine Erklärung angenommen, mit der die KOM aufgefor- 
dert wird, unverzüglieh den Entwurf einer Verordnung zu 
erarbeiten, in der die Einfuhr- und Ausfuhr und der Ver- 
kauf sämtlieher Produkte aus Sattel- und Mützenrobben 
untersagt werden (mit einer Ausnahmeregelung zuguns- 
ten der traditionellen Robbenjagd der Inuit). 

ln der EU gelten Einfuhrregelungen für Robbenprodukte. 
Die sogenannte Jungrobb enriehtlinie verbietet die 
Einfuhr von Fellen der noeh nieht entwöhnten Jungtiere 
der Sattel- und Klappmützenrobben und von daraus her- 
gestellten Waren (Riehtlinie des Rates vom 28. März 
1983 betreffend die Einfuhr in die Mitgliedstaaten von 
Fellen bestimmter Jungrobben, geändert dureh die Rieht- 
linie 89/370/EWG). 

Darüber hinaus setzt sieh die Bundesregierung verstärkt 
für weifergehende Maßnahmen auf europäiseher Ebene 
ein, die dann für die gesamfe EU gehen würden. Enfspre- 
ehende Regelungen sind - sehon aus Effizienzgründen - 
gegenüber nafionalen Regelungen deutlieh vorzugswür- 
dig, denn angesiehts des freien Warenverkehrs im Bin- 
nenmarkt können Waren von einem Mitgliedstaat in den 
anderen ohne Grenzkontrollen verbraeht werden. 

Am 22. November 2006 hat die KOM einen Vorsehlag 
für eine Verordnung des Europäisehen Parlamenfs und 
des Rafes über ein Verbof des Inverkehrbringens sowie 
der Einfuhr- und Ausfuhr von Kafzen- und Hundefellen 
sowie von Produkfen, die solehe Felle enthalten, in die 
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bzw. aus der Gemeinschaft vorgelegt (vgl. 8.1.8). Bei den 
Beratungen dieses Vorschlags setzt sich das BMELV da- 
für ein, auch die Einbeziehung von Robbenprodukten 
sorgfältig zu prüfen. Die KOM und verschiedene Mit- 
gliedstaaten lehnen dies ab. 

Demnach ist kurzfristig nicht mit einer europäischen Lö- 
sung zu rechnen. Daher werden nun alle erforderlichen 
Schritte unternommen, um den Erlass einer nationalen 
Tierschutzregelung für Robben vorzubereiten, mit der die 
Einfuhr von Robbenprodukten nach Deutschland unter- 
bunden werden soll. 

8.1.7 Tiertransporte 

8.1 .7.1 Transportverordnung 

Das Thema „Tiertransport“ hat auch in den vergangenen 
zwei Jahren eine wichtige Rolle gespielt nicht zuletzt bei 
zahllosen mit Rechtsetzung betrauten Einrichtungen, ln 
der EU gilt seit dem 5. Januar 2007 die Verord- 
nung (EG) 1/2005^’ über den Schutz von Tieren beim 
Transport unmittelbar und bindet jeden, der in der EG mit 
Tieren im Rahmen gewerblicher Transporte umgeht. Die 
genannte Verordnung, die Grundsätze und viele Detail- 
regelungen zum Tiertransport enthält, wurde unter nieder- 
ländischer Präsidentschaft im Agrarrat verabschiedet. 
Vorher hatten es mehrere Präsidentschaften nicht ge- 
schafft, eine qualifizierte Mehrheit für ihre Vorschläge zu 
erhalten. 

Die niederländische Präsidentschaft fand seinerzeit ein 
Dossier vor, das bereits sehr intensiv beraten worden war, 
das aber auch Regelungsbereiche enthielt, bei denen 
keine Einigungsmöglichkeit in Sicht war. Insbesondere 
bei der Frage nach der zulässigen Fahrtdauer und einzu- 
haltenden Ruhepausen lagen die Auffassungen der Mit- 
gliedstaaten weit auseinander. 

Bei dieser Ausgangslage hatte die niederländische Präsi- 
dentschaft vorgeschlagen, alle Regelungen, die fachlich 
unstreitig und geeignet waren, die Situation beim Tier- 
transport zu verbessern, zusammenzutragen und zu ver- 
abschieden. Alle strittigen Punkte wurden außen vor ge- 
lassen. Zu den vorgeschlagenen Änderungen zählten 
insbesondere: 

- Rechtsform der EG- Verordnung mit unmittelbarer Au- 
ßenwirkung, 

- Sachkunderegelung, 

- Zulassung der Transporteure und der Transportmittel, 

- Einführung eines safellifengesfüfzfen Navigationssys- 
fems. 

Die übrigen Regelungen der RL 91 /628/EG wurden im 
bisherigen Wortlauf übernommen. 

Das Tiertransportrecht ist ein gewachsener Rechtsbe- 
reich, der auf vielen Rechtsquellen basiert. Die nationalen 
und gemeinschaftlichen Regelungen sind eng mit intema- 
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tionalen Normen verwoben. Dies ist gerade beim Tier- 
transport besonders wichtig, da hier häufig Landesgren- 
zen überschritten werden und eine Zersplitterung des 
Tiertransportrechts auch viele Nachteile mit sich brächte, 
wie etwa das Umladeerfordemis an den Grenzen, mit den 
entsprechenden Verzögerungen. 

Bis zum 5. Januar 2007 galt in Deutschland die nationale 
Tierschutztransportverordnung, mit der sowohl das EG- 
Recht als auch die internationalen Regelungen übernom- 
men wurden. Hierbei war die Richtlinie nach ihren Zielen 
umzusetzen. Das gab den Mitgliedstaaten noch eine ge- 
wisse Flexibilität. So wurden beispielsweise in der natio- 
nalen Verordnung die Tabellen mit den Ladedichten ein- 
deutiger gefasst. Es wurden maximale Gruppengrößen 
festgelegt und Anforderungen an die Absperrung festge- 
legt. Künftig wird EG-weit derselbe Wortlaut gelten, es 
ist aber zu befürchten, dass die Vorschriften wegen der 
zum Teil sehr unbestimmten Formulierungen unter- 
schiedlich ausgelegt werden und dass es daher zu Behin- 
derungen kommen könnte. Daher hat sich die Bundes- 
regierung an die KOM gewandt und eindringlich den 
Erlass von Durchführungsbestimmungen gefordert. Nur 
so kann ein EG-weiter einheitlicher Verwaltungsvollzug 
sichergestellt werden. Auf Wunsch der Mitgliedstaaten 
hatte die KOM für den 7. November 2006 zu einer Sit- 
zung eingeladen, um Fragen der Durchführung und Aus- 
legung der EG-Transporfverordnung zu erörtern. Zu Be- 
ginn betonte die KOM, dass es ein Novum sei, mit den 
Mitgliedstaaten Auslegungsfragen zu diskutieren. Die 
KOM will hiermit eine geeignete Plattform bieten, damit 
die Mitgliedstaaten Probleme erörtern und nach Lösun- 
gen suchen können. Rechtsverbindliche Festlegungen da- 
gegen könnten nicht getroffen werden. Letztlich könne 
das nur der Europäische Gerichtshof (EuGH). 

Die Bundesregierung hatte einen umfangreichen Fragen- 
katalog zur Verfügung gesfellt. 

Breiten Raum nahm die Diskussion über den Anwen- 
dungsbereich der Verordnung ein. Die überwiegende 
Mehrheit sprach sich für eine weife Auslegung des An- 
wendungsbereiches aus. Notfalls müsste im Einzelfall 
entschieden werden. 

Zu den streitigen Fragen in den Artikeln wurde jeweils 
die Fachmeinung ausgetauscht. 

Insgesamt gesehen wurden die hohen Erwartungen, die 
an eine solche Sitzung gestellt wurden, nicht erfüllt. 

8. 1.7. 1.1 Regelungen über Sanktionen 

Nach Artikel 25 der VO (EG) Nr. 1/2005 müssen die Mit- 
gliedstaaten der KOM mitteilen, wie sie Verstöße gegen 
die Bestimmung der Verordnung zu ahnden gedenken. 
Hierbei verlangt die KOM, dass die Sanktionen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein müssen. 

Hierzu musste erstmals im Tierschutzrecht die Grundlage 
für eine Bewehrung unmittelbar geltenden EG-Rechts ge- 
schaffen werden. Eine entsprechende Ermächtigung 
wurde im TierSchG geschaffen. Auf Grund dieser Er- 
mächtigung wurde inzwischen eine Rechtsverordnung er- 
lassen (vgl. 3.1). 
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8. 1.7. 1.2 Einführung eines Sateiiiten gestützten 
Navigationssystems 

Nach Artikel 6 Abs. 9 der EG-Tierschutztransportverord- 
nung 1/2005 hat der Transportunternehmer bei langen 
Tiertransporten auf der Straße (länger als 8 Stunden) bei 
bestimmten Tieren ein Navigationssystem einzusetzen. 
Dies gilt ab Januar 2007 bei Neufahrzeugen und ab Ja- 
nuar 2009 bei sämtlichen Fahrzeugen für lange Tiertrans- 
porte. Einzelheiten sollen im Ausschussverfahren von der 
Kommission erlassen werden. 

Nach Anhang 1 Kapitel VI Nummer 4. 1 müssen die Infor- 
mationen, die mit dem Navigationssystem erfasst werden, 
den Angaben im Fahrtenbuch gleichwertig sein und In- 
formationen über Öffnen/Schließen der Ladeluke enthal- 
ten. 

Die KOM hat am 12. und 13. Juni 2006 in Induno (Nord- 
italien) einen Workshop zu dieser Thematik durchgeführt. 
Die Kommission teilte zunächst mit, sie wolle ein mög- 
lichst weitreichendes System etablieren, damit die Tier- 
transporte optimal überwacht werden können. Nachdem 
insbesondere die Wirtschaft ihre Bedenken hiergegen 
nachdrücklich artikuliert hatte, hat die Kommission vor- 
geschlagen, nunmehr ein zweistufiges System anzustre- 
ben. ln einer ersten Phase sollen nur die Daten erfasst 
werden, die in der Verordnung vorgesehen sind. Die Ziele 
der 2. Phase sollen nach Artikel 31 im Ausschussverfah- 
ren festgelegt werden. 

Die Tiertransportverbände bedauern, dass so wenig Zeit 
verbleibt, sich auf die neue Situation einzustellen. Dies 
gilt umso mehr, als die angekündigten Vorgaben der 
Kommission noch nicht bekannt sind. 

Vor diesem Hintergrund begrüßen diese Verbände die ge- 
plante 2-stufige Vorgehensweise. 

Es wird neben datenschutzrechtlichen Problemen auch 
Forschungsbedarf im Hinblick auf die Erfassung weiterer 
Parameter (etwa bei der Temperatur- oder Luftfeuchte- 
erfassung) gesehen. 

Nummer 4.2 enthält eine Berichtspfiicht der Kommission 
an den Rat bis zum 1 . Januar 2008 zur Anwendung dieser 
neuen Technik. 

Nach Nummer 4.3 legt die Kommission dem Rat spätes- 
tens zum 1. Januar 2010 einen Bericht zusammen mit 
Spezifikationen zum Navigationssystem, die für alle 
Transportmittel gelten, vor. 

Darüber hinaus wird das Navigationssystem in Anhang 11 
Nr. 8 3. Unterabsatz erwähnt. Hiernach gelten bei Ver- 
wendung des Navigationssystems bestimmte Vereinfa- 
chungen im Hinblick auf die Vorlagepflicht von Doku- 
menten nach Abschluss der Beförderung. 

Die Bundesregierung vertritt hierzu folgende Meinung: 

- Die Festlegung eines Pfiichtenheftes (zu erfüllende 
Anforderungen, Fahrtroute, Öffnung der Ladeluke) ist 
mit VO (EG) 1/2005 bereits erfolgt. 

- Die Etablierung des technischen Standards ist Auf- 
gabe der betroffenen Wirtschaft. 


- Es fehlt noch die Verpflichtung der Spediteure, eine 
Kontrolle vor Ort (LKW) ggf in der Spedition (Zen- 
trale) zu ermöglichen. Damit müssen die Spediteure 
selbst Ausdrucke o. ä., die für eine Kontrolle verwend- 
bar sind, vorlegen. 

- ln der folgenden Zeit, die allerdings ausreichend lang 
bemessen sein sollte, kann über weitere Schritte nach- 
gedacht werden. 

8. 1.7. 1.3 Vorschriften zur Regelung 
der Temperatur 

Nach der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 über den Schutz 
von Tieren beim Transport muss bei Straßentransport- 
fahrzeugen für alle Tiere des Transportmittels - unabhän- 
gig davon, ob es fährt oder steht - die Temperatur in ei- 
nem Bereich von 5 °C bis 30 °C mit einer Toleranz von 
5 °C gehalten werden können. 

Darüber hinaus wird die Europäische Kommission in An- 
hang 11 Kapitel VI Nr. 3.5 u. a. dazu ermächtigt, im Aus- 
schussverfahren Maßnahmen zur Festlegung von Höchst- 
und Mindesttemperaturen für den Tiertransport zu erlas- 
sen; Grundlage sollte dabei der Vorschlag der EFSA sein. 

Die KOM hat einen entsprechenden Vorschlag erstmals in 
der Sitzung des Ausschusses für die Lebensmittelkeffe 
und Tiergesundheit (StALuT) am 5./6. September 2006 
vorgestellt. Inhaltlich lehnt sich der Vorschlag stark an 
den hierzu vorliegenden Bericht der EFSA an. Zudem 
wurde der Vorschlag am 8. November 2006 im StALuT 
beraten, wobei die überwiegende Mehrheit der Mitglied- 
staaten dem Vorschlag kritisch gegenüber stand. 

Die deutsche Delegation hatte sich im Ausschuss insbe- 
sondere gegen eine Ausweitung der Berichtspflicht der 
Mitgliedstaaten ausgesprochen und dargelegt, dass die 
vorgegebenen Zahlenangaben über einzuhaltende Tempe- 
raturmargen nicht hinreichend wissenschaftlich fundiert 
seien und hierzu auch keine praktischen Erfahrungen vor- 
lägen. Dies gelte auch im Hinblick auf den Einfluss der 
Luftfeuchte auf die Transportbedingungen. 

Die KOM hat daraufhin eine Arbeitsgruppensitzung mit 
Vertretern der Mitgliedstaaten am 19. Dezember 2006 
durchgeführt. Auch dabei wurden von verschiedenen De- 
legationen die Werte kritisch hinterfragt. Die deutsche 
Delegation hatte dabei eine Verschiebung der Maßgaben 
gefordert und das damit begründet, dass diese Forderung 
für Langsfreckenfahrzeuge auch beim grenzüberschrei- 
tenden Verkehr von Bedeutung sei. Hierzu seien gemein- 
schaftliche Vorgaben notwendig, wie sie auch mit Schrei- 
ben des Leitenden Veterinärbeamten vom August 2006 
gefordert worden waren. 

Die KOM hatte eine grundsätzliche Verschiebung abge- 
lehnt. Sie hatte sich jedoch damit einverstanden erklärt, 
den umstrittenen Vorschlag erst auf unbestimmte Zeit zu 
vertagen. Dazu sollten die Mitgliedstaaten aber entspre- 
chendes Datenmaterial liefern, so dass auch Werte aus der 
Praxis, aus der Überwachung und auf wissenschaftlicher 
Grundlage eine geeignete Basis für die enfsprechende 
Ausformulierung des Vorschlags schaffen können. Da 
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hier noch erheblicher Forschungsbedarf und praktische 
Erfahrungen fehlen würden, hatte die KOM aber um ent- 
sprechende Datenlieferung gebeten. 

Im Ergebnis ist damit der umstrittene Entwurf erst einmal 
auf unbestimmte Zeit vertagt, Bund, Länder und Wirt- 
schaft sind jedoch aufgefordert, praxisrelevante Erfahrun- 
gen und ggf weitergehendes Datenmaterial zu sammeln 
und der Kommission zur Verfügung zu stellen. 

Derzeit bestehen keine EG-einheitlichen Anforderungen 
für die Zulassung der Transportfahrzeuge, was die Aus- 
stattung mit einem Lüftungssystem und die Temperatur- 
messung anbelangt. Auch Anhang 11 Kapitel VI Nr. 3 
trägt hier nicht zur Klärung bei. Denn 3.1 ist eine Anfor- 
derung an ein Belüftungssystem und keine eindeutige An- 
weisung, die etwa die Einhaltung eines bestimmten Min- 
dest- oder Höchstwertes vorschreibt. Nummer 3.1 müsse 
erst nach dem in Nummer 3.5 genannten Verfahren kon- 
kretisiert werden. 

8. 1.7. 1.4 Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
zur Frage des Umfangs des 
Tiertransportes 

Der EuGH hat am 23. November 2006 durch Urteil in der 
RS C-300/05 (Vorabentscheidungsersuchen des Haupt- 
zollamtes Hamburg - Jonas gegen ZVK Zuchtvieh-Kon- 
tor GmbH) entschieden, dass die Zeit der Be- und Entla- 
dung mit zur „Transportdauer“ gehört. 

Diese Frage ist aufgetreten, da der verfügende Teil der 
RL 91/628/EWG und der im Anhang vorgegebene Trans- 
portplan nicht dieselben Begriffe verwenden. Im verfü- 
genden Teil der Richtlinie wird der Begriff „Transport“ 
verwendet. Sofern die gesamte Verbringung einschließ- 
lich Ver- und Entladen gemeint ist, verlangt der Anhang 
in Nummer 7 des Transportplans die Angabe des „Da- 
tums und der Uhrzeit des Versands“. 

Der EuGH hat bestätigt, dass der Begriff „Transport“ die 
gesamte Verbringung der Tiere einschließlich des Be- und 
Entladens erfasst. Ein Transport beginnt damit beim Ver- 
laden des ersten Tieres und endet mit Abladen des letzten 
Tieres. 

8.1 .7.2 Exporterstattung 

Mit der Abschaffung der Exporterstattungen für lebende 
Schlachtrinder im Dezember 2005 wurde ein wichtiges 
Anliegen des Tierschutzes erfüllt. Für den Export von 
Zuchtrindem werden weiterhin Erstattungen gezahlt, die 
allerdings im Zuge der allgemeinen Marktentwicklung 
deutlich abgesenkt wurden. Beschwerden über mangeln- 
den Tierschutz beim Transport von Zuchtrindem hat es 
bisher nicht gegeben. 

Der Bericht der KOM über die Wiedereinziehung von 
Ausführerstattungen für lebende Tiere in 2005 hat ge- 
zeigt, dass sich die Quote von Beanstandungen, die zur 
Ablehnung von Anträgen auf Exporterstattungen bzw. zur 
Wiedereinziehung der Beträge geführt haben, mit 
5,8 Prozent der Tiere gegenüber den Vorjahren (2004: 
2,1 Prozent; 2003: 2,8 Prozent) erhöht hat. Es ist zu er- 


warten, dass durch die Verschärfung der Tierschutz-An- 
fordemngen beim Transport durch die Verordnung (EG) 
Nr. 354/2006 eine weitere Verbessemng des Tierschutzes 
eintreten wird. Die Eliminierung der Erstattungen für le- 
bende Schlachttiere sollte darüber hinaus zu einer signifi- 
kanten Verringemng der Beanstandungsquote führen. 

8.1 .8 Einfuhr von Hunde- und Katzenfellen 

ln den vergangenen Jahren wurde in mehreren Mitglied- 
staaten eine Femsehdokumentation über die grausame 
Tötung von Hunden und Katzen zur Fellgewinnung in 
asiatischen Ländern gezeigt. Aus diesen asiatischen Län- 
dern würden Hunde- und Katzenfelle auch in Mitglied- 
staaten der EU eingeführt. 

Im Rahmen einer freiwilligen Selbstverpfiichtungserklä- 
mng vom November 2002 hatten die in der „European 
Für Federation“ zusammengeschlossenen nationalen 
Spitzenverbände des Pelzhandels aller EU-Mitgliedstaa- 
ten bereits vereinbart, auf den Handel mit Hunde- und 
Katzenfellen oder daraus gefertigten Erzeugnissen zu ver- 
zichten. 

Anlässlich der Sitzung des Agrarrates im Mai 2005 hatte 
Herr Kommissar Kyprianou auf eine entsprechende Ini- 
tiative Schwedens, die von Deutschland unterstützt 
wurde, zugesichert, die Voraussetzungen für eine gemein- 
schaftliche Regelung für ein Einfuhrverbot für Hunde- 
und Katzenfelle zu prüfen. 

Kommissar Kyprianou kündigte anlässlich des Agrarrates 
im Febmar 2006 an, noch vor der Sommerpause einen 
Vorschlag für ein gemeinschaftrechtliches Einfuhrverbot 
für Hunde- und Katzenfelle vorzulegen. 

Die Bundesregierang hatte sich zuletzt im EU-Agrarrat 
im Juni 2006 im Zusammenhang mit dem Aktionsplan 
Tierschutz für ein EU-weifes Einfuhrverbot für Hunde- 
und Katzenfelle ausgesprochen, zumal die Bundesregie- 
rung der Auffassung ist, dass aufgrund der Außenhan- 
delskompetenz der EU nur durch ein gemeinschaftsweites 
EU-Einfuhrverbot Einfuhr und Handel mit Hunde- und 
Katzenfellen wirksam unterbunden werden können. 
Durch einseitige nationale Maßnahmen, wie sie von eini- 
gen EU-Mitgliedstaaten ergriffen wurden, kann wegen 
des freien Warenverkehrs innerhalb der EU ein Einfuhr- 
und Vermarktungsverbot nicht wirksam gewährleistet 
werden. 

Im Rahmen der Vorbereitung für ein gemeinschaftsweifes 
Handelsverbof hat die KOM auch eine Erhebung bei den 
Mitgliedstaaten über bereits erlassene rechtliche Regelun- 
gen sowie verfügbare wissenschaftliche Methoden zur 
einwandfreien Identifizierung von Hunde- und Katzenfel- 
len vorgenommen. Denn nur wenn die Fellart zuverlässig 
kontrolliert und bestimmt werden kann, ist eine korrekte 
Kennzeichnung, die ggf EU-weit eingeführt werden 
müsste, möglich. 

Am 20. November 2006 hat die KOM einen „Vorschlag 
für eine Verordnung des Europäischen Parlamenfs und 
des Rafes über ein Verbof des Inverkehrbringens sowie 
der Ein- und Ausfuhr von Kafzen- und Hundefellen sowie 
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von Produkten, die solehe Felle enthalten, in die bzw. aus 
der Gemeinsehaft“ vorgelegt. Im Rahmen einer ersten 
Ratsarbeitsgruppensitzung wurden die grundlegende po- 
sitive Einstellung der Delegationen zu dem Vorsehlag 
aber aueh gewiehtige reehtliehe und verfahrensteehnisehe 
Fragen deutlieh. 

Mit dem von der KOM vorgelegten Vorsehlag wird der 
Bitte zahlreieher Petenten, des Bundesrates, des Deut- 
sehen Bundestages und des Europäisehen Parlaments 
weitgehend Reehnung getragen. Die Ermäehtigungs- 
grundlage für die Verordnung liegt dabei allerdings nieht 
im Bereieh des Tiersehutzes, sondern im Bereieh der Har- 
monisierung des Handels im Binnenmarkt, da die EG im 
Bereieh der Heimtiere keine Gesetzgebungskompetenz 
hat. ln der Folgenabsehätzung zur Verordnung hält die 
KOM eine allgemeine Kennzeiehnungspflieht von Kat- 
zen- und Hundefellen sowie deren Produkten für nieht 
zielführend. 

Aueh das BMELV unterstützt den Vorsehlag, zumal es 
sieh in der Vergangenheit wiederholt und mit Naehdruek 
im Agrarrat für ein gemeinsehaftliehes Importverbot von 
Hunde- und Katzenfellen eingesetzt hatte. Die deutsehe 
EU-Ratspräsidentsehafl wird deshalb den Verordnungs- 
vorsehlag mit Naehdruek voranbringen. 

8.1.9 Einfuhr von Wildvögeln 

Bereits im Dezember 2004 hatten über 200 Tier- und Na- 
tursehutzverbände europaweit an Minister, EU -Mitglied- 
staaten sowie europäisehe Dienststellen eine gemeinsame 
Deklaration (sog. Wild Bird Deelaration) übersandt, mit 
der Bitte, den Wildvogelimport generell zu verbieten. 
Hintergrund der Initiative waren zu dem damaligen Zeit- 
punkt in erster Linie die hohen Mortalitätsraten beim 
Transport der Tiere sowie der Rüekgang der Wildpopula- 
tionen vieler Vogelarten in den Ursprungsländern. 

ln der Sitzung des Umweltrates am 10. März 2005 hatte 
sieh Belgien mit deutseher Unterstützung für einen gene- 
rellen Importstop für Wildvögel ausgesproehen. 

Mit Sehreiben vom 8. August 2005 hatte der Bundes- 
minister für Umwelt seine europäisehen Kollegen sowie 
die KOM angesehrieben und um deren Einsehätzung ge- 
beten. Lediglieh drei von 24 angesehriebenen Ministem 
sowie die KOM haben geantwortet. Tenor der Antworten 
war, dass die jeweilige Gefährdung der Vogelarten dureh 
den Handel wissensehaftlieh untersueht werden müsse 
und den Herkunftsländern Einnahmemögliehkeiten aus 
dem Verkauf nieht generell untersagt werden dürften. 

Auf erneuten Vorsehlag Belgiens hin - nieht zuletzt vor 
dem Hintergrand der Vogelgrippe - besehloss der Um- 
weltrat am 2. Dezember 2005 einen Prüfauftrag an die 
KOM und die kommende Präsidentsehaft hinsiehtlieh 
Verbesserungen der Reehtslage. Dieser Vorsehlag wurde 
von Deutsehland unterstützt. 

Für den Umweltrat am 27. Juni 2006 legte Belgien den 
Ergebnisberieht einer Veranstaltung von Niehtregierangs- 
organisationen zum Wildvogelhandel vor, die unter 
Sehirmherrsehaft des belgisehen Umweltministers Tob- 


baek am 18. April 2006 stattgefunden hatte. Der Berieht 
wurde zur Kenntnis genommen und der Prüfauftrag an 
die KOM bekräftigt. 

Auf Grund des gehäuften Auftretens des asiatisehen Typs 
von aviärer Influenza aueh bei Wildvögeln hat die KOM 
versehiedene Sehutzmaßnahmen erlassen, zu denen eine 
Besehränkung der Einfuhr von Vögeln im Reiseverkehr 
und ein Verbot der Einfuhr von Wildvögeln gehören. 
Ausgenommen sind Wildvögel, die für zugelassene Ein- 
riehtungen, Insfitufe und Zentren bestimmt sind. Zur Be- 
urteilung einer zukünftigen Verfahrensweise für die Ein- 
fuhr von Wildvögeln isf die EFSA gebefen worden, eine 
wissensehaftliehe Sfellungnahme zu den Tiergesundheifs- 
und Tiersehutzrisiken bei der Einfuhr von Wildvögeln 
vorzulegen. Diese Sfellungnahme lieg! seit Ende Oktober 
2006 vor und ist im Internet abrafbar.^^ 

Auf der Grundlage dieser Studie haben die EU-Mitglied- 
staaten im Januar 2007 ein unbefristetes Importverbot für 
Wildvögel besehlossen, das am 1 . Juli 2007 in Kraft fre- 
ien wird. Ausgenommen von dieser Regelung sind nur 
Vögel, die aus bestimmten registrierten Zuehtbetrieben 
stammen. 

8.1.10 Chemikalienpolitik 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäi- 
sehen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 
zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Besehrän- 
kung ehemiseher Stoffe (REACH) kommt es im Bereieh 
der ehemikalienreehtlieh veranlassten Prüfung von Stof- 
fen auf gefährliehe Eigensehaften für Menseh und Um- 
welf zu grundlegenden Änderungen. 

Die Verordnung, die in allen Mitgliedsfaaten der EU un- 
mittelbare Geltung hat, beinhaltet folgende Kernpunkte: 

- Sehrittweise Registrierung von Stoffen, die ein Her- 
steller bzw. Importeur in einem Jahr in einer Menge 
von mehr als 1 1 produziert bzw. in die EU einführt, 
mit bestimmten, von den Unternehmen einzureiehen- 
den grundlegenden Informationen über den jeweiligen 
Stoff (dabei handelt es sieh um ea. 30 000 Stoffe), 

- einheitliehes System für Alt- und Neustoffe mit am 
bisherigen Neustoffverfahren orientierten Datenanfor- 
derungen, 

- stärkere Industrieverantwortung, Konzentration der 
Behörden auf hoehtonnagige und Besorgnisstoffe, 

- Mögliehkeit des Zulassungsverfahrens bei bestimmten 
besonders gefährliehen Stoffen, 

- Einbeziehung naehgesehalteter Anwender bei Ver- 
wendungen, die sie dem Hersteller gegenüber geheim 
halten wollen. 

Die Verordnung, die im Vorfeld Gegenstand einer mehr- 
jährigen, teils äußerst kontroversen Debatte war, tritt am 
1 . Juni 2007 in Kraft. Die in ihr enthaltenen neuen Vor- 


http://www.efsa.europa.eu/en/science/ahaw/ahaw_opinions/ahaw_op 
_ß}4 1 0_captive_birds.html 
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Schriften zur Prüfung von Chemikalien werden ab Mitte 
2008 mit teilweise bis zu 11 -jährigen Übergangsvor- 
schriften wirksam. 

Die neuen EG-rechtlichen Vorschriften werden aufgrund 
der vorgesehenen umfassenden Prüfung auch von Altstof- 
fen zu einer verbesserten Datenlage führen, die ein effek- 
tiveres Chemikalienmanagement ermöglichen und damit 
eine Stärkung des Gesundheits- und Umweltschutzes und 
damit auch des Schutzes von Tieren bewirken wird. Die 
allgemeinen Prüfanforderungen der Verordnung sehen 
dem derzeitigen Stand der Wissenschaft zur Ermittlung 
der Wirkungen von Stoffen auf Mensch und Umwelt ent- 
sprechend insbesondere bei den weitgehenden Prüfungen 
für hochvolumige oder Besorgnisstoffe in erheblichem 
Umfang Wirbeltierversuche vor. 

Die Bundesregierung hat sich in den Verhandlungen zu 
REACH nachdrücklich dafür eingesefzf, die Zahl der 
Tierversuche - unfer Berücksichtigung der Schutzziele - 
auf ein Minimum zu begrenzen, ln diesem Sinne enthält 
der Verordnungstext eine Vielzahl teilweise sehr weitge- 
hender Regelungen und Ansatzpunkte zur Flexibilisie- 
rung der Prüfanforderungen und zur Verwendung vorhan- 
dener Informationen. 

Vorgesehen sind u. a. Vorschriften zur zwingenden Tei- 
lung vorhandener Tierversuchsdaten, die in Anlehnung an 
die deutsche Regelung in § 20a des Chemikaliengesetzes 
entwickelt wurden. Außerdem wird sichergestellt, dass 
neue Tierversuche nur einmal durchgeführt werden. Da- 
rüber hinaus besteht für Regisfrierpflichtige die Möglich- 
keif, auf besfimmfe Tesfs zu verzichten, wenn keine rele- 
vante Exposition zu erwarten ist (sog. „Waiving“). Auch 
hierdurch kann die Zahl der erforderlichen Tierversuche 
reduziert werden. 

Parallel dazu sollen auf Ebene der EU die Entwicklung 
und Validierung von Altemativmethoden weiter gefördert 
werden. 

Das erste BfR-Forum zum Thema: „EU-Chemikalien- 
recht und Verbraucherschutz“ fand am 23. bis 24. Juni 
2005 in Berlin statt. Vertreter aller Interessensgruppen 
diskutierten neue Konzepte zur Bewertung chemischer 
Stoffe mit den drei Schwerpunkten Expositionsabschät- 
zung, Verbraucherinformation sowie alternative Testver- 
fahren zum Tierversuch und intelligente Teststrategien. 
Die ZEBET stellte die Positionen des BfR für den Be- 
reich der Altemativmethoden dar. Hierbei wurde unter 
anderem deutlich, dass für einige Bereiche der Toxikolo- 
gie (z. B. lokale Toxizifäf an Haut und Auge) Altemativ- 
methoden einsatzbereit sind, es aber noch an der Akzep- 
tanz dieser Methoden bei den in der Regulation tätigen 
Wissenschaftlern mangelt. 

8.1.11 Überprüfung der Einhaltung des 

Lebensmittel- und Futtermittelrechts 
sowie der Bestimmungen über 
Tiergesundheit und Tierschutz 

Im Tierschutzbericht 2005 wurde über die Verordnung 
(EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur 


Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Fut- 
termittelrechts sowie der Bestimmungen über Tierge- 
sundheit und Tierschutz berichtet. Mit dieser seit 
1 . Januar 2006 anzuwendenden Verordnung wurde EG- 
weit ein einheitlicher Rechtsrahmen für die Organisation 
amtlicher Kontrollen unter Einbeziehung der Tiergesund- 
heit und des Tierschutzes geschaffen. 

Die KOM erarbeitet derzeit Leitlinien zur Umsetzung 
einzelner Bestimmungen dieser Verordnung in den Mit- 
gliedstaaten. Bisher veröffentlicht wurde die Entschei- 
dung der Kommission vom 29. September 2006 zur Fest- 
legung der Leitlinien, mit denen Kriterien für die 
Durchfühmng von Audifs gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004 in den zusfändigen Behörden fesfgelegf 
werden. Der Zweck von Audifs besfeht darin, zu verifi- 
zieren, ob amtliche Kontrollen im Zusammenhang mit 
dem Futtermittel- und Lebensmittelrecht sowie den Vor- 
schriften über Tiergesundheit und Tierschutz wirksam 
durchgeführt werden und geeignet sind, die Ziele der ent- 
sprechenden Vorschriften zu erreichen. 

Weitere Leitlinien sind in Erarbeitung, wie z. B. Leitli- 
nien zur Erstellung des mehrjährigen nationalen Kontroll- 
plans sowie der Jahresberichte über die Umsetzung dieser 
Kontrollpläne. 

8.2 Europarat 

8.2.1 Allgemeines 

Der Europarat mit Sitz in Straßburg umfasst zur Zeit 
46 Mitgliedstaaten. Schon früh ergriff der Europarat Ini- 
tiativen zur Verbesserung des Tierschutzes. Eine Über- 
sicht der völkerrechtlichen Übereinkommen im Tier- 
schutzbereich findet sich in Anhang 1. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist durch Vertragsge- 
setze und Ratifikation den dort genannten Übereinkom- 
men sowie dem Zusatzprotokoll vom 10. März 1979 zum 
Europäischen Übereinkommen über den Schutz von Tie- 
ren beim internationalen Transport und dem Änderungs- 
protokoll zum Europäischen Übereinkommen zum 
Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen 
beigetreten. Ein Vertragsgesetz zum überarbeiteten Euro- 
päischen Übereinkommen über den Schutz von Tieren 
beim internationalen Transport wird derzeit vorbereitet. 

Wird ein Europäisches Übereinkommen ratifiziert, so hat 
dies zur Folge, dass, soweit dies noch nicht der Fall ist, 
das nationale Recht mit den Vorschriften des Überein- 
kommens in Einklang gebracht werden muss. Das deut- 
sche Tierschutzrecht ist entsprechend anzupassen. Glei- 
ches gilt vielfach für das Gemeinschaffsrecht. Denn bei 
den Europäischen Übereinkommen im Bereich Tier- 
schutz handelt es sich in der Regel um gemischte Über- 
einkommen, d. h. Übereinkommen, bei denen sowohl die 
EU als auch die Mitgliedstaaten Vertragsparteien des völ- 
kerrechtlichen Abkommens sind. Gemeinschaftsrecht- 
lich sind derartige Abkommen notwendig, wenn sich die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten die Zuständigkei- 
ten hinsichtlich des materiellen Rechts des Abkommens 
teilen. 
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Die Tierschutzübereinkommen finden damit Eingang in 
die nationale Rechtsetzung sowie die Rechtsetzung auf 
Gemeinschaftsebene. Die Arbeit des Europarates ist so- 
mit von wesentlicher Bedeutung für eine europäische 
Harmonisierung der Tierschutzvorschriften und gleich- 
zeitig auch der Wettbewerbsbedingungen. Die Bundesre- 
gierung setzt sich daher für eine ausreichende finanzielle 
und administrative Ausstattung insbesondere des Ständi- 
gen Ausschusses des Europäischen Übereinkommens 
zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhal- 
tungen ein, welches nachfolgend dargestellt wird.^^ 

8.2.2 Schutz von Tieren in 

iandwirtschaftiichen Tierhaitungen 

Das Europäische Übereinkommen vom 10. März 1976 
zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhal- 
tungen zielt auf eine europaweite Harmonisierung der 
Tierschutzbestimmungen hinsichtlich Haltung, Pflege 
und Unterbringung von Tieren, die zur Erzeugung von 
Nahrungsmitteln, Wolle, Häuten, Fellen oder zu anderen 
landwirtschaftlichen Zwecken gezüchtet oder gehalten 
werden. Die Bundesrepublik Deutschland hat dieses 
Übereinkommen bereits 1978 ratifiziert. 

Da die Bestimmungen dieses völkerrechtlichen Vertrages 
relativ allgemein gehalten sind, ist im Rahmen des Über- 
einkommens ein Ständiger Ausschuss eingerichtet wor- 
den, dem die Ausarbeitung und Annahme von detaillier- 
ten Empfehlungen an die Vertragsparteien obliegt. 
Mitglieder dieses Ausschusses sind Beauftragte der je- 
weiligen Vertragsparteien (Regierungsvertreter). Ferner 
nehmen internationale Tierschutz-, Tierärzte- und Tier- 
halterverbände als Beobachter an den Beratungen teil. 

Für die Annahme dieser Empfehlungen ist Einstimmig- 
keit im Ständigen Ausschuss erforderlich. Die Empfeh- 
lungen müssen von den Vertragsparteien des Überein- 
kommens durch Rechtsetzung oder Verwaltungspraxis 
umgesetzt werden. 

Empfehlungen waren bis zum Beginn des Berichtszeit- 
raums zu folgenden Tierarten verabschiedet worden: 
Schweine, Rinder (mit besonderen Bestimmungen für 
Kälber), Ziegen, Schafe, Haushühner (Legehennen und 
Masthühner), Straußenvögel, Pelztiere, Pekingenten, Mo- 
schusenten, Hausgänse und Puten. 

Auf seiner Sitzung am 2. Dezember 2004 hat der Stän- 
dige Ausschuss die überarbeitete Empfehlung für das 
Halten von Schweinen angenommen. Dieses, am 2. Juni 
2005 in Kraft getretene Dokument löst die Empfehlung 
für das Halten von Schweinen vom 21. November 1986 
ab. Die deutsche Übersetzung wurde am 26. August 2006 

bekanntgegeben.55 

Am 5. Dezember 2005 nahm der Ständige Ausschuss eine 
Empfehlung für die Haltung von Fischen in Aquakultur 


Informationen des Europarats finden sich im Internet (http:// 
www.coe.int). 

54 Gesetz vom 25. Januar 1978; BGBl. 1978 II S. 113. 

55 BAnz. Nr. 161 vom 26. August 2006: S. 5930. 


an. Diese Empfehlung trat am 5. Juni 2006 in Kraft. Die 
deutsche Übersetzung wurde am 26. August 2006 be- 
kanntgegeben.5^ 

Die Beratungen über die Empfehlung für das Halten von 
Kaninchen dauern noch an. Die EFSA hat auf Bitte des 
Ständigen Ausschusses durch umfangreiche Unterlagen 
(vgl. 5. 1.5. 3) einen Beitrag zur Diskussion geleistet. 

Weiterhin werden derzeit Entwürfe für eine Empfehlung 
betreffend die Haltung von Rindern (Überarbeitung) so- 
wie Anhänge zu der Empfehlung für die Haltung von 
Fischen in Aquakultur erörtert. Diese Anhänge sollen nä- 
here Angaben zu Verfahren der Betäubung und Tötung im 
Notfall, zu Wasserqualitätsparametem, zu Lachsen und 
Forellen sowie Karpfen beinhalten. 

8.2.3 Schutz von Tieren, die für wissen- 
schaftiiche Zwecke verwendet werden 

Nachdem die EU-Mitgliedstaaten das sogenannte „proto- 
col of amendment“ (ETS 170) ratifiziert hatten, trat es mit 
der Ratifikation durch die EU am 2. Dezember 2005 in 
Kraft. Danach können technische Änderungen in den An- 
hängen in einem erleichterten Verfahren angenommen 
werden. Derartige Änderungen können nun auf techni- 
scher Ebene angenommen werden (nicht mehr auf Minis- 
terebene) und sind nur formal dem Ministerkomitee zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Nach zwölf Monaten der 
Annahme auf technischer Ebene treten diese dann in 
Kraft. 

Dieses neue Verfahren erleichterte die Annahme der 
Überarbeitung des Anhangs A, in dem die Empfehlungen 
des Europarates für das Halten von Versuchstieren festge- 
legt sind. Die Annahme erfolgte im Rahmen der Vierten 
Multilateralen Konsultationen am 15. Juni 2006 in Straß- 
burg, so dass die neuen grundlegend überarbeiteten Emp- 
fehlungen am 15. Juni 2007 in Kraft treten. 

8.2.4 Schutz von Tieren beim internationaien 
Transport 

Das aus dem Jahre 1968 stammende Europäische Über- 
einkommen zum Schutz von Tieren beim internationalen 
Transport soll abgelöst werden, um neuen wissenschaftli- 
chen Erkenntnissen und praktischen Erfahrungen Rech- 
nung zu tragen. 

Wenngleich die überwiegende Mehrheit der Kompeten- 
zen bei der KOM liegt, bestehen dennoch einzelstaatliche 
Zuständigkeiten, etwa im Bereich kurzer Transporte von 
Heimtieren. Es handelt sich somit um ein gemischtes völ- 
kerrechtliches Abkommen und bedarf daher der Ratifika- 
tion. 

Die revidierte Konvention haben neben Deutschland 
(vgl. 3.1) folgende Staaten gezeichnet: Belgien, Bulga- 
rien, Kroatien, Finnland, Griechenland, Italien, Molda- 
wien, Norwegen, Rumänien, Schweden, Zypern, das Ver- 
einigte Königreich und die Schweiz; die EU hat das 


BAnz. Nr. 161 vom 26. August 2006: S. 5932. 
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Vorhaben unterzeichnet. Bulgarien, Griechenland, Nor- 
wegen, Rumänien, Schweden, die Schweiz und Luxem- 
burg haben es bereits ratifiziert. Die geänderte Konven- 
tion ist am 14. März 2006 in Kraft getreten. 

Das revidierte Übereinkommen enthält nur Eckwerte für 
die künftige Regelung des Tiertransportes; Details sollen 
im Ausschussverfahren festgelegt werden, wobei künftig 
mit Zweidrittelmehrheit entschieden wird. Bisher wurden 
zu folgenden Bereichen technische Protokolle vorbereitet: 

- zum Straßentransport, 

- zum Eisenbahntransport, 

- zum Lufttransport, 

- zum Seetransport, 

- zur Ladedichte, 

- zu Fütterungs-, Tränk- und Ruheintervallen. 

Die technischen Protokolle konnten noch nicht verab- 
schiedet werden. Die KOM beabsichtigt, bei der Abstim- 
mung das Stimmrecht für sich und die Mitgliedstaaten der 
EU auszuüben. 

Damit wurde ein Instrument geschaffen, mit dem rasch 
auf sich stellende Fragen reagiert werden kann. Die Rege- 
lungen sind kompatibel mit den neuen Vorgaben der EU. 

8.2.5 Zusammenarbeit mit anderen 
Organisationen 

Der Europarat, die EU sowie das internationale Tierseu- 
chenamt (OIE; vgl. 8.3) hatten am 23 ./24. November 
2006 einen internationalen Workshop veranstaltet. Regie- 
rungsvertreter und Tierärzte aus 50 Ländern Europas nah- 
men an dem Workshop teil. Sie hatten die Gelegenheit 
zum Ideenaustausch und zur Diskussion über Möglich- 
keiten einer effizienten Umsetzung der Tierschutzgesetze. 
Der Workshop ermöglichte es den genannten Organisa- 
tionen außerdem zu erörtern, wie ihre Aktivitäten sich ge- 
genseitig ergänzen können, um den Tierschutz in Europa 
weiter zu verbessern. 

Nach Abschluss wurde eine gemeinsame Erklärung mit 
dem Titel „Tierschutz in Europa: Erfolge und Aussich- 
ten“ verabschiedet. 

8.3 Internationales Tierseuchenamt 

Das OIE wurde am 25. Februar 1924 durch Zeichnung ei- 
ner entsprechenden Konvention zunächst von 28 Staaten 
in Paris errichtet. Deutschland trat am 14. Februar 1927 
bei und erwarb die Mitgliedschaft mit Wirkung vom 
16. Februar 1928. Heute hat das OIE 167 Mitglieder. Sie 
haben entschieden, dass das OIE als eine internationale 
Referenzorganisation für Tiergesundheit und Zoonosen 
auch eine internationale Führungsrolle im Bereich Tier- 
schutz übernimmt. 57 


^7 Vgl. Tierschutzbericht 2005. 


Im Mai 2002 nahm das OIE eine Resolution zum Tier- 
schutz an. Die 167 Mitgliedstaaten des OIE einigten sich 
darauf, mit der Erarbeitung von Leitlinien zu beginnen, 
die eine Grundlage für die Vereinbarung spezifischer 
Empfehlung und Standards bilden können. 

Der Internationale Ausschuss des OIE hat am 25. Mai 
2004 die Entschließung Nr. XXVI verabschiedet. Darin 
wird festgestellt, dass bereits Leitlinien für Prioritäten auf 
dem Gebiet des Tierschutzes ausgearbeitet werden und 
dass die aktive Beteiligung aller OIE- Mitglieder unver- 
zichtbar für den Erfolg der Initiative ist. 

Im Jahr 2004 wurden spezifische Artikel über Leitlinien 
für den Tierschutz und die wissenschaftliche Grundlage 
für Leitlinien für den Tierschutz in den Tiergesundheits- 
kodex eingefügt. Der Kodex enthält auch Einzelheiten zu 
den Grundsätzen, die für alle Transportarten und für be- 
stimmte Transportarten gelten, sowie Leitlinien für den 
Schutz von Tieren beim Transport auf dem Luftweg. 

Überdies hat das OIE vier Ad-hoc-Gruppen eingesetzt, 
welche Tierschutzleitlinien für den Transport auf dem 
Land- oder Seewege, für die Schlachtung von Tieren und 
für die humane Tötung von Tieren im Rahmen der Seu- 
chenbekämpfung ausarbeiten sollen. Die von diesen Ad- 
hoc-Gruppen erarbeiteten Leitlinien sind von der Gene- 
ralversammlung des OIE im Mai 2005 angenommen wor- 
den, ebenso wie eine Resolution betreffend die künftigen 
Aktivitäten des OIE im Bereich Tierschutz. 

Eine OIE Resolution, die einstimmig von den 167 Mit- 
gliedstaaten angenommen wurde, hat im Jahr 2004 den 
Weltgesundheits- und Tierschutzfonds mit dem Ziel ge- 
schaffen, Entwicklungsländern zu helfen, internationale 
Standards zur Handhabung von Tierseuchenausbrüchen, 
des Tierschutzes und verwandten Themen einzuhalten. 
Am 20. Oktober 2006 haben sich fünf intemafionale Or- 
ganisafionen in Paris als ein Beratungsgremium für den 
Welfgesundheifs- und Tierschufzfonds gefroffen. 

Als zweite bedeutende Publikation des OIE über den 
Tierschutz wurde im Berichtszeitraum die Abhandlung 
„Animal Welfare: global issues, trends and challenges“ 
veröffentlicht. 5* Zuvor war im Jahr 1994 eine spezielle 
Veröffentlichung zum Tierschutz erschienen. Die jetzige 
Publikation gibt einen Überblick über die Rolle des Tier- 
schutzes für die Veferinärdiensfe der Mifgliedsfaaten des 
OIE und beinhalfef Abhandlungen über spezifische infer- 
nationale Tierschufzthemen. 

8.4 Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung 

Die OECD mit Sekretariat in Paris wurde 1961 durch ein 
völkerrechtliches Übereinkommen gegründet, u. a. mit 
dem Ziel, durch wirtschaftliche Zusammenarbeit ihrer 
Mitgliedsländer wie auch durch intensiven Dialog mit 
Nichtmitgliedsländem einen Beitrag zur Entwicklung im 


Bayvel, A.C.D, Rahman, S.A., Gavinelli, A. (eds.): Animal welfare: 
global issues, trends and challenges. Scientific and Technical 
Review 24 (2). 
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Zeitalter der Globalisierung zu leisten. Mittlerweile gehö- 
ren der Organisation 30 Mitgliedstaaten an: Belgien, Dä- 
nemark, Deutsehland, Frankreich, Griechenland, Groß- 
britannien, Irland, Island, Italien, Kanada, Luxemburg, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schwe- 
den, Schweiz, Slowakische Republik, Spanien, Türkei, 
Vereinigte Staaten, Japan, Finnland, Australien, Neusee- 
land, Mexiko, Tschechische Republik, Ungarn, Republik 
Korea und Polen. 

Mit dem Ziel, eine Verbesserung der Chemikaliensicher- 
heit zu unterstützen und den Chemikalienkontrollmaß- 
nahmen mehr Transparenz und Effizienz zu verleihen, hat 
die OECD 1971 ein Chemikalienprogramm aufgestellt, in 
dessen Rahmen auch Richtlinien zur Prüfung chemischer 
Substanzen unter anderem im Hinblick auf ihre toxischen 
Effekte für Mensch und Umwelt verabschiedet wurden. 
Bereits 1981 hat die OECD in ihren Richtlinien tierexpe- 
rimentelle Prüfmethoden einschließlich genauer Durch- 
führungsbestimmungen^^ festgeschrieben. Die Beachtung 
der OECD-Empfehlungen bei der Stofiprüfung garantiert 
die internationale Anerkennung der Prüfergebnisse, so 
dass unnötige Wiederholungen von Tierversuchen ver- 
mieden werden. 

Die OECD-Richtlinien, die in unregelmäßigen Abständen 
aktualisiert und ergänzt werden, finden inzwischen über 
den Bereich der Industriechemikalien hinaus Anwendung 
bei der Prüfung von Pflanzenschutzmitteln, Lebensmit- 
teln und Bedarfsgegenständen; sie haben somit zu einer 
weitreichenden Harmonisierung toxikologischer Prüfme- 
thoden geführt. 

Auch die im Berichtszeitraum verabschiedete Testvor- 
schrift 435 „ln Vitro Membrane Barrier Test Method for 
Skin Corrosion“ verfolgt das ausdrückliche Ziel, die Nut- 
zung und das Leiden von Tieren bei Tests im Hinblick auf 
den Tierschutz zu verringern. 

Ausführliche Informationen zum Chemikalienprogramm 
der OECD finden sich im Internet.“ 

8.5 Vereinte Nationen 

Vom 25. bis 26. März 2003 fand in Manila eine internati- 
onale Tierschutzkonferenz mit Vertretern aus 21 Nationen 
statt, an der auch das BMELV teilnahm. Während der 
Konferenz wurde die Grundlage für eine gemeinsame Er- 
klärung über die Grundsätze des Tierschutzes erarbeitet, 
welche auf einen Entwurf der „World Society for the Pro- 
tection of Animais“ zurückgeht. 

Die gemeinsame Erklärung wurde durch eine Gruppe von 
vier Ländern weiterentwickelt, welche fünf geographi- 
sche Bereiche repräsentieren. Europa wird durch Tsche- 
chien vertreten. 

Inhaltliches Ziel der - nicht bindenden - Erklärung ist es, 
dass Tiere weltweit als Lebewesen akzeptiert werden, die 
Schmerzen und Stress empfinden können. Tierschutz soll 


OECD Guidelines for the Testing of Chemicals, OECD Principles of 
Good Laboratory Practice and Compliance Monitoring. 
http://www.oecd.org/ehs/ 


als Teil der weltweiten gesellschaftlichen Entwicklung 
anerkannt werden. Die Erklärung soll eine weltweite 
Rolle spielen, mit einem Schwerpunkt in weniger entwi- 
ckelten Ländern. 

Das organisatorisch-strategische Ziel besteht darin, die 
Erklärung durch die Vereinten Nationen annehmen zu las- 
sen. Dies soll im Jahr 2008 während einer Konferenz in 
New York erfolgen. Das BMELV begrüßt diese Initiative. 

Am 19. Oktober 2005 wurde durch die 33. Generalkonfe- 
renz der Organisation der Vereinten Nationen für Bil- 
dung, Wissenschaft, Kultur und Kommunikation (United 
Nations Educational, Scientific and Cultural Organiza- 
tion; UNESCO) die Allgemeine Erklärung über Bioethik 
und Menschenrechte einstimmig und durch Akklamation 
angenommen. 

In der Erklärung wird herausgeslellt, dass die General- 
konferenz die Erklärung in dem Bewusslsein angenom- 
men hat, dass die Menschen ein integraler Bestandteil der 
Biosphäre sind und ihnen eine wichtige Rolle beim ge- 
genseitigen Schutz und bei dem Schutz anderer Lebens- 
formen, insbesondere der Tiere, zukommt. 

Die Ziele dieser Erklärung sind, 

- einen allgemeinen Rahmen von Grundsätzen und Ver- 
fahren als Richtschnur für die Staaten bei der Formu- 
lierung ihrer Rechtsvorschriften, ihrer Politik oder 
anderer Instrumente im Bereich der Bioethik bereitzu- 
stellen, 

- als Richtschnur für die Handlungen von Einzelnen, 
Gruppen, Gemeinschaften, Institutionen und Unter- 
nehmen, sowohl öffentlich als auch privat, zu dienen, 

- die Achtung der Menschenwürde zu fiirdem und die 
Menschenrechte zu schützen, indem die Achtung des 
menschlichen Lebens und der Grundfreiheiten im Ein- 
klang mit den internationalen Menschenrechtsnormen 
sichergestellt wird, 

- die Bedeutung der Freiheit wissenschaftlicher For- 
schung und den Nutzen anzuerkennen, der aus wissen- 
schaftlichen und technischen Entwicklungen er- 
wächst, wobei auf die Notwendigkeit hingewiesen 
wird, dass diese Forschung und Entwicklungen inner- 
halb des Rahmens der in dieser Erklärung niedergeleg- 
ten ethischen Grundsätze stattfinden und dass sie die 
Menschenwürde, die Menschenrechte und die Grund- 
freiheiten achten, 

- den fachübergreifenden und pluralistischen Dialog 
über bioethische Fragestellungen zwischen allen Inte- 
ressenvertretem und innerhalb der Gesellschaft insge- 
samt zu lÖrdem, 

- den gleichberechtigten Zugang zu medizinischen, wis- 
senschaftlichen und technischen Entwicklungen zu 
lÖrdem, ebenso wie den größtmöglichen Informa- 
tionsfluss und die schnelle Teilhabe an Erkenntnissen 
über solche Entwicklungen sowie die Teilhabe am 
Nutzen unter besonderer Berücksichtigung der Be- 
dürfnisse der Entwicklungsländer, 
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- die Interessen der heutigen und der künftigen Genera- 
tionen zu sichern und zu fördern, 

- die Bedeutung der biologischen Vielfalt und ihrer Be- 
wahrung als gemeinsames Anliegen der Menschheit 
zu unterstreichen. 

Die Erklärung ist in deutscher Übersetzung im Internet 
verfügbar.^' 

8.6 Welthandelsorganisation 

Ohne einen geeigneten internationalen Rahmen könnten 
die in Deutschland bestehenden Tierschutzstandards ins- 
besondere bei der landwirtschaftlichen Tierhaltung unter- 
laufen werden, sofern Produzenten aus Ländern mit 
vergleichsweise niedrigen Tierschutzstandards wettbe- 
werbsfähigere Haltungsverfahren einsetzen, die in 
Deutschland aus Tierschutzgründen nicht zulässig wären. 

Die EU verfolgt bei den WTO- Verhandlungen der Doha- 
Runde u. a. das Ziel, eine bessere Absicherung des Tier- 
schutzes in den WTO-Übereinkommen zu erreichen. Ver- 
handlungs-Schwerpunkte bleiben aber die klassischen 
Verhandlungsfelder Marktzugang, internes Stützungs- 


http://www.unesco.de/erkl_bioethik_05_text.html 


niveau und Exportsubventionen, so dass das Thema Tier- 
schutz eine weniger zentrale Rolle spielt. 

Die WTO-Ministererklärung von Doha, mit der 2001 der 
Startschuss für eine umfassende neue Verhandlungsrunde 
gegeben wurde, hatte ausdrücklich bekräftigt, dass die 
nicht handelsbezogenen Anliegen als integraler Bestand- 
teil der klassischen Verhandlungsfelder behandelt wer- 
den. Aufgrund des kulturell bedingten international sehr 
unterschiedlichen Niveaus des Tierschutzes erweist es 
sich jedoch als außerordentlich schwierig, einen Konsens 
über Tierschutzfragen zu erzielen, der Grundlage für han- 
delsbezogene Regelungen sein müsste. Da sich die Ver- 
handlungen insgesamt, d. h. gerade auch in den o. a. klas- 
sischen Verhandlungsbereichen, in einer kritischen Phase 
befinden, ist es derzeit offen, zu welchem Zeitpunkt die 
Tierschutzfragen erneut Bedeutung erlangen werden. 

Für die Bundesregierung ist es dennoch weiterhin wich- 
tig, dass im Agrarbereich neben den erwähnten direkten 
Handelsthemen bei den WTO- Verhandlungen auch die 
sogenannten nicht handelsbezogenen Anliegen, wozu 
u. a. auch der Tierschutz gehört, angemessen berücksich- 
tigt werden. 

Informationen der WTO finden sich im Internet. 


http://www.wto.org 
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Anhang 1 

Übersicht über die Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Tierschutzes 


Bundesrepubiik Deutschiand 

Gesetze 

- Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Staatsziel 
Tiersehutz) vom 26. Juli 2002 (BGBl. 1 S. 2862), 

- Tiersehutzgesetz in der Fassung der Bekanntmaehung 
vom 18. Mai 2006 (BGBl. 1 S. 1206, 1313), geändert 
dureh Artikel 4 des Gesetzes zur Neuordnung des 
Tierzuehtreehts sowie zur Änderung des Tierseuehen- 
gesetzes, des Tiersehutzgesetzes und des Arzneimittel- 
gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. 1 S. 3294), 

- Gesetz zur Verbesserung der Reehtsstellung des Tieres 
im bürgerliehen Reeht vom 20. August 1990 (BGBl. 1 
S. 1762). 

Ratifikationsgesetze finden sieh im Absehnitt „Europa- 
rat“ in diesem Anhang. 

Rechtsverordnungen und weitere Vorschriften 

- Verordnung über die Tiersehutzkommission beim 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtsehaft und 
Forsten (Tiersehutzkommissions- Verordnung) vom 
23. Juni 1987 (BGBl. 1 S. 1557), zuletzt geändert 
dureh Artikel 418 der Neunten Zuständigkeitsanpas- 
sungsverordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. 1 
S. 2407), 

- Verordnung über Aufzeiehnungen über Versuehstiere 
und deren Kennzeiehnung vom 20. Mai 1988 (BGBl. 1 
S. 639), 

- Verordnung zum Sehutz von Tieren im Zusammen- 
hang mit der Sehlaehtung oder Tötung (Tiersehutz- 
Sehlaehtverordnung) vom 3. März 1997 (BGBl. 1 
S. 405), zuletzt geändert dureh die Zweite Verordnung 
zur Änderung der Tiersehutz-Sehlaehtverordnung 
vom 4. Februar 2004 (BGBl. 1 S. 214), 

- Verordnung zum Sehutz von Tieren beim Transport 
(Tiersehutztransportverordnung (TierSehTrV)) in Fas- 
sung der Bekanntmaehung vom 11. Juni 1999 (BGBl. 1 
S. 1337), zuletzt geändert dureh Artikel 4419 der 
Neunten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. 1 S. 2407), 

- Verordnung über die Meldung zu Versuehszweeken 
oder zu bestimmten anderen Zweeken verwendeter 
Wirbeltiere (Versuehstiermeldeverordnung) vom 

4. November 1999 (BGBl. 1 S. 2156), zuletzt geändert 
dureh Artikel 420 der Neunten Zuständigkeitsanpas- 
sungsverordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. 1 

5. 2407), 

- Tiersehutz-Hundeverordnung vom 2. Mai 2001 
(BGBl. 1 S. 838), geändert dureh Artikel 3 des Geset- 


zes über die Reform hufbesehlagreehtlieher Regelun- 
gen und zur Änderung tiersehutzreehtlieher Vorsehrif- 
ten vom 19. April 2006 (BGBl. 1 S. 900), 

- Verordnung zum Sehutz landwirtsehaftlieher Nutztiere 
und anderer zur Erzeugung tieriseher Produkte gehal- 
tener Tiere bei ihrer Haltung (Tiersehutz-Nutztierhal- 
tungsverordnung - TierSehNutztV) in der Fassung der 
Bekanntmaehung vom 22. August 2006 (BGBl. 1 
S. 2043), geändert dureh die Dritte Verordnung zur 
Änderung der Tiersehutz-Nutztierhaltungsverordnung 
vom 30. November 2006 (BGBl. 1 S. 2759), 

- Verordnung zur Durehsetzung bestimmter Vorsehrif- 
ten der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 des Rates vom 
22. Dezember 2004 über den Sehutz von Tieren beim 
Transport und damit zusammenhängender Vorgänge 
sowie zur Änderung der Riehtlinien 64/432/EWG und 
93/119/EG und der Verordnung (EG) Nr. 1255/97 
(Tiersehutztransport-Bußgeldverordnung) vom 21. De- 
zember 2006 (BGBl. 1. S. 3390), 

- Allgemeine Verwaltungsvorsehrift zur Durehführung 
des Tiersehutzgesetzes vom 9. Februar 2000 
(BAnz. Nr. 36a vom 22. Februar 2000). 

Europäische Union 

Verordnungen 

- Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 des Rates vom 

4. November 1991 zum Verbot von Tellereisen in der 
Gemeinsehaft und der Einfuhr von Pelzen und Waren 
von bestimmten Wildtierarten aus Ländern, die Teller- 
eisen oder den internationalen humanen Fangnormen 
nieht entspreehende Fangmethoden anwenden 
(ABI. EGNr. L 308 S. 1), 

- Verordnung (EG) Nr. 1255/97 des Rates vom 25. Juni 
1997 zur Festlegung gemeinsehaftlieher Anforderun- 
gen für Aufenthaltsorte und zur Anpassung des im 
Anhang der Riehtlinie 91/628/EWG vorgesehenen 
Transportplans (ABI. EG Nr. L 174 S. 1), 

- Verordnung (EG) Nr. 411/98 des Rates vom 
16. Februar 1998 mit zusätzliehen Tiersehutzvor- 
sehriften für Straßenfahrzeuge zur Beförderung von 
Tieren während mehr als aeht Stunden (ABI. Nr. L 52 

5. 8), 

- Verordnung (EG) Nr. 1/2005 des Rates vom 22. De- 
zember 2004 über den Sehutz von Tieren beim Trans- 
port und damit zusammenhängenden Vorgängen so- 
wie zur Änderung der Riehtlinien 64/432/EWG und 
93/119/EG und der Verordnung (EG) Nr. 1255/97 
(ABI. EGNr. L 3 S.l). 
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Richtlinien 

- Richtlinie 86/609/EWG des Rates vom 24. November 
1986 zur Annäherung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedstaaten zum Schutz der für 
Versuche und andere wissenschaftliche Zwecke ver- 
wendeten Tiere (ABI. EG Nr. L 358 S. 1), 

- Richtlinie 91/628/EWG des Rates vom 19. November 
1991 über den Schutz von Tieren beim Transport so- 
wie zur Änderung der Richtlinien 90/425/EWG und 
91/496/EWG (ABI. EG Nr. L 340 S. 17), geändert 
durch Richtlinie 95/29/EG des Rates vom 29. Juni 
1995 zur Änderung der Richtlinie 91/628/EWG über 
den Schutz von Tieren beim Transport (ABI. EG 
Nr. L 148 S. 52), 

- Richtlinie 91/629/EWG des Rates vom 19. November 
1991 über Mindestanforderungen für den Schutz von 
Kälbern (ABI. EG Nr. L 340 S. 28), geändert durch 
Richtlinie 97/2/EG des Rates vom 20. Januar 1997 zur 
Änderung der Richtlinie 91/629/EWG über Min- 
destanforderungen für den Schutz von Kälbern 
(ABI. EG Nr. L 25 S. 24) sowie 97/182/EG: Entschei- 
dung der Kommission vom 24. Februar 1997 
(ABI. EG Nr. L 76 S. 30), 

- Richtlinie 91/630/EWG des Rates vom 19. November 
1991 über Mindestanforderungen für den Schutz von 
Schweinen (ABI. EG Nr. L 340 S. 33), 

- Richtlinie 93/119/EG des Rates vom 22. Dezember 
1993 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der 
Schlachtung oder Tötung (ABI. EG Nr. L 340 S. 21), 

- Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über 
den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere (ABI. EG 
Nr. L 221 S. 23) sowie Entscheidung der Kommission 
über Mindestanforderungen an die Kontrolle von Be- 
trieben, in denen landwirtschaftliche Nutztiere gehal- 
ten werden, vom 17. Dezember 1999, 

- Richtlinie 1999/74/EG des Rates vom 19. Juli 1999 
zur Festlegung von Mindestanforderungen zum 
Schutz von Legehennen (ABI. EG Nr. L 203 S. 53), 

- Richtlinie 2001/88/EG des Rates vom 23. Oktober 
2001 zur Änderung der Richtlinie 91/630/EWG über 
Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen 
(ABI. EGNr. L316S. 1), 

- Richtlinie 2001/93/EG der Kommission vom 9. No- 
vember 2001 zur Änderung der Richtlinie 91/630/ 
EWG über Mindestanforderungen für den Schutz von 
Schweinen (ABI. EG Nr. L 316 S. 36). 

Europarat 

Der Europarat stellt im Internet eine Sammlung deutsch- 
sprachiger Vertragstexte zur Verfügung. '^3 


^3 http ://conventions .coe . int/Treaty/GER/v3 DefaultGER.asp 


Europäische Übereinkommen sowie Protokolle 

- Europäisches Übereinkommen vom 13. Dezember 
1968 über den Schutz von Tieren beim internationalen 
Transport (Gesetz vom 12. Juli 1973 (BGBl. 1973 11 
S. 721); ETS 065), 

- Europäisches Übereinkommen vom 10. März 1976 
zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tier- 
haltungen (Gesetz vom 25. Januar 1978 (BGBl. 1978 11 
S. 113); ETS 087), 

- Zusatzprotokoll vom 10. Mai 1979 zum Europäischen 
Übereinkommen über den Schutz von Tieren beim in- 
ternationalen Transport (Gesetz vom 28. August 1980 
(BGBl. 1980 11 S. 1153); ETS 103), 

- Europäisches Übereinkommen vom 10. Mai 1979 
über den Schutz von Schlachttieren (Gesetz vom 
9. Dezember 1983 (BGBl. 1983 11 S. 770); ETS 102), 

- Europäisches Übereinkommen vom 18. März 1986 
zum Schutz der für Versuche und andere wissenschaft- 
liche Zwecke verwendeten Wirbeltiere (Gesetz vom 
11. Dezember 1990 (BGBl. 1990 11 S. 1486); 
ETS 123), 

- Europäisches Übereinkommen vom 13. November 
1987 zum Schutz von Heimtieren (Gesetz vom 
1. Februar 1991 (BGBl. 1991 11 S. 402); ETS 125), 

- Gesetz zum Änderungsprotokoll vom 6. Februar 1992 
zu dem Europäischen Übereinkommen zum Schutz 
von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen (Ge- 
setz vom 23. August 1994 (BGBl. 1994 11 S. 1350); 
ETS 145), 

- Gesetz zu dem Änderungsprotokoll vom 22. Juni 1998 
zum Europäischen Übereinkommen zum Schutz der 
für Versuche und andere wissenschaftliche Zwecke 
verwendeten Wirbeltiere (BGBl. 2004 11 S. 986); 
ETS 170); 

- Europäisches Übereinkommen vom 6. November 
2003 über den Schutz von Tieren beim internationalen 
Transport - revidiert - (Gesetz vom 22. August 2006 
(BGBl. 2006 11 S. 798); ETS 193). 

Empfehlungen 

Beim Europarat wurden auf der Grundlage der genannten 

Europäischen Übereinkommen völkerrechtlich verbindli- 
che Empfehlungen 

- für das Halten von Schweinen, Rindern (mit besonde- 
ren Bestimmungen für Kälber), Ziegen, Schafen, 
Haushühnem der Art Gallus gallus, Straußenvögeln, 
Pelztieren, Fischen in Aquakultur, Puten, Pekingenten 
(Anas platyrhynchos), Moschusenten (Cairina mo- 
schata), Hybriden von Moschusenten und Pekingenten 
sowie Hausgänse (Anser anser f domesticus, Anser 
cygnoides f domesticus) und ihre Kreuzungen, 

- für den Transport von Pferden, Schweinen, Rindern, 
Schafen, Ziegen und Geflügel sowie 

- für die Betäubung von Schlachttieren 

erarbeitet. 
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Anhang 2 

Im Auftrag des BMELV erarbeitete Gutachten, Leitlinien und Eckwerte 


Gutachten 

- Gutachten tierschutzgerechte Haltung von Damwild in 
Gehegen zum Zwecke der Fleischproduktion ein- 
schließlich der Gewinnung von Nebenprodukten 
(Nutztierartige Damwildhaltung) vom 2. November 
1979, 

- Maßnahmen zur Verminderung überhand nehmender 
frei lebender Säugetiere und Vögel. Bestandsauf- 
nahme, Berechtigung und tierschutzrechtliche Bewer- 
tung vom 20. Februar 1991, 

- Gutachten über Mindestanforderungen an die Haltung 
von Straußenvögeln, außer Kiwis, vom 10. Juni 1994 
(in der ergänzten Fassung vom 10. September 1996), 

- Gutachten über Mindestanforderungen an die Haltung 
von Greifvögeln und Eulen vom 10. Januar 1995, 

- Gutachten über Mindestanforderungen an die Haltung 
von Papageien vom 10. Januar 1995, 

- Gutachten über Mindestanforderungen an die Haltung 
von Säugetieren vom 10. Juni 1996, 

- Gutachten über Mindestanforderungen an die Haltung 
von Kleinvögeln - Teil 1, Kömerfresser vom 10. Juli 
1996, 

- Gutachten über Mindestanforderungen an die Haltung 
von Reptilien vom 10. Januar 1997, 


- Gutachten über Mindestanforderungen an die Haltung 
von Zierfischen (Süßwasser) vom 30. Dezember 1998, 

- Gutachten zur Auslegung von § 11b des Tierschutzge- 
setzes (Verbot von Qualzüchtungen) vom 2. Juni 
1999. 

Leitlinien 

- Leitlinien Tierschutz im Pferdesport vom 
1. November 1992, 

- Leitlinien für eine tierschutzgerechte Haltung von 
Wild in Gehegen vom 27. Mai 1995, 

- Leitlinien zur Beurteilung von Pferdehaltungen unter 
Tierschutzgesichtspunkten vom 10. November 1995, 

- Leitlinien für die Haltung, Ausbildung und Nutzung 
von Tieren in Zirkusbetrieben oder ähnlichen Einrich- 
tungen vom 4. August 2000, 

- Leitlinien zur Ausrichtung von Tierbörsen unter Tier- 
schutzgesichtspunkten vom 1. Juni 2006. 

Eckwerte 

- Bundeseinheitliche Eckwerte für eine freiwillige Ver- 
einbarung zur Haltung von Jungmasthühnem (Broiler, 
Masthähnchen) und Mastputen vom 2. September 
1999. 
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Anhang 3 

Strafverfolgungsstatistik 




AbgeurteilteO 




Verurteilte^! 



Personen mit anderen Entscheidnngen 




He- 

ran- 

wach- 

sende 

(18 

bis 21) 




Heranwachsende 


nach allg. 
Strafrecht 

nach Jugendstrafrecht 


Ge- 

samt 

Ju- 

gend- 

liche 

Er- 

wach- 

Ge- 

samt 

Ju- 

gend- 


verurteilt nach 

Er- 

wach- 

Ein- 
stel- 
lung d. 
Vcrf. 
ohne 
Maß- 
regeln 


Ent- 

scheid. 

ausge- 

setzt 

nach 

§27 

JGG 

Einstellung des 
Verfahrens 



(14 

bis 17) 

sene 

liche 

Ge- 

samt 

allg. 

Strafe. 

Jn- 

gend 

Strafe. 

sene 

Frei- 

spruch 

Ge- 

samt 

nach 

§47 

JGG 

Frei- 

sprnch 

2001 

männ- 

lich 

557 

28 

20 

509 

407 

9 

17 

8 

9 

381 

114 

15 

0 

21 

19 

0 

weib- 

lich 

113 

1 

15 

97 

81 

0 

9 

4 

5 

72 

24 

3 

0 

5 

3 

0 

Ge- 

samt 

670 

29 

35 

606 

488 

9 

26 

12 

14 

453 

138 

18 

0 

26 

22 

0 

2002 

männ- 

lich 

538 

23 

32 

483 

416 

18 

26 

11 

15 

372 

91 

22 

1 

7 

6 

2 

weib- 

lich 

130 

0 

11 

119 

106 

0 

9 

4 

5 

97 

21 

3 

0 

0 

0 

0 

Ge- 

samt 

668 

23 

43 

602 

522 

18 

35 

15 

20 

469 

112 

25 

1 

7 

6 

2 

2003 

männ- 

lich 

512 

10 

13 

484 

375 

9 

6 

3 

3 

360 

105 

29 

■ 


2 

1 

weib- 

lich 

144 

1 

17 

131 

112 

0 

15 

9 

6 

97 

27 

2 

0 

2 

1 

1 

Ge- 

samt 

656 

11 

30 

615 

487 

9 

21 

12 

9 

457 

132 

31 

1 

4 

3 

2 

2004 

männ- 

lich 

590 

22 

19 

549 

419 

13 

7 

4 

3 

399 

133 

21 

0 

15 

14 

1 

weib- 

lich 

147 

2 

14 

131 

109 

1 

11 

7 

4 

97 

28 

6 

0 

4 

3 

0 

Ge- 

samt 

737 

24 

33 

680 

528 

14 

18 

11 

7 

496 

161 

27 

0 

19 

17 

1 


Quelle: Statistisches Bundesamt (verändert). 

Die Angaben beziehen sich auf das frühere Bundesgebiet einschließlich Gesamt-Berlin; Flächendeckende Angaben liegen noch nicht vor. 
ü Angeklagte, gegen die Strafbefehle erlassen wurden bzw. Strafverfahren nach Einleitung des Hauptverfahrens durch Urteil oder Einstellungsbe- 
schluss rechtskräftig abgeschlossen worden sind. 

Angeklagte gegen die nach allgemeinem Strafrecht Freiheitsstrafe, Strafarrest oder Geldstrafe verhängt worden ist, oder deren Straftat nach Ju- 
gendstrafrecht mit Jugendstrafe, Zuchtmittel oder Erziehungsmaßregeln geahndet wurde. 
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Anhang 4 

Auswahl tierschutzrelevanter Forschungsprojekte an der FAL 


- Einfluss unterschiedlicher Einstreumaterialen auf das 
Verhalten und Gesundheitsaspekte von Broilern und 
Mastputen, 

- Untersuchungen zur Verbesserung der Lauffahigkeit 
bei Mastputen, 

- Einfluss der prämortalen Behandlung sowie der Be- 
dingungen vor der Schlachtung auf stressphysiologi- 
sche Parameter männlicher Puten, 

- Konzept und Versuchsplanung für eine zukünftige ko- 
ordinierte Feldprüfung von Legehennenherkünften auf 
ihre Eignung für den ökologischen Landbau, 

- Untersuchungen zu physiologischen und molekular- 
biologischen Aspekten sowie zu Verhaltensmerkmalen 
bei auf Federpicken selektierten Hühnern, 

- Einfluss verschiedener Haltungsformen auf das Lim- 
bische System und das Lemverhalten von Legehen- 
nen, 

- Alternative Haltungsformen im Abferkelbereich (Be- 
wegungsbuchten VS. Gruppenabferkelung), 

- Möglichkeiten und Auswirkungen einer frühen Kon- 
taktaufnahme zwischen Ferkeln unterschiedlicher 
Würfe, 

- Untersuchungen zur Reduktion von Ferkel Verlusten 
im ökologischen Landbau, 

- Entwicklung eines C02-gesteuerten Lüftungskonzep- 
tes zur Verbesserung der Stallluftqualität bei gleichzei- 
tiger Verringerung der Emissionen in der Mast- 
schweinehaltung, 

- Untersuchungen zur Qualität und zum Platzangebot 
bei Liegeflächen in der Mastrinderhaltung, 

- Untersuchungen zur Vermeidung des gegenseitigen 
Besaugens bei Kälbern durch Modifikationen der 
Tränketechnik und des Tränkebereiches, 

- Muttergebundene Kälberaufzucht im Ökologischen 
Landbau, 

- Evaluierung geeigneter Parameter zur Bestimmung 
des Abkalbezeitpunkts zur besseren Überwachung des 
Abkalbevorgangs, 

- Nutzung von Methoden des Precision Dairy Farming 
zur Verbesserung der Tiergerechtheit in der ökologi- 
schen Milchviehhaltung, 


- Untersuchungen zum Einsatz von subkutanen Injekta- 
ten mit Temperatursensoren zur Gesundheitsüberwa- 
chung von Kälbern und Milchkühen, 

- Untersuchung zum Einsatz eines Gründaches mit au- 
tomatisierter Bewässerung auf dem Milchviehstall zur 
Reduzierung des Hitzestresses bei Hochleistenden 
Milchkühen, 

- Bewertung technisch bedingter Anpassungsreaktionen 
von Färsen im Melkstand, 

- Untersuchungen zur Beziehung verschiedener Stoff- 
wechselparameter zur Gesundheit und Leistung von 
Milchkühen, 

- Überprüfung des Einsatzes von Zeolith im Futter tro- 
ckenstehender Milchkühe zur Reduzierung des Hypo- 
calcämierisikos, 

- Untersuchungen zur embryonalen und fetalen Mortali- 
tät und deren Verringerung beim Rind, 

- Untersuchungen zur Eignung von Liegenischen unter- 
schiedlichen Bodenmaterials für Milchziegen, 

- Endo-Parasitenkontrolle bei Schafen/Ziegen mittels 
Weidemanagement, 

- Anthelmintika Resistenz (AR) bei Magen-Darm- 
Strongyliden (MDS) der Wiederkäuer und Maßnah- 
men zur Verzögerung der Ausbreitung, 

- Untersuchungen über die ernährungsphysiologische 
und gesundheitliche Wirkung von Laubfutter in der 
Schaf- und Ziegenfütterung, 

- Untersuchungen zur Erhöhung der Bewegungsaktivi- 
tät in Haltungsverfahren für Pferde, 

- Untersuchungen zur Verbesserung der Tiergerechtheit 
von Haltungsverfahren für Pferde durch verbesserte 
Strukturierung von Funktionsbereichen, 

- Tiergesundheitskonzepte im ökologischen Landbau, 

- Untersuchungen zum Einfluss unterschiedlicher Mut- 
terkomalkaloidgehalte im Futter auf Gesundheitssta- 
tus, Leistung und Nährstoffverdaulichkeit bei Rind, 
Schwein und Geflügel sowie auf Rückstände im tieri- 
schen Produkt, einschließlich Prüfung von Detoxifika- 
tionsmöglichkeiten, 

- Untersuchungen zur Eignung der Genexpression von 
CRH-Rezeptoren als Stressindikator, 
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- Untersuchungen zur Regulation von Adaptationspro- 
zessen (Wasser- und Elektrolythaushalt) bei landwirt- 
schaftlichen Nutztieren, 

- Untersuchungen zur neuro endokrinen Interaktion zwi- 
schen Stress und Reproduktion, 

- Kryokonservierung von Gameten und Embryonen als 
Ersatz von Zuchttiertransporten, 


- Untersuchungen zur Reduktion tierschutzrelevanter 
Probleme (Kastration, Schwergeburten etc.) durch die 
Veränderung des Geschlechterverhältnisses in der Be- 
samung (Sperma-Sexing), 

- Untersuchungen zur Ausbreitung von Resistenzgenen 
bei Nutzieren, 

- Molekularbiologische Identifikation von Antibiotika- 
resistenzgenen und Zoonoseerregem. 
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Anhang 5 

Anzahl der zu wissenschaftlichen Zwecken verwendeten Tiere 


Tabelle 1 

Anzahl der zu wissenschaftlichen Zwecken verwendeten Tiere, gegliedert nach Tierarten, 

in Abhängigkeit vom Versuchsjahr 


Art der Versuchstiere 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

Mäuse 

1.024.413 

1.151.053 

1.180.355 

1.316.628 

1.432.492 

Ratten 

512.393 

519.575 

501.228 

493.885 

571.257 

Meerschweinchen 

41.138 

43.906 

42.012 

41.533 

40.297 

Hamster 

8.562 

12.052 

10.142 

10.903 

8.581 

andere Nager 

10.712 

12.446 

5.242 

5.923 

7.919 

Kaninchen 

117.890 

133.446 

104.418 

104.491 

105.293 

Katzen 

648 

771 

653 

628 

1.023 

Hunde 

4.430 

5.305 

4.886 

4.306 

4.892 

Frettchen 

40 

139 

222 

372 

560 

andere Fleischfresser 

250 

274 

176 

275 

235 

Pferde, Esel, Maultiere und Maulesel 

1.144 

1.239 

718 

999 

755 

Schweine 

11.661 

15.761 

12.250 

14.954 

14.004 

Ziegen 

223 

234 

325 

246 

283 

Schafe 

2.308 

2.470 

2.968 

2.649 

3.652 

Rinder 

2.402 

3.320 

3.005 

2.276 

2.909 

Halbaffen 

484 

506 

156 

169 

99 

Neuweltaffen 

215 

324 

452 

530 

421 

Altweltaffen 

1.416 

1.059 

1.315 

972 

1.585 

Menschenaffen 

0 

0 

0 

0 

0 

andere Säugetiere 

579 

1.281 

623 

717 

123 

Wachteln 

2.594 

2.384 

2.848 

2.800 

4.159 

andere Vögel 

63.665 

76.963 

81.154 

78.070 

93.858 

Reptilien 

702 

757 

171 

63 

153 

Amphibien 

15.102 

25.507 

19.342 

14.865 

16.577 

Fische 

303.590 

201.604 

137.680 

167.235 

101.551 

Gesamt 

2.126.561 

2.212.376 

2.112.341 

2.265.489 

2.412.678 




Anzahl der im Jahr 2004 verwendeten Tiere, gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit von der Herknnft 
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Tabelle 2 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 
Die Daten in den grau markierten Feldern werden nicht erhoben. 




Anzahl der im Jahr 2005 verwendeten Tiere, gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit von der Herknnft 
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Tabelle 3 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 
Die Daten in den grau markierten Feldern werden nicht erhoben. 




Anzahl der im Jahr 2004 verwendeten Tiere, gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit vom Versnchszweck 
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Tabelle 4 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 

Ohne die toxikologischen Untersuchungen oder andere Sicherheitsprüfungen in Spalte 65. 

2) Einschließlich der Sicherheitsprüfungen von Produkten und Geräten für die Human-, Zahn- und Veterinärmedizin. 

Diese werden gern, der Versuchstiermeldeverordnung nicht weiter aufgeschlüsselt. Dem trägt die neue Tabelle 4 durch Ergänzung der Spalte 21 Rechnung. Darunter fallen auch Tiere, deren Organe 
oder Gewebe zur Organ- oder Zellkulturgewinnung verwendet werden. Diese können u. a. zur Erforschung und Entwicklung von Ersatz- und Ergänzungsmethoden zum Tierversuch genutzt werden. 
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Tabelle 5 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 

Ohne die toxikologischen Untersuchungen oder andere Sicherheitsprüfungen in Spalte 65. 

2) Einschließlich der Sicherheitsprüfungen von Produkten und Geräten für die Human-, Zahn- und Veterinärmedizin. 

Diese werden gern, der Versuchstiermeldeverordnung nicht weiter aufgeschlüsselt. Dem trägt die neue Tabelle 5 durch Ergänzung der Spalte 21 Rechnung. Darunter fallen auch Tiere, deren Organe 
oder Gewebe zur Organ- oder Zellkulturgewinnung verwendet werden. Diese können u. a. zur Erforschung und Entwicklung von Ersatz- und Ergänzungsmethoden zum Tierversuch genutzt werden. 




Anzahl der im Jahr 2004 hei toxikologischen nnd anderen Sicherheitsprüfnngen verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit vom Schwerpnnkt der Prüfnng 
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Tabelle 6 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 




Anzahl der im Jahr 2005 hei toxikologischen nnd anderen Sicherheitsprüfnngen verwendeten Tiere 
gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit vom Schwerpnnkt der Prüfnng 
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Tabelle 7 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 




Anzahl der im Jahr 2004 hei Versuchen für die Erforschung von Erkrankungen von Mensch und Tier verwendeten Tiere, 

gegliedert nach Tierarten 
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Tabelle 8 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 




Anzahl der im Jahr 2005 hei Versuchen für die Erforschung von Erkrankungen von Mensch und Tier verwendeten Tiere, 

gegliedert nach Tierarten 
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Tabelle 9 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 




Anzahl der im Jahr 2004 hei der Herstellung und Qualitätskontrolle von Erzeugnissen und Geräten für die Human-, Zahn- und Veterinärmedizin 

verwendeten Tiere, gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit von der Rechtsgrundlage 
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Tabelle 10 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 



Anzahl der im Jahr 2005 hei der Herstellung und Qualitätskontrolle von Erzeugnissen und Geräten für die Human-, Zahn- und Veterinärmedizin 

verwendeten Tiere, gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit von der Rechtsgrundlage 
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Tabelle 11 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 



Anzahl der im Jahr 2004 hei toxikologischen Untersnchnngen nnd anderen Sicherheitsprüfnngen verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit von der Rechtsgrnndlage 
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Tabelle 12 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 



Anzahl der im Jahr 2005 hei toxikologischen Untersnchnngen nnd anderen Sicherheitsprüfnngen verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit von der Rechtsgrnndlage 
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Tabelle 13 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 



Anzahl der im Jahr 2004 hei toxikologischen Untersnchnngen nnd anderen Sicherheitsprüfnngen verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit vom Untersnchnngshereich 
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Tabelle 14 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 
14- Tage-, 28-Tage-Studie, einschließlich Limit-Test 




Anzahl der im Jahr 2005 hei toxikologischen Untersnchnngen nnd anderen Sicherheitsprüfnngen verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit vom Untersnchnngshereich 
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Tabelle 15 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 
14- Tage-, 28-Tage-Studie, einschließlich Limit-Test. 




Anzahl der im Jahr 2004 hei toxikologischen Untersnchnngen nnd anderen Sicherheitsprüfnngen verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Erzengnissen, in Abhängigkeit vom Untersnchnngshereich 
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Tabelle 16 
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Anzahl der im Jahr 2005 hei toxikologischen Untersnchnngen nnd anderen Sicherheitsprüfnngen verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Erzengnissen, in Abhängigkeit vom Untersnchnngshereich 
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Tabelle 17 
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Anzahl der im Jahr 2004 verwendeten Tiere, gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit von der tierschntzrechtlichen Znordnnng 
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Tabelle 18 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 



Anzahl der im Jahr 2005 verwendeten Tiere, gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit von der tierschntzrechtlichen Znordnnng 
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Tabelle 19 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 



Anzahl der im Jahr 2004 verwendeten Tiere, gegliedert nach Versnchszweck, in Abhängigkeit von der tierschntzrechtlichen Znordnnng 
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Tabelle 20 



Die Zahlen in der ersten Spalte und im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 

*) Diese werden gern, der Versuchstiermeldeverordnung nicht weiter aufgeschlüsselt. Dem trägt die neue Tabelle 20 durch Ergänzung der Zeile 21 Rechnung. Darunter fallen auch Tiere, deren Organe 
oder Gewebe zur Organ- oder Zellkulturgewinnung verwendet werden. Diese können u. a. zur Erforschung und Entwicklung von Ersatz- und Ergänzungsmethoden zum Tierversuch genutzt werden. 




Anzahl der im Jahr 2005 verwendeten Tiere, gegliedert nach Versnchszweck, in Abhängigkeit von der tierschntzrechtlichen Znordnnng 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-69- 


Drucksache 16/5044 


Tabelle 21 



Die Zahlen in der ersten Spalte und im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 

*) Diese werden gern, der Versuchstiermeldeverordnung nicht weiter aufgeschlüsselt. Dem trägt die neue Tabelle 21 durch Ergänzung der Zeile 21 Rechnung. Darunter fallen auch Tiere, deren Organe 
oder Gewebe zur Organ- oder Zellkulturgewinnung verwendet werden. Diese können u. a. zur Erforschung und Entwicklung von Ersatz- und Ergänzungsmethoden zum Tierversuch genutzt werden. 




Anzahl der im Jahr 2004 hei Versuchen nach § 7 Tierschutzgesetz für besondere Zwecke verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit vom Versuchszweck 
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Tabelle 22 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 

Ohne die toxikologischen Untersuchungen oder andere Sicherheitsprüfungen in Spalte 65. 

2) Einschließlich der Sicherheitsprüfungen von Produkten und Geräten für die Human-, Zahn- und Veterinärmedizin. 




Anzahl der im Jahr 2005 hei Versuchen nach § 7 Tierschutzgesetz für besondere Zwecke verwendeten Tiere, 
gegliedert nach Tierarten, in Abhängigkeit vom Versuchszweck 
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Tabelle 23 



Die Zahlen im Spaltenkopf entsprechen den Code-Nummem der Versuchstiermeldeverordnung. 

Ohne die toxikologischen Untersuchungen oder andere Sicherheitsprüfungen in Spalte 65. 

2) Einschließlich der Sicherheitsprüfungen von Produkten und Geräten für die Human-, Zahn- und Veterinärmedizin. 
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Tabelle 24 


Anzahl der Versuchstiere in Einrichtungen der Bundeswehr 


Jahr 

Gesamt 

Hunde 

Schafe/ 

Ziegen/ 

Pferde 

Meer- 

schwein- 

chen 

Kanin- 

chen 

Ratten/ 

Mäuse 

Gänse/ 

Hühner 

Fische 

1984 

6.429 

12 

69 

1.298 

344 

4.609 

97 

0 

1985 

4.826 

16 

94 

1.608 

308 

2.744 

56 

0 

1986 

4.720 

0 

32 

1.193 

414 

3.149 

32 

0 

1987 

2.857 

0 

40 

597 

326 

1.868 

26 

0 

1988 

1.471 

0 

64 

504 

342 

558 

3 

0 

1989 

1.459 

0 

15 

276 

96 

1.072 

0 

0 

1990 

1.130 

0 

27 

213 

106 

784 

0 

0 

1991 

3.325 

0 

29 

375 

93 

1.048 

0 

1.780 

1992 

2.643 

0 

0 

34 

52 

456 

0 

2.101 

1993 

1.487 

4 

4 

330 

37 

452 

0 

660 

1994 

2.056 

0 

0 

254 

51 

211 

0 

1.540 

1995 

695 

0 

0 

11 

44 

110 

0 

530 

1996 

74 

0 

0 

0 

22 

12 

0 

40 

1997 

1.083 

0 

0 

0 

22 

311 

0 

750 

1998 

501 

0 

0 

0 

61 

436 

4 

0 

1999 

406 

0 

0 

0 

10 

394 

2 

0 

2000 

519 

0 

30 

40 

6 

443 

0 

0 

2001 

540 

0 

40 

0 

58 

442 

0 

0 

2002 

153 

0 

10 

0 

15 

128 

0 

0 

2003 

115 

0 

7 

0 

0 

108 

0 

0 

2004 

267 

0 

63 

0 

14 

190 

0 

0 

2005 

215 

42 

1 

11 

3 

158 

0 

0 


Im Bereich der Bundeswehr wurden bereits seit 1984 die Zahlen der verwendeten Versuchstiere, der zu wissenschaftlichen Zwecken getöteten Tiere 
sowie der Tiere, die zur Herstellung, Gewinnung, Aufbewahrung oder Vermehrung von Stoffen, Produkten oder Organismen eingesetzt wurden, er- 
fasst. 

Diese Zahlen wurden in den übrigen Tabellen über Versuchstierzahlen berücksichtigt. 
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